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§1-8

nachdem das Universitätsgesetz 2002 die basis für die 
ausgliederung der 21 Universitäten bildete, wurde mit der 
Gestaltung eines kollektivvertrages begonnen, welcher ein 
maßgeschneidertes arbeits- und gehaltsrecht beinhalten 
sollte. die kollektivvertragspartner kamen überein, dass für 
die beschäftigtengruppen „wissenschaftliches/künstlerisches 
Personal“ und „allgemeines Universitätspersonal“ trotz 
teilweiser großer inhaltlicher Unterschiede ein gemeinsamer 
kollektivvertrag geschaffen werden soll. Gemeinsame, 
verbindende und berufsbedingt differente regelungsinhalte 
wurden in abschnitte gegliedert. es wurden arbeitsrechtliche 
verbesserungen gegenüber den gesetzlichen bestimmungen 
erreicht sowie soziale inhalte eingearbeitet. 

Der kollektivvertrag ist auch nach dessen Unterfertigung 
nicht „in stein gemeißelt“. Formulierungsänderungen zwecks 
schaffung weiterer rechtssicherheit und inhaltliche ver-
besserungen unter berücksichtigung der anwendung in 
der gelebten Praxis werden regelmäßig unter einbindung 
der betriebsrätinnen und betriebsräte erfolgen. ich bedan-
ke mich bei den verhandlungsteams für die eingebrachte 
Fachkompetenz sowie die erfolgreiche Übernahme der ihnen 
übertragenen verantwortung. sie haben den beweis gelie-
fert, dass trotz mehrjähriger verhandlungen das ziel nie aus 
den augen verloren wurde und hier wieder ein stück öster-
reichischer sozialpartnerschaftlicher geschichte geschrieben 
werden konnte.

© andi bruckner

Fritz Neugebauer
Vorsitzender der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst
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§1-8

Vorwort 

die basis für international wettbewerbsfähige  
Universitäten sind ihre humanressourcen und eine 
gute Personalentwicklung. Mit dem Universitätsge-
setz 2002 haben die österreichischen Universitäten 
ab dem Jahr 2004 die vollrechtsfähigkeit erlangt 
und damit auch Personalautonomie. Dadurch hat 
das Personalrecht der Universitäten in den ver-
gangenen Jahren sehr viele neuerungen erfahren. 
Die Universitäten verfügen in diesem rahmen 
über entscheidungsmöglichkeiten und Freiräume 
bei Personalaufnahme und Personaleinsatz, bei 
Personalentwicklung, der arbeitszeitregelung und 
der entgeltgestaltung. mit dem kollektivvertrag 
für die österreichischen Universitäten – der erste 
Universitäten-kollektivvertrag in europa – der 2009 
nach langen Jahren der verhandlungen in kraft ge-
treten ist, konnte nun ein weiterer wichtiger beitrag 
auf dem weg zu einem moderneren Personalrecht 
gesetzt werden.

Universitäten sind nicht nur bildungs-, ausbildungs-
und Forschungseinrichtungen, sondern auch 
arbeitgeber mit großer Personalverantwortung. ich 
bin sicher, dass mit dem kollektivvertrag auch eine 
moderne Personalentwicklung für moderne Univer-
sitäten gewährleistet ist, und danke allen beteiligten 
für ihre mitarbeit.

© hilzensauer
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1. teil
allGemeiNe BestimmUNGeN

§ 1. Vertragspartner
vertragspartner dieses kollektivvertrages sind 
der dachverband der Universitäten, p. a. Öster-
reichische Universitätenkonferenz, a-1090 
wien, liechtensteinstraße 22, einerseits und 
der Österreichische Gewerkschaftsbund, Ge-
werkschaft Öffentlicher dienst, a-1010 wien, 
teinfaltstraße 7, andererseits.

§ 2. Geltungsbereich
(1)  Dieser kollektivvertrag gilt 
a)  räumlich für das gebiet der republik  

österreich;
b)  fachlich für alle dem dachverband angehö-

renden Universitäten als arbeitgeberinnen 
gemäß § 6 des Universitätsgesetzes 2002 
(Ug);

c)  persönlich für alle arbeitnehme rinnen der 
Universitäten, deren arbeitsverhältnis mit 
der Universität nach dem 31. Dezember 
2003 begründet oder deren arbeitsverhält-
nis gemäß § 134 Ug auf die Universität 
übergeleitet wurde.

(2) Dieser kollektivvertrag gilt darüber hinaus 
auch
1.  für arbeitnehmerinnen der Universitäten, 

deren arbeitsverhältnis vor dem 1. Jänner 
2004 zum rechtsvorgänger der Universität 
begründet worden war und die innerhalb 
von drei Jahren nach inkrafttreten des kol-
lektivvertrages eine Übertrittserklärung ge-
mäß § 126 abs. 5 oder 7 Ug abgegeben 
haben;

2.  für den Universitäten zugewiesene beam-
ten/beamtinnen,

 a)  die innerhalb von drei Jahren ab ihrer 
definitivstellung ihren austritt aus dem 
bundesdienst erklärt haben und gemäß 
§ 125 abs. 9 UG in ein arbeitsverhältnis 
zur betreffenden Universität aufgenom-
men wurden; oder 

 b)  mit denen sonst eine entsprechende 
Übertrittsvereinbarung getroffen wurde,

wobei Übertritts- oder austrittserklärungen un-
wirksam sind, wenn sie eine bedingung ent-
halten.
(3) Der kollektivvertrag gilt nicht für mitglieder 
des rektorates (§ 22 abs. 3 UG) sowie für  
volontäre/volontärinnen. 

§ 3. Geltungsbeginn und 
Geltungsdauer
(1) Dieser kollektivvertrag tritt am 1. oktober 
2009 in kraft und wird auf unbestimmte zeit 
abgeschlossen.
(2) Der kollektivvertrag kann von beiden  
teilen unter einhaltung einer dreimonatigen 
kündigungsfrist zum 30. september eines 
kalenderjahres schriftlich gekündigt werden, 
sofern im folgenden nichts anderes bestimmt 
ist.
(3) während der kündigungsfrist sind ver-
handlungen wegen erneuerung oder abände-
rung des kollektivvertrages zu führen.

§ 4. Betriebsvereinbarungen
in folgenden angelegenheiten können unbe-
schadet gesetzlicher ermächtigungen durch 
betriebsvereinbarung ergänzende rege-

1. Teil • allGemeiNe BestimmUNGeN

Universität wien, haUPtPortal 
© Universität wien
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lungen zu diesem kollektivvertrag getroffen 
werden:
1.  richtlinien für das mitarbeiterinnenge-

spräch (§ 9 abs. 4);
2.  vorkehrungen zur vermeidung und be-

wältigung von innerbetrieblichem Mobbing  
(§ 9 abs. 5);

3.  voraussetzungen und modalitäten für den 
anspruch auf bildungsurlaub 

 (§ 11 abs. 1);
4.  voraussetzungen und modalitäten für 

den anspruch auf sabbatical 
 (§ 11 abs. 3);
5.  Präzisierung des begriffes „wesentliche 

dienstliche interessen“ im hinblick auf  
nebenbeschäftigungen (§ 12 abs. 2);

6.  richtlinien für den inhalt und die moda-
litäten des abschlusses von Qualifizie-
rungsvereinbarungen (§ 27 abs. 8);

7.   bildung von weiteren lehrveranstaltungs-
kategorien bei lektoren/lektorinnen (§ 29 
abs. 3) sowie regelungen sonstiger Un-
terrichtstätigkeiten (§ 29 abs. 5);

8.   zulassung der betrauung mit lehrtä-
tigkeiten zu außergewöhnlichen zeiten  
(§ 31 abs. 5);

9.  voraussetzungen und Modalitäten für den 
anspruch auf studienurlaub für assistenz-
professoren/assistenzprofessorinnen, 
assoziierte Professoren/Professorinnen 
sowie senior scientists, senior artists und 
senior lecturer (§ 33 abs. 1);

10.  verlängerung des Durchrechnungszeit-
raumes der normalarbeitszeit beim allge-
meinen Universitätspersonal 

 (§ 34 abs. 3);
11.   zulassung der betrauung mit lehrtä-

tigkeiten und mit Patientenversorgung 
zu außergewöhnlichen zeiten für ar-
beitnehmerinnen nach § 5 abs. 2 z 1 
sowie für arbeitnehmerinnen gemäß  
§ 43 und § 44, die im klinischen bereich 
einer medizinischen Universität oder der 
veterinärmedizinischen Universität ärzt-
lich, zahnärztlich oder tierärztlich ver-
wendet werden (§ 40 abs. 4);

12.  verlängerung des Durchrechnungszeit-
raumes der normalarbeitszeit für arbeit-
nehmerinnen nach § 5 abs. 2 z. 2 (mit 
ausnahme von arbeitnehmerinnen ge-
mäß § 43 und § 44), die im klinischen be-
reich einer medizinischen Universität oder 
der veterinärmedizinischen Universität 
verwendet werden (§ 41 abs. 3);

13.   die betrauung mit tätigkeiten in der Pa-
tientenversorgung zu außergewöhnlichen 
zeiten (§ 41 abs. 3);

14.   besondere auszahlungstermine für das 
entgelt von wissenschaftlich/künstle-
rischen Projektmitarbeiterinnen 

 (§ 49 abs. 12);
15.   verfahren und Modalitäten für die Über-

prüfung einer einreihung des allgemeinen 
Universitätspersonals (§ 50 abs. 7);

16.   Festlegung zusätzlicher Qualifikations-
kriterien für den expert(inn)enstatus  
(§ 52 abs. 3);

17.   besondere auszahlungstermine für das 
entgelt von Projektmitarbeiterinnen in 
nicht wissenschaftlicher/künstlerischen 
verwendung (§ 54 abs. 4); 

18.   entfällt (2. Nachtrag zum KollV,  
1. 1. 2011);

19.   voraussetzungen und Modalitäten sowie 
höhe der abgeltungen für dienstreisen  
(§ 62 abs. 3);

20.   zuschüsse zum besuch von in den  
aufgaben des arbeitnehmers/der arbeit-
nehmerin begründeten fort bildungs-
veranstaltungen etc. (§ 62 abs. 4);

21.   voraussetzung und ausmaß einer  
Jubiläumszuwendung (§ 63 abs. 1);

22.   voraussetzungen und modalitäten eines 
gehaltsvorschusses (§ 63 abs. 2).

1-4
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2. teil 
DieNstorDNUNG

a. Bestimmungen für alle  
arbeitnehmerinnen

§ 5. allgemeine Bestimmungen und 
sonderbestimmungen
(1) Die bestimmungen des 2. teils des kollek-
tivvertrags gelten für alle arbeitnehmerinnen 
der Universitäten, soweit nicht sonderbestim-
mungen für die medizinischen Universitäten 
und die veterinärmedizinische Universität et-
was anderes vorsehen.
(2) arbeitnehmerinnen der Universitäten sind:
1.  angehörige des wissenschaftlichen/

künst le rischen Universitätspersonals (§ 
94 abs. 2 UG); oder

2.  angehörige des allgemeinen Universitäts-
personals (§ 94 abs. 3 UG).

§ 6. arbeitsvertrag, Dienstzettel
Jeder/Jede arbeitnehmerin erhält von der Uni-
versität unverzüglich nach arbeitsantritt einen 
schriftlichen arbeitsvertrag oder eine schrift-
liche aufzeichnung über die wesentlichen 
rechte und Pflichten aus dem arbeitsvertrag, 
die den vorschriften des § 2 arbeitsvertrags-
rechts-anpassungsgesetzes (avrag) zu ent-
sprechen hat.

§ 7. probezeit
Der erste monat des arbeitsverhältnisses gilt 
als Probemonat (§ 19 abs. 2 angestelltenge-
setz [angG]). in dieser zeit kann das arbeits-
verhältnis von beiden vertragsteilen jederzeit 
und ohne einhaltung einer Frist aufgelöst 
werden.

§ 8. Allgemeine Pflichten des  
arbeitnehmers/der arbeitnehmerin 
(1) der/die arbeitnehmerin ist verpflichtet, alle 
im arbeitsvertrag vereinbarten tätigkeiten 
persönlich und gewissenhaft zu verrichten.
(2) ist im arbeitsvertrag ein ausbildungsziel 
vereinbart, hat sich der/die arbeitnehmerin zu 

bemühen, die vereinbarte ausbildung in der 
vertraglich vorgesehenen zeit erfolgreich zu 
absolvieren.
(3) arbeitsort ist die Gemeinde, in der die Uni-
versität ihren sitz hat. Der/die arbeitnehmerin 
ist jedoch verpflichtet, seine/ihre arbeitsleis-
tung auch an anderen von der Universität be-
stimmten orten im inland und im ausland so-
wie in Gesellschaften zu verrichten, an denen 
die Universität mehrheitlich beteiligt ist. bei 
wechsel des regelmäßigen arbeitsortes ist die 
Mitwirkung des betriebsrates sicherzustellen.
(4) soll der/die arbeitnehmerin regelmäßig 
an arbeitsorten in mehreren gemeinden tätig 
werden, ist dies im arbeitsvertrag (dienstzet-
tel) festzulegen. wird ein/e arbeitnehmerin 
regelmäßig an arbeitsorten in mehr als zwei 
Gemeinden eingesetzt, gilt der weg von und 
zum weitest entfernten dieser arbeitsorte als 
Dienstreise (§ 62).
(5) hat der/die arbeitnehmerin teile seiner/ 
ihrer arbeit außerhalb von arbeitsstätten der 
Universität (insbesondere bei telearbeit) oder 
im ausland zu verrichten, ist darüber eine 
schriftliche vereinbarung zu treffen. Die mit-
wirkung des betriebsrates nach dem arbeits-
verfassungsgesetz (arbvg) bleibt unberührt.

§ 9. Pflichten des/der Vorgesetzten
(1) der/die vorgesetzte ist verpflichtet, die 
arbeitnehmerinnen ihren fähigkeiten entspre-
chend im rahmen des arbeitsvertrages einzu-
setzen und ihr dienstliches Fortkommen sowie 
ihre berufliche Fortbildung zu fördern. 
(2) der/die vorgesetzte hat für eine den je-
weiligen aufgaben entsprechende verteilung 
der arbeit zu sorgen und darauf zu achten, 
dass die arbeitnehmerinnen ihre dienstlichen 
aufgaben gesetzmäßig und in zweckmäßiger, 
wirtschaftlicher und sparsamer weise erfüllen 
können. bei der verteilung der aufgaben und 
Festlegung der arbeitszeit ist auf etwaige kin-
derbetreuungspflichten der arbeitnehmerin-
nen rücksicht zu nehmen.
(3) wird mit dem/der arbeitnehmerin ein aus-
bildungsziel vereinbart, so hat dies so recht-

2. Teil • DiensTorDnung
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zeitig zu erfolgen, dass die erfüllung während 
der vertragsdauer möglich ist. die Universität 
hat dem/der arbeitnehmerin ausreichend zeit 
zur erreichung des zieles zu gewähren und 
ihm/ihr jene Mittel zur verfügung zu stellen, 
die zur zielerreichung erforderlich sind.
(4) Der/die leiterin einer organisationseinheit 
gemäß § 20 abs. 5 Ug oder der/die sonst 
verantwortliche bzw. mit der Fachaufsicht 
betraute vorgesetzte ist verpflichtet, einmal 
im kalenderjahr mit den ihm/ihr unterstellten 
arbeitnehmern und arbeitnehmerinnen nach-
weislich ein mitarbeiter(innen)gespräch zu 
führen. dabei sind jedenfalls
a)  das arbeitsziel der organisationseinheit 

sowie ihre aufgabenstellung im Folgejahr 
und der beitrag des arbeitnehmers/der ar-
beitnehmerin daran, die auswertung einer 
bereits vereinbarten ergebniserreichung, 
sowie

b)  die Maßnahmen, die zur verbesserung 
oder erhaltung der leistung des arbeit-
nehmers/der arbeitnehmerin notwendig 
und zweckmäßig sind und durch die dem/
der arbeitnehmerin auch eine längerfristige 
berufliche entwicklung eröffnet werden soll,

zu erörtern. auf verlangen des arbeitneh-
mers/der arbeitnehmerin oder des leiters/
der leiterin der organisationseinheit (des/
der verantwortlichen bzw. mit der Fachauf-
sicht betrauten vorgesetzten) ist ein mitglied 
des für den/die arbeitnehmerin zuständigen 
betriebsrates oder ein sonstiger/eine sonstige 
arbeitnehmerin der Universität als vertrau-
ensperson beizuziehen. nähere regelungen 
des Mitarbeiter (innen)gespräches können 
durch betriebsvereinbarung getroffen werden.
(5) durch betriebsvereinbarung können ge-
eignete vorkehrungen zur vermeidung und 
bewältigung von innerbetrieblichem Mobbing 
getroffen werden. 

§ 10. Fortbildung,  
ausbildungskosten
(1) Der/die arbeitnehmerin ist zu regelmäßiger 
Fortbildung verpflichtet und hat an von der 

Universität angeordneten fortbildungsver-
anstaltungen unter fortzahlung des entgelts 
teilzunehmen. zu anderen Fortbildungsveran-
staltungen kann unbeschadet von § 11 eine 
freistellung von der arbeitsleistung mit oder 
ohne entfall der bezüge gewährt werden.
(2) die Universität ist berechtigt, die von ihr 
über die gehaltskosten des arbeitnehmers/
der arbeitnehmerin hinaus aufgewendeten 
kosten für eine von ihr überwiegend finan-
zierte ausbildung zurückzuverlangen, wenn 
diese kosten euro 2.000,– übersteigen, und 
der/die arbeitnehmerin innerhalb von vier 
Jahren nach abschluss (eines selbständig 
verwertbaren teiles) dieser ausbildung durch 
vorzeitigen austritt ohne wichtigen Grund, 
durch selbstkündigung oder durch vom/von 
der arbeitnehmerin verschuldete entlassung 
aus dem arbeitsverhältnis ausscheidet. Der 
rückersatz verringert sich mit jedem vollen 
Monat, um den das arbeitsverhältnis nach 
abschluss (eines selbständig verwertbaren 
teiles) der ausbildung weiter besteht, um 
zwei Prozent der von der Universität aufge-
wendeten kosten.

5-10
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§ 11.  Bildungsurlaub, sabbatical
(1) Durch betriebsvereinbarung kann al-
len arbeitnehmerinnen nach jeweils sieben 
Jahren ununterbrochener beschäftigung bei 
der betreffenden Universität ein anspruch 
auf freistellung von der arbeitsleistung mit 
oder ohne fortzahlung des entgelts für wei-
terbildungszwecke im höchstausmaß von 
jeweils zwei Monaten eingeräumt werden.  
§ 33 bleibt unberührt.
(2) zeitpunkt und dauer der Freistellung sind 
mit der Universität zu vereinbaren. in dieser 
vereinbarung sind auch die ziele der weiter-
bildung festzulegen.

(3) Durch betriebsvereinbarung kann für alle 
arbeitnehmerinnen, die länger als sieben 
Jahre ununterbrochen bei der betreffenden 
Universität beschäftigt sind, ein anspruch auf 
herabsetzung der wöchentlichen arbeitszeit 
in einem mehrjährigen zeitraum zur errei-
chung einer geblockten freistellung von der 
arbeitsleistung am ende dieses zeitraums 
vorgesehen werden. ein solcher anspruch auf 
sabbatical kommt nur in betracht, wenn kein 
wichtiger dienstlicher Grund entgegensteht.

§ 12. Nebenbeschäftigung
(1) der/die arbeitnehmerin hat jede beabsich-
tigte erwerbsmäßige nebenbeschäftigung 
und deren wesentliche änderung sowie die 
tätigkeit im vorstand, aufsichts- oder ver-
waltungsrat einer auf Gewinn gerichteten ju-
ristischen Person der Universität zu melden.  
der/die arbeitnehmerin hat jede nebenbe-
schäftigung zu unterlassen, durch deren aus-
übung arbeitsvertragliche verpflichtungen 
oder sonstige wesentliche dienstliche inte-
ressen der Universität beeinträchtigt werden.
(2) bei der beurteilung, ob eine beeinträchti-
gung nach abs. 1 vorliegt, ist die verbindung 
mit den fachlich in betracht kommenden 
bereichen in und außerhalb der Universität 
angemessen zu berücksichtigen. Der begriff 
„wesentliche dienstliche interessen“ kann 
durch betriebsvereinbarung präzisiert wer-
den.
(3) ein zuwiderhandeln gegen die bestim-
mung des abs. 1 stellt einen kündigungs-
grund (§ 22 abs. 2 lit. b), bei Unzumutbarkeit 
der fortsetzung des arbeitsverhältnisses 
einen entlassungsgrund dar. eine kündi-
gung (entlassung) wegen verletzung der 
Unterlassungspflichten nach abs. 1 ist un-
geachtet sonstiger voraussetzungen nur 
zulässig, wenn dem/der arbeitnehmerin von 
der Universität schriftlich mitgeteilt wurde, 
dass die Universität wesentliche dienstliche 
interessen als beeinträchtigt erachtet, und 
der/die arbeitnehmerin die nebenbeschäfti-
gung fortsetzt oder nicht entsprechend ein-
schränkt.

§ 13. Verschwiegenheitspflicht
Der/die arbeitnehmerin hat über alle inner-
betrieblichen angelegenheiten und alle ihm/
ihr in ausübung seiner/ihrer tätigkeit bekannt 
gewordenen Umstände, an deren Geheimhal-
tung die Universität ein dienstliches interesse 
hat, strengste verschwiegenheit zu bewahren. 
diese verschwiegenheitspflicht besteht auch 
nach beendigung des arbeitsverhältnisses 
weiter.

Johannes kePler Universität linz, 
science Park  / © hertha hurnaus
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§ 14. Gehaltskonto
Der/die arbeitnehmerin hat im inland ein ge-
haltskonto einzurichten, auf das die Univer-
sität mit schuldbefreiender wirkung das ent-
gelt sowie sämtliche anderen zahlungen, die 
mit dem arbeitsverhältnis in zusammenhang 
stehen, überweisen kann.

§ 15. personalevidenz
der/die arbeitnehmerin ist verpflichtet, der 
Universität alle änderungen seiner/ihrer Per-
sonalien (name, Familienstand, zahl der kin-
der) und seiner/ihrer wohn- und zustelladres-
se unverzüglich bekannt zu geben.

§ 16. Dienstverhinderungen
(1) ist der/die arbeitnehmerin durch krankheit 
oder Unglücksfall an der leistung seiner/ihrer 
dienste verhindert, hat er/sie der Universität 
unverzüglich, das heißt grundsätzlich am tag 
des eintritts der verhinderung zu verständi-
gen.
(2) Dauert eine Dienstverhinderung nach  
abs. 1 länger als drei arbeitstage, hat der/
die arbeitnehmerin auf verlangen der Univer-
sität eine bestätigung eines vertragsarztes/
einer vertragsärztin des für ihn/sie zuständi-
gen krankenversicherungsträgers oder eines 
amtsarztes/einer amtsärztin nach § 8 abs. 8 
angg vorzulegen. Die Universität kann die 
vorlage einer solchen bestätigung in be-
gründeten Fällen auch verlangen, wenn eine 
dienstverhinderung weniger als drei arbeits-
tage dauert.
(3) ist der/die arbeitnehmerin durch andere 
wichtige, seine/ihre Person betreffende Grün-
de an der leistung der dienste verhindert, 
hat er/sie der Universität möglichst schon 
vor dem eintritt der verhinderung, jedenfalls 
aber unverzüglich nach dem eintritt der ver-
hinderung davon zu verständigen. tritt die 
Dienstverhinderung ohne verschulden des 
arbeitnehmers/der arbeitnehmerin ein (wie  
z. b. wegen Gerichtsterminen, dienstprüfung), 
behält er/sie den anspruch auf das entgelt  
(§ 8 abs. 3 angg).

(4) bei nach abs. 3 angezeigtem und nach-
träglich nachgewiesenem eintritt nachste-
hender familienangelegenheiten hat der/die 
arbeitnehmerin anspruch auf freistellung von 
der arbeitsleistung unter fortzahlung des ent-
gelts jedenfalls in folgendem ausmaß:
a) eigene eheschließung/verpartnerung 
 drei tage;
b) geburt eigener kinder  drei tage;
c)  eheschließung/verpartnerung 
 naher angehöriger  ein tag;
d)  lebensgefährliche/r erkrankung oder Un-

fall des ehepartners/eingetragenen Part-
ners/lebensgefährten, eines (wahl- und 
Pflege-)kindes oder eines elternteiles, dies 
unbeschadet des anspruches auf Pflege-
freistellung  drei tage;

e)  ableben des ehepartners/eingetragenen 
Partners/lebensgefährten, eines (wahl- 
und Pflege-) kindes, eines elternteiles oder 
anderer naher angehöriger, letztere wenn 
diese im gemeinsamen haushalt gelebt  
haben  drei tage;

f)  teilnahme an der bestattung naher ange-
höriger, die nicht im gemeinsamen haushalt 
gelebt haben  ein tag;

g)  wohnungswechsel:  zwei tage.
(5) als nahe angehörige nach abs. 4 sind Per-
sonen anzusehen, die mit dem/der arbeitneh-
merin in gerader linie verwandt sind, ferner 
Geschwister, stiefkinder sowie andere ange-
hörige, letztere sofern sie im gemeinsamen 
haushalt leben.
(6) ansprüche nach abs. 4 sind in form be-
trieblicher arbeitstage zu gewähren, müssen 
aber im zeitlichen zusammenhang mit dem 
betreffenden ereignis konsumiert werden.
(7) arbeitnehmerinnen, die einer staatlich an-
erkannten religionsgemeinschaft angehören, 
erhalten zusätzlich zu den gesetzlichen feier-
tagen (§ 7 abs. 2 arbeitsruhegesetz [arg]) für 
die gemäß ihren religiösen vorschriften fest-
gelegten feiertage die unbedingt erforderliche 
freie zeit unter Fortzahlung des entgeltes im 
höchstausmaß von zwei arbeitstagen pro ka-
lenderjahr. diese Feiertage sind vom/von der 
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arbeitnehmerin unverzüglich nach abschluss 
des arbeitsvertrages bekannt zu geben; 
eine spätere änderung ist nur aus wichtigem 
Grund möglich.
(8) Der 24. Dezember und der 31. Dezember 
sind arbeitsfrei, soweit eine anwesenheit aus 
dienstlichen gründen nicht unbedingt erfor-
derlich ist. ist eine anwesenheit unbedingt 
erforderlich, hat der/die arbeitnehmer/in un-
beschadet von § 57 und § 58 je geleisteter  
stunde anspruch auf zeitausgleich im ver 
hältnis 1 : 1.

§ 17. teilzeitarbeit
(1) bei vereinbarung einer teilzeitbeschäf-
tigung ist im arbeitsvertrag ein bestimmtes, 
in wochenstunden ausgedrücktes beschäf-
tigungsausmaß als wöchentliche normalar-
beitszeit festzulegen.
(2) sofern nicht wichtige dienstliche Grün-
de entgegenstehen, ist auf wunsch des/der 
vollzeitbeschäftigten arbeitnehmers/arbeit-
nehmerin an stelle der vollzeitbeschäftigung 
teilzeitbeschäftigung zu gewähren. das aus-
maß der teilzeitarbeit ist mit der Universität zu 
vereinbaren. in dieser vereinbarung ist ein be-
stimmtes, in wochenstunden ausgedrücktes 
beschäftigungsausmaß festzulegen. weiters 
ist zu vereinbaren, ob die teilzeitbeschäfti-
gung für einen bestimmten zeitraum oder auf 
unbestimmte zeit gewährt werden soll.
(3) beabsichtigt der/die arbeitnehmerin bei 
einer unbefristet in anspruch genommenen 
teilzeitbeschäftigung die wiederaufnahme 
der vollbeschäftigung, wird er/sie bei der be-
setzung freier stellen bei gleicher Qualifikati-
on bevorzugt behandelt.

§ 18. übernahme von ämtern
ein/eine arbeitnehmerin, der/die Mitglied des 
nationalrates, des bundesrates, eines land-
tages, einer Gemeindevertretung, des euro-
päischen Parlaments oder des verfassungs-
gerichtshofes wird oder sich um ein solches 
amt bewirbt, hat anspruch auf eine gänzliche 
oder teilweise Freistellung von der arbeitsleis-

tung gegen gänzlichen oder teilweisen entfall 
des entgelts, wenn ihm/ihr die ausübung sei-
nes/ihres öffentlichen amtes neben der erfül-
lung der arbeitspflicht nicht möglich ist. eine 
freistellung unter fortzahlung des entgelts 
bedarf einer ausdrücklichen vereinbarung mit 
der Universität.

§ 19. Urlaub
(1) Der/die arbeitnehmerin hat anspruch auf 
einen erholungsurlaub nach den bestim-
mungen des Urlaubsgesetzes (Urlg). Ur-
laubsjahr ist das kalenderjahr.
(2) in dem kalenderjahr, in dem das ar-
beitsverhältnis begründet wird, beträgt das 
Urlaubs ausmaß für jeden begonnenen Monat 
des arbeitsverhältnisses ein zwölftel des jähr-
lichen ausmaßes. hat das Dienstverhältnis in 
diesem kalenderjahr ununterbrochen sechs 
Monate gedauert, so gebührt der volle erho-
lungsurlaub. 
(3) Die berechnung des Urlaubsanspruches 
hat nicht auf der Grundlage von werktagen, 
sondern auf der grundlage tatsächlicher  
arbeitstage zu erfolgen. 
(4) bei einer änderung des beschäftigungs-
ausmaßes ist der anspruch auf noch nicht 
verbrauchten Urlaub des laufenden kalen-
derjahres und das dafür gebührende Urlaubs-
entgelt derart anzupassen, dass dieser um 
denselben Faktor vervielfacht wird, um den 
sich das beschäftigungsausmaß ändert. nicht 
verfallene Urlaubsansprüche aus vorange-
gangenen kalenderjahren bleiben davon un-
berührt.
(5) Das Urlaubsausmaß kann anteilsmäßig 
zur geleisteten arbeitszeit in stunden ausge-
drückt werden.
(6) Dem/der arbeitnehmerin kann von der 
Universität der verbrauch eines teiles oder 
des gesamten im nächstfolgenden kalender-
jahr gebührenden erholungsurlaubes gewährt 
werden.
(7) abweichend von abs. 1 beträgt das Ur-
laubsausmaß für arbeitnehmerinnen, die in 
den verwendungsgruppen a 1 oder a 2 ein-
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gestuft sind (§ 48), 30 arbeitstage. bei arbeit-
nehmerinnen nach § 5 abs. 2 z. 1 ist bei der 
vereinbarung über den verbrauch des Ur-
laubs im besonderen auf die verpflichtungen 
der Universität gegenüber den studierenden 
im bereich der lehre bedacht zu nehmen.
(7a) abweichend von abs. 1 beträgt das Ur-
laubsausmaß für alle arbeitnehmerinnen der 
Universität ab dem kalenderjahr, in dem das 
43. lebensjahr vollendet wird:
–  wenn sie spätestens zum 30. Juni des ka-

lenderjahres bereits sechs Jahre bei der 
jeweiligen Universität in einem arbeitsver-
hältnis (ausgenommen als lehrling oder 
studentische/r mitarbeiterin) beschäftigt  
waren: 28 arbeitstage,

–  wenn sie spätestens zum 30. Juni des ka-
lenderjahres bereits zehn Jahre bei der 
jeweiligen Universität in einem arbeitsver-
hältnis (ausgenommen als lehrling oder 
studentische/r mitarbeiterin) beschäftigt  
waren: 30 arbeitstage.

dabei sind alle zeiten in einem arbeitsverhält-
nis bei der jeweiligen Universität zu berück-
sichtigen, die mindestens zusammenhängend 
je sechs Monate gedauert haben. abs. 7 bleibt 
davon unberührt.
(8) das Urlaubsausmaß nach abs. 1, 7 und 
7a erhöht sich für arbeitnehmerinnen, deren 
zugehörigkeit zum kreis der begünstigten be-
hinderten nach § 14 abs. 1 oder 2 behinder-
teneinstellungsgesetz festgestellt ist oder die 
eine rente wegen Minderung der erwerbsfä-
higkeit als folge eines arbeits/Dienstunfalls 
oder einer berufskrankheit oder eine rente 
nach dem heeresversorgungsgesetz bezie-
hen. die erhöhung beträgt bei einer behinde-
rung/Minderung der erwerbsfähigkeit von
– mindestens 20 %  zwei arbeitstage,
– mindestens 40 %  vier arbeitstage,
–  mindestens 50 % sowie
 bei vollblindheit  fünf arbeitstage.

§ 19a Frühkarenz für Väter
(1) einem arbeitnehmer ist auf sein ansu-
chen für den zeitraum von der Geburt seines 

kindes oder im fall von mehrlingsgeburten 
seiner kinder bis längstens zum ende des 
beschäftigungsverbotes der mutter gemäß 
§ 5 abs 1 und 2 MschG, gleichartiger öster-
reichischer rechtsvorschriften oder gleichar-
tiger rechtsvorschriften der vertragsstaaten 
des abkommens über den europäischen 
wirtschaftsraum ein Urlaub unter entfall der 
bezüge (karenz) im ausmaß von bis zu vier 
wochen zu gewähren, wenn er mit dem kind 
(den kindern) und der mutter im gemein-
samen haushalt lebt und keine wichtigen 
dienstlichen interessen entgegenstehen. 

(2) Der arbeitnehmer hat beginn und Dauer 
des karenzurlaubes spätestens ein monat 
vor dem voraussichtlichen geburtstermin 
bekanntzugeben und in weiterer Folge die 
anspruchsbegründenden und anspruchsbe-
endenden Umstände darzulegen. in dieser 
zeit bleibt der bisherige sozialversicherungs-
schutz aufrecht, und zwar unter gänzlicher 
Übernahme der beitragslast durch die Uni-
versität. 
(3) der karenzurlaub endet vorzeitig, wenn 
der gemeinsame haushalt mit dem kind (den 
kindern) und der Mutter aufgehoben wird. 

17-19a

technische Universität Graz,  
haUPtGebäUde, alte technik / © tU graz/illemann  



2. Teil • DiensTorDnung

16

(4) die zeit des karenzurlaubes ist für dienst-
zeitabhängige ansprüche wie eine karenz 
nach dem vkg zu behandeln. 

§ 20. endigung eines befristeten 
arbeitsverhältnisses, elternkarenz
(1) ein befristetes arbeitsverhältnis endet 
mit ablauf der zeit, für die es eingegangen 
wurde. eine vertragliche vereinbarte kün-
digungsmöglichkeit ist bei befristungen 
von bis zu zwei Jahren rechtsunwirksam. 
bei längeren befristungen kann eine kün-
digung erst nach zwei Jahren ausgespro-
chen werden. eine kündigung durch die 
Universität setzt voraus, dass einer der in  
§ 22 abs. 2 lit. a bis d genannten kündigungs-
gründe vorliegt und die schriftform eingehal-
ten wird.
(2) abweichend von abs. 1 können arbeitsver-
hältnisse, welche aufgrund einer Projektfinan-
zierung durch dritte begründet wurden, bereits 
nach einer Dauer von zumindest 18 monaten 
gekündigt werden, wenn der wegfall oder die 
reduzierung der Projektfinanzierung durch 
Dritte einer beschäftigung nicht nur vorüber-
gehend entgegensteht. Das arbeitsverhältnis 
kann unabhängig von der vereinbarten Dauer 
von der Universität gekündigt werden, wenn 
eine der in § 3 ausländerbeschäftigungsge-
setz genannten voraussetzungen oder die 
berechtigung zur berufsausübung gemäß 
den bestimmungen des ärztegesetzes 1998 
oder des zahnärztegesetzes wegfällt.

(3) ein befristetes arbeitsverhältnis im sinne 
der abs. 1 und 2 verlängert sich
1.  um zeiten
 a)  eines beschäftigungsverbotes nach 

den §§ 3 bis 5 Mutterschutzgesetz 1979 
(MschG),

 b)  einer karenz nach dem mschg oder 
dem väter-karenzgesetz (vkG),

 c)  der leistung des Präsenz- oder ausbil-
dungs- oder zivildienstes;

2.  um zeiten einer karenzierung zur aus-
übung einer facheinschlägigen wissen-
schaftlichen oder künstlerischen tätigkeit;

3.  im falle der vereinbarung von teilzeitbe-
schäftigung nach begründung eines zu 
ausbildungszwecken abgeschlossenen 
arbeitsverhältnisses abhängig vom be-
schäftigungsausmaß derart, dass die ur-
sprünglich vereinbarte ausbildungsdauer 
entsprechend angepasst wird.

verlängerungszeiträume gemäß z. 1 dür-
fen zusammen drei Jahre, solche nach  
z. 2 ein Jahr nicht überschreiten.
(4) abs. 3 gilt nicht für arbeitnehmerinnen, 
die nur befristet zu vertretungszwecken (er-
satzkraft), als Projektmitarbeiterin (§§ 28, 50  
abs. 2) oder als lektorin (§ 29) aufgenommen 
worden sind oder deren arbeitsverhältnis für 
maximal 12 Monate befristet wurde. in den 
Fällen des abs. 3 z. 1 lit. a wird jedoch der  
ablauf des auf bestimmte zeit abgeschlos-
senen arbeitsverhältnisses bis zum beginn 
des beschäftigungsverbotes gehemmt.

Universität FÜr anGewandte kUnst wien  / © faksimile digital/kainz
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(5) zeiten einer ablaufhemmung nach abs. 4 
und zeiten einer karenzierung nach abs. 3  
z. 2 bleiben mangels abweichender vereinba-
rung für den anspruch auf sonderzahlungen 
(§§ 49 abs. 11, 54 abs. 3) außer betracht. 
(6) zeiten einer karenzierung nach abs. 3 z. 1 
lit. b sind für dienstzeitabhängige ansprüche, 
ausgenommen solche nach § 11 (bildungsur-
laub, sabbatical) und § 33 (studienurlaub), zu 
berücksichtigen.

§ 21. Kündigung
(1) ein auf unbestimmte zeit eingegangenes 
arbeitsverhältnis kann nach den folgenden 
bestimmungen durch kündigung aufgelöst 
werden. die kündigung bedarf zu ihrer wirk-
samkeit der schriftform.
(2) Die Universität kann das arbeitsverhält-
nis zum letzten eines jeden kalendermonats, 
nach dem vollendeten fünften dienstjahr zum 
Quartalsende, auflösen. die dabei einzuhal-
tende kündigungsfrist beträgt sechs wochen, 
nach dem vollendeten zweiten dienstjahr 
zwei Monate, nach dem vollendeten fünften 
dienstjahr drei Monate, nach dem vollendeten  
15. dienstjahr vier Monate und nach dem voll-
endeten 25. dienstjahr fünf Monate. 
(3) Der/die arbeitnehmerin kann das arbeits-
verhältnis mit ablauf eines jeden kalendermo-
nats unter einhaltung einer kündigungsfrist 
von einem Monat durch kündigung auflösen. 
Diese kündigungsfrist kann durch vereinba-
rung bis zu einem halben Jahr ausgedehnt 
werden. die von der Universität einzuhaltende 
Frist darf jedoch nicht kürzer sein als die mit 
dem/der arbeitnehmerin vereinbarte kündi-
gungsfrist.

§ 22. erweiterter Kündigungsschutz
(1) arbeitnehmerinnen, die seit 20 Jahren 
bei der jeweiligen Universität beschäftigt 
sind, oder die das 45. lebensjahr vollendet 
haben und seit 15 Jahren bei der jeweiligen 
Universität beschäftigt sind, oder die das  
50. lebensjahr vollendet haben und seit  
10 Jahren bei der jeweiligen Universität be-

schäftigt sind, dürfen nur mit angabe eines 
Grundes gekündigt werden. zeiten eines 
lehrverhältnisses oder einer ferialarbeit zäh-
len nicht als beschäftigungszeiten nach die-
sem absatz.
(2) ein Grund, der die Universität zur kündi-
gung nach abs. 1 berechtigt, liegt vor, wenn 
a)  der/die arbeitnehmerin seine/ihre arbeits-

vertraglichen Pflichten gröblich verletzt, so-
fern nicht die entlassung in frage kommt;

b)  der/die arbeitnehmerin eine nebenbe-
schäftigung ausübt, durch deren ausübung 
arbeitsvertragliche verpflichtungen oder 
sonstige wesentliche dienstliche interessen 
der Universität beeinträchtigt werden, so-
fern nicht die entlassung in frage kommt;

c)  der/die arbeitnehmerin zur leistung der 
vereinbarten und angemessenen Dienste 
unfähig ist;

d)  der/die arbeitnehmerin den im allgemeinen 
erzielbaren arbeitserfolg trotz zweimaliger 
begründeter schriftlicher ermahnung, die 
dem rektor zur kenntnis zu bringen ist, 
nicht erreicht, sofern nicht die entlassung 
in Frage kommt, wobei zwischen der er-
sten und der zweiten ermahnung ein zeit-
raum von zumindest sechs monaten liegen 
muss. dieser zeitraum verlängert sich um 
zeiten, um die gerechtfertigte dienstverhin-
derungen (§ 16) einen ununterbrochenen 
zeitraum von zwei Monaten übersteigen, 
längstens aber um drei monate;

e)  der/die arbeitnehmerin eine von der Uni-
versität angeordnete fortbildung schuldhaft 
unterlässt;

f)  sich erweist, dass das verhalten des arbeit-
nehmers/der arbeitnehmerin den dienst-
lichen interessen der Universität abträglich 
ist, sofern nicht die entlassung in Frage 
kommt;

g)  das arbeitsverhältnis zu einem zeitpunkt 
enden würde, in dem der/die arbeitneh-
merin das 65. lebensjahr vollendet hat.

(3) wenn ein/eine arbeitnehmerin im sinne 
des abs. 1 wegen einer änderung des ar-
beitsumfanges, der organisation der Univer-
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sität oder der arbeitsbedingungen auf ihrem/
seinem bisherigen arbeitsplatz nicht mehr be-
schäftigt werden kann, hat die Universität 
a)  den/die arbeitnehmerin auf einen anderen, 

bereits vorhandenen arbeitsplatz in der 
Universität zu versetzen, auf dem der/die 
arbeitnehmerin entsprechend seiner/ihrer 
bisher erworbener kenntnisse und Fähig-
keiten eingesetzt werden kann; oder

b)  für den/die arbeitnehmerin eine nach- oder 
Umschulung zu organisieren, nach deren 
absolvierung eine beschäftigung bei der 
Universität aussichtsreich ist, und die dem/ 
der arbeitnehmerin nach seinen/ihren per-
sönlichen Fähigkeiten zugemutet werden 
kann.

(4) Der/die arbeitnehmerin ist im falle des 
abs. 3 verpflichtet,
1.  tätigkeiten auf einem arbeitsplatz auszu-

üben, auf den er/sie gemäß abs. 3 lit. a 
versetzt wurde; 

2.  sich einer nach- oder Umschulung, die ihm/
ihr entsprechend seinen/ihren persönlichen 
Fähigkeiten zugemutet werden kann, über 
aufforderung der Universität zu unterzie-
hen.

(5) weigert sich der/die arbeitnehmerin, den 
verpflichtungen nach abs. 4 nachzukommen, 
kann das arbeitsverhältnis von der Universität 
nach § 21 gekündigt werden.
(6) eine entgegen abs. 2 und abs. 5 ausge-
sprochene kündigung ist rechtsunwirksam. 
(7) Die kündigung von arbeitnehmerinnen 
nach § 5 abs. 2 z. 1 ist rechtsunwirksam, 
wenn sie wegen einer vom/von der arbeitneh-
merin in Forschung/entwicklung und erschlie-
ßung der künste oder lehre vertretenen auf-
fassung oder Methode erfolgt. insoweit sich 
im streitfall der/die arbeitnehmerin auf einen 
tatbestand im sinne des ersten satzes beruft, 
hat er/sie diesen glaubhaft zu machen. eine 
klage ist abzuweisen, wenn bei abwägung 
aller Umstände eine höhere wahrscheinlich-
keit dafür spricht, dass ein anderes von der 
Universität glaubhaft gemachtes motiv für die 
kündigung ausschlaggebend war.

(8) Die vorstehenden bestimmungen be-
schränken nicht das recht des arbeitneh-
mers/der arbeitnehmerin, eine kündigung 
nach gesetzlichen bestimmungen anzufech-
ten.

§ 23. entlassung und austritt
(1) für entlassung und vorzeitigen austritt 
gelten die gesetzlichen bestimmungen. ent-
lassung und vorzeitiger austritt bedürfen zu 
ihrer wirksamkeit der schriftform.
(2) die entlassung ist rechtsunwirksam, wenn 
kein entlassungsgrund vorliegt und auch eine 
kündigung gemäß § 22 abs. 6 rechtsunwirk-
sam wäre.

§ 24. rückgabe von 
Universitäts eigentum
Der/die arbeitnehmerin hat der Universität 
bei beendigung des arbeitsverhältnisses die 
ihm/ihr von der Universität anvertrauten ge-
genstände, apparate, instrumente, literatur, 
dienstlichen schriftstücke udgl. unaufgefor-
dert zurückzugeben.

B. Bestimmungen für das  
wissenschaftliche/künstlerische 
Universitäts personal

§ 25. Universitätsprofessoren/ 
Universitätsprofessorinnen
(1) Universitätsprofessoren/Universitätsprofes -
sorinnen werden nach durchführung eines 
berufungsverfahrens gemäß § 98 oder § 99 
Ug in ein arbeitsverhältnis zur Universität auf-
genommen. im arbeitsvertrag ist das fach an-
zuführen, das der/die Universitätsprofessorin 
zu vertreten hat.
(2) Der/die Universitätsprofessorin hat nach 
maßgabe des arbeitsvertrages insbeson-
dere
1.  dieses Fach in Forschung/entwicklung 

und erschließung der künste und lehre 
zu vertreten und zu fördern sowie sich an 
der erfüllung der forschungsaufgaben/
entwicklung und erschließung der künste 
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der organisationseinheit, der er/sie zuge-
teilt sind, zu beteiligen;

2.  selbständig lehrveranstaltungen durch-
zuführen und Prüfungen abzuhalten. zur 
lehrverpflichtung gehört auch die vorbe-
reitung auf die lehrveranstaltungen und die 
betreuung der studierenden im rahmen 
der lehrveranstaltungen;

3.  studierende, insbesondere diplomanden/
Diplomandinnen und Dissertanten/Disser-
tantinnen, und den wissenschaftlichen/
künstlerischen nachwuchs zu betreuen;

4.  an organisations- und verwaltungsaufga-
ben sowie an evaluierungsmaßnahmen 
mitzuwirken;

5.  die entwicklung und weiterbildung des wis-
senschaftlichen/künstlerischen und allge-
meinen Universitätspersonals sicherzustel-
len, für den der/die Universitätsprofessorin 
als vorgesetzte/r verantwortlich ist.

(3) das arbeitsverhältnis der nach § 98 UG 
berufenen Universitätsprofessoren/Universi-
tätsprofessorinnen ist grundsätzlich auf un-
bestimmte zeit abzuschließen. ein arbeits-
verhältnis auf bestimmte zeit ist nur zulässig, 
wenn dies in der ausschreibung vorgesehen 
ist und eine der folgenden voraussetzungen 
vorliegt:
a)  der/die Universitätsprofessorin zur vertre-

tung (ersatzkraft) aufgenommen werden 
soll;

b)  das entgelt des Universitätsprofessors/der 
Universitätsprofessorin von dritter seite fi-
nanziert wird (z. b. stiftungsprofessorin);

c)  besondere fachspezifische notwendig-
keiten bestehen, die befristete besetzungen 
erfordern, sofern diese notwendigkeiten im 
entwicklungsplan festgelegt sind;

d)  der/die Universitätsprofessorin, im sinne 
des § 32 abs. 1 Ug auch zum/zur leiterin 
(stellvertretenden leiterin) einer organisa-
tionseinheit oder klinischen abteilung einer 
Medizinischen Universität bestellt werden 
soll.

(4) Das befristete arbeitsverhältnis eines/
einer nach § 98 UG berufenen Universi-

tätsprofessors/Universitätsprofessorin kann  
mit dessen/deren zustimmung auf unbe-
stimmte zeit verlängert werden, wenn der 
bedarf nach einer zeitlich unbefristeten  
Professur für das betreffende fach im ent-
wicklungsplan der Universität (§ 98 abs. 1 
UG) ausgewiesen ist und eine evaluierung 
der leistungen des/der Universitätsprofes-
sors/Universitätsprofessorin für alle aufga-
benbereiche zu einem positiven ergebnis 
kommt.
(5) auf Universitätsprofessoren/Universitäts-
professorinnen, die in einem unbefristeten 
arbeitsverhältnis stehen, ist unabhängig von 
lebensalter und Dienstzeit der § 22 abs. 3  
bis 5 nicht anzuwenden.

(6) auf Universitätsprofessoren/Universitäts-
professorinnen ist § 22 abs. 2 lit. d mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass zwei aufeinan-
derfolgende negative evaluierungen (gemäß 
Ug) der erfüllung der arbeitsvertraglichen 
verpflichtungen nach § 25 abs. 2 als zwei er-
mahnungen gelten.
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§ 26. Universitätsassistenten/ 
Universitätassistentinnen,  
senior scientists, senior artists, 
senior lecturers
(1) Universitätsassistenten/Universitätsas-
sistentinnen sind wissenschaftliche/künstle-
rische Mitarbeiterinnen, die nach abschluss 
eines für die in betracht kommende verwen-
dung vorgesehenen master-(Diplom-)studi-
ums oder Doktorats-/Ph.D.-studiums in ein 
arbeitsverhältnis zur Universität aufgenom-
men werden. das arbeitsverhältnis dient zur 
vertiefung und erweiterung der fachlichen und 
wissenschaftlichen/künstlerischen bildung, 
im falle einer aufnahme als Postdoc auch 
der vorbereitung für die bewerbung auf eine 
Professor(inn)enstelle.
(2) senior scientists/senior artists sind 
wissenschaftliche/künstlerische Mitarbeite-
rinnen, die nach abschluss eines für die in be-
tracht kommende verwendung vorgesehenen 
master-(Diplom-)studiums oder Doktorats-/
Ph.D.-studiums für eine nicht nur vorüberge-
hende wissenschaftliche/künstlerische ver-
wendung an der Universität aufgenommen 
werden. dazu gehören auch Personen, die 
auf grund eines unbefristeten arbeitsverhält-
nisses an wissenschaftlichen/künstlerischen 
Projekten mitarbeiten, die von dritten finanzi-
ell gefördert werden.

(3) senior lecturers sind wissenschaftliche 
oder künstlerische mitarbeiterinnen nach  
abs. 2, die überwiegend in der lehre einge-
setzt werden.
(4) der für eine verwendung nach abs. 1  
bis 3 vorgesehene abschluss eines studi-
ums kann bei künstlerischen mitarbeiterinnen 
durch den nachweis einer vergleichbaren 
künstlerischen eignung ersetzt werden.
(5) Universitätsassistenten/Universitätsassis-
ten tinnen, senior scientists, senior artists 
und senior lecturers haben nach maßgabe 
des arbeitsvertrages insbesondere folgende 
aufgaben zu erfüllen:
1.  mitarbeit bei forschungsaufgaben/aufga-

ben in entwicklung und erschließung der 
künste, bei lehr- und verwaltungsaufga-
ben, die der organisationseinheit, der sie 
zugewiesen sind, obliegen;

2. mitarbeit bei Prüfungen;
3.  Mitarbeit an organisations- und verwal-

tungsaufgaben sowie an evaluierungs-
maßnahmen;

4.  betreuung von studierenden;
5.  selbständige Forschungstätigkeiten bzw. 

künstlerische tätigkeiten;
6.  selbständige Durchführung von lehrveran-

staltungen und abhaltung von Prüfungen.
(6) Die Universität hat die lehr- und Prüfungs-
tätigkeit der wissenschaftlichen und künstle-
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rischen mitarbeiterinnen nach maßgabe des 
arbeitsvertrages festzulegen.
(7) zur selbständigen lehrtätigkeit (durchfüh-
rung von lehrveranstaltungen) gehören auch 
die vorbereitung auf die lehrveranstaltungen, 
die betreuung der studierenden während der 
lehrveranstaltungen, die abnahme von Prü-
fungen, die Mitwirkung an evaluierungsmaß-
nahmen sowie die mit der durchführung der 
lehraufgaben verbundene verwaltungstätig-
keit.
(8) ein arbeitsverhältnis nach den vorstehen-
den absätzen kann, sofern das Gesetz nicht 
zwingend eine befristung vorschreibt, auf 
bestimmte oder auf unbestimmte zeit abge-
schlossen werden. arbeitsverhältnisse von 
Universitätsassistenten/Universitäts assis-
tentinnen sind zunächst zu befristen, sofern 
im arbeitsvertrag nicht anderes vereinbart 
wurde. wenn es sich um ein arbeitsverhält-
nis handelt, bei dem eine Qualifizierungsver-
einbarung (§ 27 abs. 1) in betracht kommt, 
ist dies bereits in der ausschreibung anzu-
geben.

§ 27. assistenzprofessoren/ 
assistenzprofessorinnen,  
assoziierte professoren/ 
professorinnen
(1) die Universität kann einem/einer wis-
senschaftlichen/künstlerischen mitarbeiterin 
gemäß § 26 den abschluss einer Qualifizie-
rungsvereinbarung anbieten, soweit die von 
diesem/dieser bereits erbrachten wissen-
schaftlichen/künstlerischen leistungen das 
erreichen der geforderten hohen Qualifikation 
erwarten lassen. dabei hat die Universität die 
interne strukturplanung, in der die zahl der 
stellen, für die eine Qualifizierungsvereinba-
rung in betracht kommt, gegliedert nach or-
ganisationseinheiten festzulegen ist, sowie 
die für sie maßgebenden Frauenförderpläne 
zu berücksichtigen.
(2) will die Universität ein anbot nach  
abs. 1 stellen, hat sie das spätestens zwei 
Jahre nach aufnahme der tätigkeit als 

wissenschaftliche/r/künstlerische/r Mitarbeite-
rin zu tun; diese Frist verlängert sich um zeiten 
nach § 20 abs. 3 z 1. bei arbeitsverhältnissen 
auf bestimmte zeit ist im Falle eines anbot 
nach abs. 1 dieses so rechtzeitig zu stellen, 
dass die Qualifizierung während der vertrags-
zeit möglich ist. die Qualifizierungsziele sind 
so festzulegen, dass sie im regelfall inner-
halb von vier Jahren erreichbar sind. Qualifi-
zierungsvereinbarungen, die nicht schriftlich 
bzw. nur mit dem/der leiterin der organisa-
tionseinheit oder einem/einer sonstigen vor-
gesetzten eines/einer wissenschaftlichen Mit-
arbeiters/Mitarbeiterin geschlossen wurden,  
sind unwirksam.
(3) assistenzprofessoren/assistenzprofes-
sorinnen sind wissenschaftliche/künstleri sche 
Mitarbeiterinnen, mit denen eine Qualifizie-
rungsvereinbarung getroffen wurde. die Uni-
versität hat dem/der assistenzprofessorin 
ausreichend zeit zum erreichen der Qualifika-
tion zu gewähren und die Qualifizierung ent-
sprechend zu fördern und insbesondere jene 
Möglichkeiten und ressourcen zur verfügung 
zu stellen, die zum erreichen der Qualifikation 
notwendig sind. die dazu von der Universität 
getroffenen vorkehrungen sind von dieser  
zu dokumentieren und auf verlangen des  
assistenzprofessors/der assistenzprofessorin 
auch mit dem betriebsrat zu beraten.
(4) Für den zeitraum, für den eine Qualifi-
zierungsvereinbarung getroffen wurde (ein-
schließlich einer allfälligen verlängerung um 
zeiten nach § 20 abs. 3 z .1), ist eine kün-
digung durch die Universität auch ohne die 
voraussetzungen des § 22 abs. 1 bei sonstiger 
rechtsunwirksamkeit nur in den in § 22 abs. 2 
lit. a, b, c und f vorgesehenen Fällen möglich. 
wird innerhalb von zwei Jahren kein anbot 
nach abs. 1 gestellt oder kommt  in dieser zeit 
keine Qualifizierungsvereinbarung zustande, 
kann die Universität das arbeitsverhältnis 
nach einer gesamtdauer von drei Jahren kün-
digen, auch wenn es auf bestimmte zeit abge-
schlossen wurde; die §§ 22 und 23 bleiben in 
diesem fall unberührt.
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(5) erreicht der/die assistenzprofessorin die 
Qualifikation entsprechend der getroffenen 
vereinbarung, wird ein befristetes arbeits-
verhältnis nach ablauf der vertragszeit auf 
unbestimmte zeit fortgesetzt, wenn der/die 
arbeitnehmerin der fortsetzung des arbeits-
verhältnisses nicht widerspricht. der/die ar-
beitnehmerin ist entsprechend seiner/ihrer 
Qualifikation zu verwenden und führt den titel 
„assoziierte/r professorin“. Der arbeitsver-
trag ist insoweit anzupassen. erreicht der/die 
arbeitnehmerin die Qualifikation nicht, endet 
ein befristetes arbeitsverhältnis mit ablauf 
der vertragszeit und kann ein unbefristetes 
arbeitsverhältnis ohne rücksicht auf den er-
weiterten kündigungsschutz (§ 22) nach § 21 
gekündigt werden.
(6) Das arbeitsverhältnis als assoziierte/r Pro-
fessorin umfasst das recht, die wissenschaft-
liche/künstlerische lehre in ihrem fach mittels 
der einrichtungen der Universität eigenverant-
wortlich und in gleicher weise wie Universi-
tätsprofessoren/Universitätsprofessorinnen 
auszuüben, die einrichtungen dieser Universi-
tät für wissenschaftliche arbeiten/entwicklung 
und erschließung der künste zu benützen 
und wissenschaftliche/künstlerische arbeiten 
zu betreuen und zu beurteilen. auf assoziier-
te Professoren/Professorinnen ist § 25 abs. 6 
sinngemäß anzuwenden.
(7) Der/die assoziierte Professorin hat nach 
maßgabe des arbeitsvertrages insbesondere
1.  selbständig forschungsarbeiten durch-

zuführen und sich an der erfüllung der 
Forschungsaufgaben/entwicklung und er-
schließung der künste der organisations-
einheit, dem er/sie zugeteilt ist, zu beteili-
gen;

2.  selbständig lehrveranstaltungen durch-
zuführen und Prüfungen abzuhalten. zur 
lehrverpflichtung gehören auch die vorbe-
reitung auf die lehrveranstaltungen und die 
betreuung der studierenden während der 
lehrveranstaltungen;

3.  studierende, insbesondere diplomanden/
Diplomandinnen und Dissertanten/Disser-

tantinnen, und den wissenschaftlichen/
künstlerischen nachwuchs zu betreuen;

4.  an organisations- und verwaltungsaufga-
ben sowie an evaluierungsmaßnahmen 
mitzuwirken.

(8) durch betriebsvereinbarung können richt-
linien für den inhalt und die modalitäten des 
abschlusses von Qualifizierungsvereinba-
rungen aufgestellt werden.

§ 28. projektmitarbeiterinnen
Projektmitarbeiterinnen sind arbeitnehme-
rinnen nach § 5 abs. 2 z. 1, die befristet für 
die dauer von wissenschaftlichen/künstle-
rischen Projekten aufgenommen werden, wel-
che von dritten finanziell gefördert werden. 
soweit bestimmungen des Geldgebers/der 
Geldgeberin nicht entgegenstehen, können 
Projektmitarbeiterinnen mit ihrer zustimmung 
im rahmen ihrer arbeitszeit auch zur Mitwir-
kung bei lehrveranstaltungen herangezogen 
und mit der selbständigen abhaltung von 
lehrveranstaltungen betraut werden. Für die 
arbeitszeit von Projektmitarbeiterinnen, die 
in verwendungsgruppe c eingestuft sind, gilt  
§ 30 abs. 2 in verbindung mit § 32 z. 1.

§ 29. lektoren/lektorinnen
(1) lektoren/lektorinnen sind teilzeitbeschäf-
tigte arbeitnehmerinnen nach § 5 abs. 2 z. 1, 
die ausschließlich mit der Durchführung von 
lehraufgaben in einem wissenschaftlichen, 
künstlerischen oder praktischen fach betraut 
sind, welche üblicherweise auch mit tätig-
keiten verbunden sind, wie sie in abs. 4 ge-
nannt werden.
(2) Das arbeitsverhältnis kann auf bestimmte 
oder unbestimmte zeit abgeschlossen wer-
den. befristete arbeitsverhältnisse sind für 
Dauer von sechs monaten oder einem viel-
fachen davon abzuschließen, sofern es sich 
nicht um vertretungen handelt oder der/die 
lektorin selbst nur für einen kürzeren zeit-
raum zur verfügung steht.
(3) Die vereinbarung des arbeitszeitaus-
maßes hat nach der zahl der zu leistenden 
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semesterstunden und der art der lehrver-
anstaltung zu erfolgen, wobei eine seme-
sterstunde im Durchschnitt 15 einheiten (die 
davon abweichend durch den jeweiligen se-
nat nach § 52 UG festgelegte zahl von Unter-
richtswochen) zu je 45 Minuten umfasst. Für 
die festlegung der art der lehrveranstaltung 
ist nach dem mit dieser (einschließlich der je-
weils dazugehörigen tätigkeiten nach abs. 4) 
verbundenen aufwand zu differenzieren und 
können lehrveranstaltungskategorien gebil-
det werden. dabei darf 
–  für lehre aus einem künstlerischen Fach 

oder für lehre im rahmen eines zentralen 
künstlerischen Fachs, die nicht vorwiegend 
anleitend oder kontrollierend ist, nicht we-
niger als 75 % des aufwandes für wissen-
schaftliche lehre, und

–  bei keiner kategorie weniger als 50 % des 
aufwandes für wissenschaftliche lehre

veranschlagt werden. die bildung von weite-
ren lehrveranstaltungskategorien kann durch 
betriebsvereinbarung erfolgen.

(4) zum aufwand nach abs. 3 gehören auch 
die vorbereitung auf die lehrveranstaltungen, 
die betreuung der studierenden während 
der lehrveranstaltungen, die abnahme von 
Prüfungen über lehrveranstaltungen, die Mit-
wirkung an evaluierungsmaßnahmen sowie 
die mit der Durchführung der lehraufgaben 
verbundene verwaltungstätigkeit. Prüfungen 
sind bis einschließlich drei monate nach be-
endigung der lehrveranstaltung an höchstens 
zwei, mit der Universität zu vereinbarenden 
tagen abzunehmen.
(5) für von den abs. 1 bis 4 nicht erfasste 
Unterrichtstätigkeiten (z. b. im bereich eines 
Usi) ist § 49 nicht anwendbar. durch betriebs-
vereinbarung können nähere regelungen für 
diese tätigkeiten und deren abgeltung getrof-
fen werden.

§ 30. studentische mitarbeiterinnen
(1) studentische mitarbeiterinnen sind teil-
zeitbeschäftigte arbeitnehmerinnen nach § 5  
abs. 2 z. 1, die bei abschluss des arbeits-
vertrages ein für die in betracht kommende 
verwendung vorgesehenes Master-(diplom-)
studium noch nicht abgeschlossen haben. 
sie haben nach maßgabe des arbeitsver-
trages bei lehrveranstaltungen, bei wissen-
schaftlichen/künstlerischen arbeiten, bei der 
betreuung von studierenden, bei verwal-
tungstätigkeiten und bei der Durchführung 
von evaluierungsmaßnahmen sowie an Me-
dizinischen Universitäten oder der veterinär-
medizinischen Universität auch an klinischen 
hilfstätigkeiten nach maßgabe der berufs-
rechtlichen vorschriften nach anweisung 
ihres/ihrer dienstvorgesetzten mitzuwirken.
(2) die wöchentliche normalarbeitszeit von 
arbeitnehmerinnen nach abs. 1 darf ausge-
nommen in der lehrveranstaltungsfreien zeit 
20 stunden nicht überschreiten.
(3) arbeitsverhältnisse nach abs. 1 enden, 
ohne dass es einer beendigungserklärung 
bedarf, jedenfalls am ende des semesters, 
in dem das master-(Diplom-)studium ab-
geschlossen wird, längstens jedoch nach 
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einer gesamtdauer von vier Jahren. auf die-
se gesamtdauer sind nur die tatsächlichen 
vertragszeiten anzurechnen, die nach dem  
30. 9. 2007 zurückgelegt wurden.

§ 31. arbeitszeit 
(1) die wöchentliche normalarbeitszeit der 
arbeitnehmerinnen nach § 5 abs. 2 z. 1 be-
trägt (außer in den Fällen des § 29 und nach 
maßgabe des § 30 abs. 2) 40 stunden (voll-
zeitbeschäftigung).
(2) soweit durch betriebsvereinbarung oder 
von der Universität aus wichtigen dienstlichen 
Gründen nicht anders festgelegt, kann der/
die arbeitnehmerin beginn und ende der 
täglichen arbeitszeit unter beachtung der fol-
genden bestimmungen frei wählen. 
(3) Der/die arbeitnehmerin hat die tägliche  
arbeitszeit so einzuteilen, dass die wöchent-
liche arbeitszeit innerhalb eines Durchrech-
nungszeitraumes von 12 monaten im Durch-
schnitt 48 stunden und in den einzelnen 
wochen des Durchrechnungszeitraumes 60 
stunden nicht überschreitet. 
(4) das wöchentliche arbeitszeitsausmaß 
nach abs. 3 ist überschritten, wenn ein seni-
or lecturer mit mehr als 16 semesterstunden 
wissenschaftlicher lehre (unter berücksichti-
gung der berechnungsregelungen des § 29 
abs. 3) betraut wird und auch kein ausgleich 

nach § 49 abs. 8 lit. b erfolgt. zusätzliche leis-
tungen sind daher mit dem entgelt nach § 49 
abs. 3 nicht abgegolten.
(5) Die tagesarbeitszeit darf 13 stunden 
nicht überschreiten; die tagesarbeitszeit von 
nachtarbeitnehmerinnen darf innerhalb eines 
Durchrechnungszeitraumes von 17 wochen 
im Durchschnitt acht stunden nicht über-
schreiten. Die betrauung mit lehrtätigkeiten 
darf nur für zeiten von Montag bis Freitag (ar-
beitstage) zwischen 8 Uhr und 21 Uhr erfol-
gen, sofern nicht durch betriebsvereinbarung 
abweichendes zugelassen wird.
(6) nach beendigung der tagesarbeitszeit ha-
ben die arbeitnehmerinnen eine ruhezeit von 
elf stunden einzuhalten. Die ruhezeit kann 
bis auf acht stunden verkürzt werden, wenn 
diese verkürzung innerhalb der nächsten zwei 
wochen durch entsprechende verlängerung 
einer anderen täglichen oder wöchentlichen 
ruhezeit ausgeglichen wird, neben dem 
ausgleich in ausreichendem ausmaß erho-
lungsmöglichkeiten bestehen und keine nach-
weisbaren arbeitsmedizinischen bedenken 
entgegen stehen.
(7) samstage, sonn- und Feiertage sind 
dienstfrei zu halten, wenn kein wichtiger 
dienstlicher grund entgegensteht. Die arbeit-
nehmerinnen haben die arbeit so einzuteilen, 
dass innerhalb eines Durchrechnungszeit-
raumes von zwei Monaten eine durchschnitt-
liche wöchentliche ruhezeit von 36 stunden 
gewährleistet ist.
(8) der/die arbeitnehmerin ist verpflichtet, 
die geleisteten arbeitsstunden nach den wei-
sungen der Universität aufzuzeichnen.
(9) Universitätsprofessoren/Universitäts profes -
sorinnen, assistenzprofessoren/assis tenz pro-
fessorinnen und assoziierte Professoren/Pro-
fessorinnen sind im hinblick auf die arbeitszeit 
nach abs. 3 bei der wahrnehmung von aufga-
ben der Forschung/entwicklung und erschlie-
ßung der künste nur insoweit örtlich an die 
Universität gebunden, als es die zusammen-
arbeit mit anderen Universitätsangehörigen  
(§ 94 UG) erfordert und andere universitäre 
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aufgaben (insb. die Patientenversorgung) 
sonst beeinträchtigt würden. auch wenn eine 
ortsbindung nicht besteht, ist die erreichbar-
keit für eine dienstliche inanspruchnahme si-
cherzustellen.
(10) Die bestimmungen der abs. 1 bis 8 gel-
ten nicht für leitende angestellte der Univer-
sität, denen maßgebliche Führungsaufgaben 
selbstverantwortlich übertragen sind.

§ 32. teilzeitarbeit
für teilzeitbeschäftigte arbeitnehmerinnen 
nach § 5 abs. 2 z. 1 gilt
1.  jeweils sinngemäß § 31 für die Festlegung 

der arbeitszeit und ihre verteilung auf die 
einzelnen tage der woche, sowie § 35  
abs. 1 für die zulässigkeit der heranzie-
hung zu mehrarbeit; bei studentischen 
mitarbeitern/mitarbeiterinnen (§ 30) darf 
keine abweichende vereinbarung über das 
ausmaß der Mehrarbeit getroffen werden, 
es sei denn, es handelt sich um arbeitslei-
stungen während der lehrveranstaltungs-
freien zeit, für welche die Grenzen nach  
§ 31 abs. 1 maßgebend sind;

2.  abweichend von § 49 abs. 9 z. 2, dass nur 
eine betrauung mit zwei, ab der einstufung 
in § 49 abs. 3 lit. a: mit vier semester-
stunden wissenschaftlicher lehre (unter 
berücksichtigung der berechnungsrege-
lungen des § 29 abs. 3) erfolgen darf.

§ 33. studienurlaub
(1) Universitätsprofessoren/Universitätsprofes-
sorinnen, assistenzprofessoren/assistenzpro-
fessorinnen, assoziierte Professoren/Professo-
rinnen sowie senior scientists, senior artists 
und senior lecturer haben nach jeweils sieben 
Jahren ununterbrochener beschäftigung bei 
der betreffenden Universität einen anspruch 
auf freistellung von der arbeitsleistung zu lehr- 
bzw. Forschungszwecken oder zu zwecken der 
entwicklung und erschließung der künste von 
bis zu sechs monaten. eine solche freistellung 
kommt nur in betracht, wenn kein wichtiger 
dienstlicher grund entgegensteht. nähere re-

gelungen können durch betriebsvereinbarung 
getroffen werden.
(2) der zeitpunkt und die dauer der Freistel-
lung sind mit der Universität zu vereinbaren. 
in dieser vereinbarung sind auch die ziele 
der lehr- und forschungs-/künstlerischen 
tätigkeit bzw. der weiterbildung nach abs. 2 
festzulegen.

c. Bestimmungen für das  
allgemeine Universitätspersonal

§ 34. arbeitszeit
(1) arbeitnehmerinnen im sinne dieses ab-
schnittes unterliegen dem arbeitszeitgesetz 
(azG) und dem arG.
(2) die wöchentliche normalarbeitszeit be-
trägt 40 stunden (vollzeitbeschäftigung). Das 
ausmaß der arbeitszeit und ihre verteilung 
auf die einzelnen tage der woche sind zu 
vereinbaren. samstage, sonn- und Feiertage 
sind dienstfrei zu halten, wenn kein wichtiger 
dienstlicher grund entgegensteht.
(3) die wöchentliche normalarbeitszeit kann 
innerhalb eines Durchrechnungszeitraumes 
von 17 wochen in den einzelnen wochen des 
Durchrechnungszeitraumes auf 48 stunden 
ausgedehnt werden, wenn sie innerhalb die-
ses zeitraumes die normalarbeitszeit gemäß 
abs. 1 nicht überschreitet. Der Durchrech-
nungszeitraum kann durch betriebsvereinba-
rung auf bis zu 52 wochen ausgedehnt wer-
den. Die tägliche normalarbeitszeit darf neun 
stunden nicht überschreiten.
(4) bei durchlaufender mehrschichtiger ar-
beitsweise im sinne des § 4a azG darf die 
wöchentliche normalarbeitszeit in einzelnen 
wochen bis auf 48 stunden ausgedehnt wer-
den. Die tägliche normalarbeitszeit darf bis 
auf elf stunden ausgedehnt werden, wenn 
dies mit dem schichtwechsel in verbindung 
steht.
(5) bei gleitender arbeitszeit im sinne  
des § 4b azG kann die tägliche normalar-
beitszeit bis zu zehn stunden ausgedehnt 
werden.
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(6) fällt in die arbeitszeit des arbeitnehmers/
der arbeitnehmerin regelmäßig und in erheb-
lichem Umfang arbeitsbereitschaft, kann die 
wöchentliche normalarbeitszeit bis auf 48 
stunden und die tägliche normal arbeitszeit 
bis zu elf stunden ausgedehnt werden.
(7) der/die arbeitnehmerin ist verpflichtet, 
die geleisteten arbeitsstunden nach den wei-
sungen der Universität aufzuzeichnen.
(8) Für ruhepausen gilt § 11 azG. bestehen-
de günstigere betriebliche Pausenregelungen 
bleiben unberührt und gelten auch für neu auf-
genommene arbeitnehmerinnen.
(9) die bestimmungen der abs. 2 bis 8 gelten 
nicht für leitende angestellte der Universität, de-
nen maßgebliche führungsaufgaben selbstver-
antwortlich übertragen sind.

§ 35.  mehrarbeit
(1) der/die arbeitnehmerin ist verpflichtet, 
von der Universität angeordnete mehrar-
beit (Überstunden) zu leisten, wenn keine 
berücksichtigungswürdigen interessen des 
arbeitnehmers/der arbeitnehmerin entgegen-
stehen. teilzeitbeschäftigte arbeitnehmerin-
nen dürfen zu mehrarbeit nur im ausmaß von  
10 % des nach § 34 abs. 2 vereinbarten be-
schäftigungsausmaßes herangezogen wer-
den, soweit nicht ein außergewöhnlicher Fall 
(§ 20 azG) vorliegt oder keine abweichende 
vereinbarung getroffen wurde. eine solche 
vereinbarung ist nur wirksam, wenn vor deren 
abschluss dem/der arbeitnehmerin nachweis-
lich die Möglichkeit eingeräumt wurde, sich 
da rüber mit dem betriebsrat zu beraten.
(2) Unter Mehrarbeit ist jede arbeitsleistung 
zu verstehen, die über die vertraglich verein-
barte arbeitszeit, jedoch nicht über die in § 34 
geregelte normalarbeitszeit oder über eine 
festgelegte tägliche arbeitszeit hinausgeht. 
Überstundenarbeit liegt vor, wenn die in § 34 
geregelte normalarbeitszeit oder eine festge-
legte tägliche arbeitszeit überschritten wird. 
bei gleitender arbeitszeit gilt als Überstunde 
nur jene arbeitszeit, bei der die tägliche sollar-
beitszeit (§ 4b abs. 3 z. 4 azG) überschritten 

wird. wird die Überstundenarbeit erst nach 
dem ende der sollarbeitszeit angeordnet, so 
gilt nur die über die bereits erbrachte arbeits-
leistung hinausgehende Mehrarbeit als Über-
stunde.
(3) die leistung von Überstunden ohne aus-
drückliche anordnung ist nur in außergewöhn-
lichen fällen zulässig. Der/die arbeitnehmerin 
ist verpflichtet, diese Überstundenleistung 
dem/der unmittelbaren Dienstvorgesetzten 
unverzüglich schriftlich zu melden. in der mel-
dung sind die Gründe für die notwendigkeit 
der Überstundenarbeit und Gründe anzuge-
ben, warum eine vorherige Genehmigung der 
Überstundenarbeit nicht eingeholt werden 
konnte. die notwendigkeit der Überstun-
denarbeit muss vom/von der unmittelbaren 
Dienstvorgesetzten innerhalb von drei arbeits-
tagen bestätigt werden.
(4) der/die arbeitnehmerin ist verpflichtet, 
die geleisteten mehrarbeitsstunden oder 
Überstunden nach den weisungen der Uni-
versität aufzuzeichnen. werden Überstun-
den angeordnet, die über das durch eine 
Überstundenpauschale abgedeckte ausmaß 
hinausgehen, hat der/die arbeitnehmerin 
den/die die Überstundenarbeit anordnenden 
Dienstvorgesetzte/n darauf aufmerksam zu 
machen.
(5) bei der anordnung von Überstunden ist zu 
beachten, dass dem/der arbeitnehmerin nach 
beendigung der tagesarbeitszeit und vor dem 
beginn der arbeitszeit am nächstfolgenden 
tag die gesetzlich vorgesehene ruhezeit ge-
wahrt bleibt.

§ 36. Dienstverhinderungen
Die an einem arbeitstag ausgefallene arbeits-
zeit wird auf die wöchentliche normalarbeits-
zeit mit ihrer tatsächlichen dauer, höchstens 
jedoch im ausmaß der täglichen arbeitszeit, 
bei gleitender arbeitszeit im ausmaß der soll-
arbeitszeit (§ 35 abs. 2) angerechnet. tritt die 
arbeitsverhinderung nach antritt des Dienstes 
ein oder tritt der/die arbeitnehmerin nach dem 
ende der verhinderung an einem arbeitstag 
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seinen/ihren dienst wieder an, so wird die 
ausgefallene arbeit im ausmaß der Differenz 
zwischen der sollarbeitszeit und der tatsäch-
lich geleisteten arbeit auf die wochenarbeits-
zeit angerechnet.

D. sonderbestimmungen für die  
medizinischen Universitäten und  
die Veterinärmedizinische  
Universität wien

§ 37. sonderstellung der 
medizinischen Universitäten 
und der Veterinärmedizinischen 
Universität wien
(1) Die medizinischen Universitäten erfüllen 
auf grund des gesetzlichen auftrags ihre 
lehr- und Forschungsaufgaben auch im zu-
sammenwirken mit krankenanstalten und 
erbringen im öffentlichen interesse aufgaben 
des Gesundheitswesens, insbesondere in 
der Untersuchung und behandlung von men-
schen.
(2) Die veterinärmedizinische Universität 
wien erbringt auf grund des gesetzlichen 
auftrags neben ihren lehr- und forschungs-
aufgaben auch tierärztliche leistungen an le-
benden tieren.
(3) alle arbeitnehmerinnen der medizinischen 
Universitäten und der veterinärmedizinischen 
Universität wien haben an der gemeinsamen 
erfüllung der aufgaben in Forschung, lehre 
und gesundheitsversorgung gemäß absatz 
1 oder 2 mitzuwirken. die arbeitnehmerin-
nen der medizinischen Universitäten und der 
veterinärmedizinischen Universität wien sind 
insbesondere zur leistung von Journaldiens-
ten und rufbereitschaften nach maßgabe kli-
nischer notwendigkeiten unter einhaltung der 
arbeitszeitrechtlichen rahmenbedingungen 
sowie betrauung durch die Universität ver-
pflichtet.
(4) bei der anwendung der bestimmungen 
dieses kollektivvertrages ist auf die be-
sonderen anforderungen des klinischen 
betriebes und des betriebes des tier-

spitals sowie auf die verpflichtungen der 
medizinischen Universitäten und der ve-
terinärmedizinischen Universität wien 
im bereich des Gesundheitswesens und  
des veterinärwesens rücksicht zu nehmen.

§ 38. Nebenbeschäftigung 
(sonderbestimmung zu § 12)
an den medizinischen Universitäten und der 
veterinärmedizinischen Universität wien 
sind in der betriebsvereinbarung gemäß  
§ 12 abs. 2 regelungen über ärztliche bzw. 
tierärztliche nebenbeschäftigungen zu tref-
fen. Dabei sind insbesondere der betrieb von 
Privatordinationen/Gruppenpraxen bzw. tier-
arztpraxen und die betreuung von Patienten/
Patientinnen in krankenanstalten außerhalb 
des klinischen bereichs der medizinischen 
Universitäten bzw. in tierspitälern außerhalb 
der veterinärmedizinischen Universität wien 
näher zu regeln.

§ 39. projektmitarbeiterinnen  
(sonderbestimmung zu § 28)
Projektmitarbeiterinnen (§ 28) dürfen als 
ärzte/ärztinnen in facharztausbildung nur 
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nach maßgabe der ärzterechtlichen ausbil-
dungsvorschriften eingesetzt werden. Für 
sie gelten die bestimmungen des § 44.

§ 40. arbeitszeit 
(sonder bestimmungen zu §§ 31, 32)
(1) für arbeitnehmerinnen nach § 5 abs. 2 
z. 1 sowie für arbeitnehmerinnen gemäß  
§ 43 und § 44, die im klinischen bereich einer 
medizinischen Universität ärztlich oder zahn-
ärztlich verwendet werden und dem kranken-
anstalten-arbeitszeitgesetz (ka-azG) unter-
liegen, gelten an stelle der §§ 31 abs. 1 bis 8 
die regelungen des abs. 2 bis 13.
(2) Für arbeitnehmerinnen nach abs. 1 sowie 
für leitende angestellte im sinne § 1 abs. 3 
ka-azG, beträgt die wöchentliche normalar-
beitszeit 40 stunden (vollzeitbeschäftigung). 
(3) Die festlegung der arbeitszeit und ihre 
verteilung auf die einzelnen tage der wo-
che erfolgt nach maßgabe des klinikbetriebs 
durch vereinbarung zwischen Universität und 
arbeitnehmerin. Die Universität ist unter den 
voraussetzungen des § 19c azG zu einer 
entsprechenden änderung berechtigt. Die 
arbeitszeit umfasst gleichermaßen die zeiten 
der Patient(inn)enversorgung im sinne des  
§ 29 abs. 4 z. 1 UG und die zeiten der lehre, 
Forschung sowie universitätsbezogenen ver-
waltung.
(4) Die tägliche normalarbeitszeit ist so ein-
zuteilen, dass die wöchentliche normal-
arbeitszeit innerhalb eines Durchrechnungs-
zeitraumes von 52 wochen im Durchschnitt 
40 stunden je kalenderwoche beträgt. die 
wöchentliche normalarbeitszeit darf inner-
halb des Durchrechnungszeitraumes im 
Durchschnitt 40 stunden nicht unterschreiten. 
Die betrauung mit lehrtätigkeiten darf nur 
für zeiten von Montag bis Freitag zwischen  
8 Uhr und 21 Uhr und mit tätigkeiten in  
der Patient(inn)enversorgung (ausgenommen 
Journal dienste und rufbereitschaften) nur für 
zeiten von Montag bis Freitag zwischen 7 Uhr 
und 20 Uhr erfolgen, sofern nicht durch be-
triebsvereinbarung abweichendes zugelassen 

wird; Gleiches gilt für arbeitnehmerinnen der 
veterinärmedizinischen Universität in tierärzt-
licher verwendung.
(5) beträgt die wöchentliche normalarbeits-
zeit in folge der einhaltung der gesetzlichen 
ruhezeiten (abs. 10) in einzelnen wochen 
weniger als 40 stunden, ist die wöchentliche 
normalarbeitszeit durch arbeitsleistungen im 
sinne des abs. 3 an der betreffenden me-
dizinischen Universität nach maßgabe des  
abs. 4, 6 und 7 auszugleichen. in der betriebs-
vereinbarung gemäß ka-azG ist festzulegen, 
wie allfällige im durchrechnungszeitraum 
auftretende Differenzstunden auf die durch-
schnittliche wöchentliche normalarbeitszeit 
ausgeglichen werden. die Umsetzung erfor-
dert eine entsprechende arbeitszeitdokumen-
tation, die von der Universität zu führen ist  
(§ 11 ka-azG).
(6) die tägliche höchstarbeitszeit beträgt – ab-
gesehen von verlängerten Diensten (§ 4 ka-

2. Teil • DiensTorDnung

veterinärMedizinische Universität wien /  
© vetmeduni vienna/lengauer



§

28 29

azG) und außergewöhnlichen Fällen (§ 8 ka-
azG) – 13 stunden.
(7) Durch betriebsvereinbarung gemäß ka-
azG kann für den klinischen bereich der Me-
dizinischen Universitäten nach maßgabe des  
§ 4 abs. 4 ka-azG die Möglichkeit der einrich-
tung verlängerter dienste vereinbart werden, da 
dies im hinblick auf die aufrechterhaltung des 
klinikbetriebes an medizinischen Universitäten 
aus wichtigen organisatorischen Gründen un-
bedingt notwendig ist.
(8) die wöchentliche höchstarbeitszeit darf bei 
verlängerten Diensten (abs. 7) innerhalb des 
durchrechnungszeitraumes (abs. 9) im durch-
schnitt bis zu 60 stunden und in den einzelnen 
wochen des Durchrechnungszeitraumes bis zu 
72 stunden betragen. als wochenarbeitszeit 
gilt die gemäß §§ 2 z. 3, 4 abs. 6 ka-azG in 
der betriebsvereinbarung gemäß ka-azG fest-
gelegte arbeitszeit.
(9) der durchrechnungszeitraum für die be-
rechnung der durchschnittlichen arbeitszeit 
(§ 4 abs. 4 ka-azG) sowie der durchrech-
nungszeitraum für die höchstzahl leistbarer 
verlängerter dienste (§ 4 abs. 5 ka-azG) kann 
durch betriebsvereinbarung gemäß § 3 abs. 
4 ka-azG mit 17 bis 26 wochen festgelegt 
werden. abwesenheitszeiten (krankenstände, 
Urlaube, sonstige Freistellungen) sind neutrale 
zeiten, die gegebenenfalls zu einer reduktion 
der durchrechnungszeiträume um diese zeiten 
führen.
(10) arbeitnehmerinnen nach abs. 2 haben 
anspruch auf ruhezeiten nach § 7 ka-azG 
und nach dem arg. arbeitnehmerinnen nach  
abs. 1 ist pro woche eine durchgehende ru-
hezeit von 36 stunden zu gewähren. die wö-
chentliche ruhezeit darf in einzelnen wochen 
36 stunden unterschreiten oder ganz entfallen, 
wenn in einem durchrechnungszeitraum von 
26 wochen eine durchschnittliche ruhezeit 
von 36 stunden erreicht wird. zur berechnung 
dürfen nur mindestens 24-stündige ruhezeiten 
herangezogen werden.
(11) in außergewöhnlichen und unvorhergese-
henen einzelfällen finden die höchstarbeitszeit-

grenzen der abs. 6 und 8 keine anwendung, 
wenn die betreuung von Patienten/Patientinnen 
nicht unterbrochen werden kann oder eine so-
fortige betreuung von Patienten/Patientinnen 
unbedingt erforderlich wird und durch andere 
organisatorische maßnahmen nicht abhilfe ge-
schaffen werden kann (§ 8 abs. 1 ka-azG).
(12) der/die arbeitnehmerin ist verpflichtet, 
die geleisteten arbeitsstunden nach den wei-
sungen der Universität aufzuzeichnen.
(13) für die vereinbarung einer teilzeitbe-
schäftigung gelten die bestimmungen der  
§ 17, § 32 abs. 1 z. 2 und § 35 abs. 1 sinn-
gemäß. Der/die teilbeschäftigte arbeitnehmerin 
darf über die vereinbarte arbeitszeit hinaus zu 
Journaldiensten und rufbereitschaften heran-
gezogen werden, wenn keine berücksichti-
gungswürdigen interessen des arbeitnehmers/
der arbeitnehmerin entgegen stehen.

§ 41. arbeitszeit 
(sonder bestimmungen zu § 34)
(1) Für arbeitnehmerinnen nach § 5 abs. 2 z. 2 
(mit ausnahme von arbeitnehmerinnen gemäß 
§ 43 und § 44), die im klinischen bereich einer 
Medizinischen Universität verwendet werden 
und dem ka-azG unterliegen, gelten an stelle 
des § 34 abs. 1 bis 7 die regelungen des abs. 
2 bis 4.
(2) für arbeitnehmerinnen nach abs. 1 be-
trägt die wöchentliche normalarbeitszeit  
40 stunden (vollzeitbeschäftigung). Die festle-
gung der arbeitszeit und ihre verteilung auf die 
einzelnen tage der woche erfolgt nach maß-
gabe des klinikbetriebs durch vereinbarung 
zwischen Universität und arbeitnehmerin. die 
Universität ist unter den voraussetzungen des 
§ 19c azG zu einer entsprechenden änderung 
berechtigt.
(3) die tägliche arbeitszeit ist so einzuteilen, 
dass die wöchentliche normalarbeitszeit in-
nerhalb eines Durchrechnungszeitraumes von 
17 wochen im durchschnitt 40 stunden je 
kalenderwoche beträgt. der durchrechnungs-
zeitraum kann durch betriebsvereinbarung auf 
bis zu 52 wochen ausgedehnt werden. die 
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wöchentliche arbeitszeit darf innerhalb des 
Durchrechnungszeitraumes im Durchschnitt 
40 stunden nicht unterschreiten. Die betrau-
ung mit tätigkeiten in der Patientenversor-
gung (ausgenommen Journaldienste und 
rufbereitschaften) darf nur für zeiten von 
Montag bis Freitag zwischen 7 Uhr und 20 
Uhr erfolgen, sofern nicht durch betriebsver-
einbarung abweichendes zugelassen wird; 
gleiches gilt für arbeitnehmerinnen der ve-
terinärmedizinischen Universität in tierärzt-
licher verwendung.
(4) § 40 abs. 5 bis 13 gelten sinngemäß.

§ 42. Krankenpflegepersonal 
zur Gruppe des krankenpflegeperso-
nals gehören arbeitnehmerinnen nach § 5  
abs. 2 z. 2, welche die voraussetzungen 
für die erbringung von arbeitsleistungen im 
rahmen des Gesundheits- und krankenpfle-
gegesetzes (GukG), des bundesgesetzes 
über die regelungen der gehobenen medizi-
nischen-technischen dienste (Mtd-G), des 
bundesgesetzes über die regelung des me-
dizinischen-technisches fachdienstes und 
der sanitätshilfsdienste (mtf-shD-g) oder 
des hebammengesetzes erfüllen und die 
betreffende tätigkeit an der medizinischen 
Universität ausüben.

§ 43. ärzte/ärztinnen zur aus-
schließlichen erfüllung von  
aufgaben im rahmen einer  
Krankenanstalt 
(1) ärzte/ärztinnen zur ausschließlichen 
erfüllung von aufgaben im rahmen einer 
krankenanstalt sind arbeitnehmerinnen, die 
als Fachärzte/Fachärztinnen, zahnärzte/
zahnärztinnen oder ärzte/ärztinnen für all-
gemeinmedizin im rahmen ihres arbeitsver-
hältnisses ausschließlich zur erfüllung von 
aufgaben in der gesundheitsversorgung und 
nicht für aufgaben der forschung eingesetzt 
werden.
(2) arbeitnehmerinnen gemäß abs. 1 kön-
nen nach maßgabe ihres arbeitsvertrages 

auch zur lehr- und Prüfungstätigkeit heran-
gezogen werden. die bestimmungen des  
§ 26 abs. 7 gelten sinngemäß.

§ 44. ärzte/ärztinnen in  
Facharztausbildung 
(1) ärzte/ärztinnen in facharztausbildung 
sind turnusärzte/turnusärztinnen, die sich 
gemäß § 8 ärztegesetz 1998 in ausbildung 
in einem sonderfach und den hiefür ein-
schlägigen nebenfächern befinden.
(2) Das arbeitsverhältnis dient der aus-
bildung zum facharzt/zur fachärztin (§ 8  
ärztegesetz 1998), der vorbereitung auf 
eine allfällige universitäre karriere als 
wissenschaftliche/r Mitarbeiterin sowie der 
vertiefung und erweiterung der fachlichen  
bildung.
(3) Die aufgaben richten sich nach den ärz-
terechtlichen vorschriften. Die erfüllung der 
aufgaben erfolgt in engem kontakt mit wis-
senschaftlicher forschung und lehre.
(4) der/die arbeitnehmerin ist berechtigt, im 
rahmen seiner/ihrer arbeitszeit mit seiner/
ihrer zustimmung aufgaben in Forschung und 
lehre wahrzunehmen, soweit die Facharzt-
ausbildung dadurch nicht beeinträchtigt wird. 
(5) Das arbeitsverhältnis endet mit ab-
lauf des sechsten nach abschluss der 
praktischen facharztausbildung gemäß  
§ 26 ärztegesetz 1998 liegenden Monats, 
längstens jedoch nach sieben Jahren. der/
die arbeitnehmerin hat den abschluss der 
praktischen facharztausbildung durch vor-
lage des erfolgsnachweises nach §§ 24, 26 
ärztegesetz 1998 (rasterzeugnis) unver-
züglich zu melden und nachzuweisen. der/
die arbeitnehmerin hat ausbildungszeiten im 
sinne des ärztegesetzes 1998, die er/sie vor 
beginn des arbeitsverhältnisses absolviert 
hat, der Universität bei vertragsabschluss, 
spätestens jedoch zwei Monate nach beginn 
des arbeitsverhältnisses, durch entspre-
chende zeugnisse oder sonstige arbeitspa-
piere (erforderlichenfalls mit Übersetzung) 
nachzuweisen.
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§ 45. Universitätsassistenten/ 
Universitätsassistentinnen  
(sonderbestimmung zu § 26)
arbeitnehmerinnen nach § 26, die im kli-
nischen bereich einer medizinischen Uni-
versität ärztlich oder zahnärztlich verwendet 
werden, wirken an der gemeinsamen erfül-
lung der aufgaben in Forschung, lehre und 
Patient(inn)enversorgung mit. Die nähere 
Festlegung und das jeweilige ausmaß dieser 
aufgaben sind nach maßgabe des arbeitsver-
trages in den individuellen zielvereinbarungen 
oder im rahmen eines mitarbeiter(innen)ge-
spräches (§ 9 abs. 4) mit den arbeitnehmern/
arbeitnehmerinnen schriftlich festzulegen. 
Dabei ist dem/der arbeitnehmerin eine seiner/
ihrer Qualifikation entsprechende angemes-
sene zeit zur erbringung wissenschaftlicher 
leistungen einzuräumen.

§ 46. Qualifizierungsvereinbarung 
(sonderbestimmung zu § 27)
Für wissenschaftliche Mitarbeiterinnen, die 
an einer medizinischen Universität ärztlich 
oder zahnärztlich verwendet werden sowie 
für ärzte/ärztinnen in facharztausbildung  
(§ 44), gilt § 27 mit der Maßgabe, dass

1.  das anbot der Qualifizierungsvereinba-
rung gemäß § 27 abs. 1 die Durchführung 
eines internen verfahrens („call“) an der 
jeweiligen organisationseinheit voraus-
setzt;

2.  das anbot der Qualifizierungsvereinba-
rung spätestens drei Jahre nach aufnah-
me der tätigkeit zu stellen ist;

3.  für ärzte/ärztinnen in facharztausbildung 
(§ 44) § 27 abs. 4 zweiter satz nicht gilt und 
eine kündigung nur nach maßgabe des  
§ 20 abs. 1 möglich ist;

4.  bei ärzte/ärztinnen in facharztausbil-
dung (§ 44), mit denen eine Qualifizie-
rungsvereinbarung geschlossen wird, bis  
zum abschluss der facharztausbildung 
(§ 26 ärztegesetz 1998) an die stelle der 
bezeichnung gemäß § 27 abs. 3 die be-
zeichnung „assistenzarzt/assistenzärztin“ 
tritt; 

und
5.  sich das arbeitsverhältnis von ärzten/ 

ärztinnen in Facharztausbildung (§ 44), 
mit denen eine Qualifizierungsvereinba-
rung geschlossen wird, unbeschadet von 
§ 20 abs. 3 um höchstens zwei Jahre ver-
längert.
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3. teil - GehaltsorDNUNG

a. wissenschaftliches/ 
künstlerisches Universitätspersonal

§ 47. einstufung des wissenschaft-
lichen/künstlerischen Universitäts-
personals
(1) alle arbeitnehmerinnen nach § 5 abs. 2  
z. 1 werden nach art der im arbeitsvertrag 
vereinbarten tätigkeiten in die verwendungs-
gruppen a bis c eingereiht. 
(2) die einreihung in die verwendungsgrup-
pen wird von der Universitätsleitung vorge-
nommen. die Universitätsleitung wird sich 
bemühen, die angehörigen des wissenschaft-
lichen und künstlerischen Universitätsper-
sonals entsprechend ihrer Qualifikation ein-
zusetzen. Das erreichen einer bestimmten 
Qualifikation führt jedoch nicht zu einer au-
tomatischen höherreihung im verwendungs-
gruppenschema. insbesondere wird die ein-
stufung als studentische/r mitarbeiterin durch 
den abschluss des studiums nicht berührt.
(3) der/die arbeitnehmerin ist jeweils im Fol-
gemonat in die entsprechende verwendungs-
gruppe und in die entsprechende gehaltsstufe 
einzureihen, wenn
a)  mit ihm/ihr eine Qualifizierungsvereinba-

rung gemäß § 27 abs. 3 abgeschlossen 
wurde,

b)  er/sie die verlangte Qualifikation gemäß  
§ 27 abs. 5 erreicht hat,

c)  ein/e arbeitnehmerin der gehaltsgruppe 
a2 das Doktorat oder Ph.D. erreicht hat 
(§ 49 abs. 2 zweiter halbsatz), sofern dies 
nicht (alleiniger) Gegenstand der Qualifizie-
rungsvereinbarung ist.

(4) die einreihung in die verwendungsgrup-
pen sowie alle in der Folge eintretenden än-
derungen sind dem/der arbeitnehmerin zu-
sammen mit der jeweiligen höhe des daraus 
resultierenden entgeltes unverzüglich schrift-
lich durch Dienstzettel oder arbeitsvertrag be-
kannt zu geben.

§ 48. Verwendungsgruppen schema 
für das wissenschaftliche und  
künstlerische Universitätspersonal
verwendungsgruppe a 1: Universitätsprofes-
soren/Universitätsprofessorinnen, die auf 
Grund eines berufungsverfahrens (§§ 98, 99 
UG 2002) bestellt wurden.
verwendungsgruppe a 2: wissenschaftliche/
künstlerische Mitarbeiterinnen, mit denen eine 
Qualifizierungsvereinbarung getroffen wurde.
verwendungsgruppe B: Universitätsassisten-
ten/Universitätsassistentinnen, senior scien-
tists, senior artists, senior lecturer, Projekt-
mitarbeiterinnen (§ 28) nach abschluss eines 
für die verwendung in betracht kommenden 
Master- oder diplomstudiums, lektoren/lek-
torinnen.
die verwendungsgruppe umfasst die Gehalts-
gruppen b 1 und b 2. Universitätsassistenten/
Universitätsassistentinnen, senior scientists, 
senior artists, senior lecturer und Projekt-
mitarbeiterinnen (§ 28, nach abschluss eines 
für die verwendung in betracht kommenden  
master- oder Diplomstudiums) sind bei ab-
schluss des arbeitsvertrages in die gehalts-
gruppe B 1 einzureihen; lektoren/lektorinnen 
sind in die gehaltsgruppe B 2 einzureihen.
verwendungsgruppe c: studentische Mitarbei-
terinnen und nicht in b 1 einzureihende Projekt-
mitarbeiterinnen (§ 28).

§ 49. Gehaltsschema für das  
wissenschaftliche und künst lerische 
Universitätspersonal
(1) Der monatliche bruttobezug in der ge-
haltsgruppe a 1 beträgt euro 4.601,20.
dieser betrag erhöht sich bei vorliegen zu-
mindest einer positiven evaluierung der tä-
tigkeit (nach UG 2002) im jeweiligen zeitraum
–  nach sechsjähriger tätigkeit auf  

euro 5.054,40,
–  nach 12-jähriger tätigkeit auf  

euro 5.507,50,
–  nach 18-jähriger tätigkeit auf euro 5.960,70
und



§

32 33

–  nach 24-jähriger tätigkeit auf  
euro 6.413,80.

(2) Der monatliche bruttobezug in der ge-
haltsgruppe a 2 beträgt euro 3.468,30, bei 
arbeitnehmerinnen mit einschlägigem Dokto-
rat oder Ph.d. euro 4.034,70. diese beträge 
erhöhen sich
a)  nach erfüllung der Qualifizierungsverein-

barung (§ 27) auf euro 4.374,60,
b)  und bei vorliegen zumindest einer posi-

tiven evaluierung der tätigkeit (nach Ug) 
im jeweiligen zeitraum 

 –  nach sechsjähriger tätigkeit als asso-
zierte/r Professorin auf euro 4.827,80,

 –  nach 12-jähriger tätigkeit auf  
euro 5.280,90,

 –  nach 18-jähriger tätigkeit auf  
euro 5.734,10 

 und
 –  nach 24-jähriger tätigkeit auf  

euro 6.187,30.
(3) Der monatliche bruttobezug in der ge-
haltsgruppe B 1 beträgt euro 2.562,00. die-
ser betrag erhöht sich
a)  nach dreijähriger tätigkeit auf euro 

3.043,60. die dreijahresfrist verkürzt sich 
um zeiträume, für die tätigkeitsbezogene 
vorerfahrungen nachgewiesen werden; 

b)  nach achtjähriger tätigkeit in der einstu-
fung nach lit. a oder bei vorliegen eines 
doktorates, das voraussetzung für die 
begründung des arbeitsverhältnisses war 
(Postdoc-stelle), auf euro 3.411,70;

c)  nach achtjähriger tätigkeit in der einstu-
fung nach lit. b auf euro 3.779,90;

d)  nach achtjähriger tätigkeit in der ein-
stufung nach lit. c auf euro 3.978,20.

(4) Der monatliche bruttobezug in der ge-
haltsgruppe B 2 beträgt pro semesterstunde 
wissenschaftliche lehre 7,7% von dem der 
jeweiligen tätigkeitsdauer entsprechenden 
betrag nach abs. 3 erster satz, lit. a erster 
satz bzw. lit. b erster tatbestand und verrin-
gert sich entsprechend des für andere lehr-
veranstaltungskategorien nach § 29 abs. 3 
veranschlagten geringeren aufwandes. 

(5) Der monatliche bruttobezug in der ge-
haltsgruppe c entspricht dem halben brut-
tobezug der verwendungsgruppe iiia nach  
§ 54 abs. 1. bei einer wöchentlichen norma-
larbeitszeit von weniger als 20 stunden ge-
bührt der aliquote teil, bei längeren arbeits-
zeiten in der lehrveranstaltungsfreien zeit  
(§ 32 z. 1) das entsprechend erhöhte ausmaß.
(6) Die bruttobezüge in den gehaltsgruppen  
a 1, a 2 und b 1 gelten für eine vollzeitbe-
schäftigung. bei teilzeitbeschäftigung ge-
bührt der aliquote teil. mit dem bruttobezug 
sind sämtliche leistungen des arbeitneh-
mers/der arbeitnehmerin in quantitativer und 
qualitativer hinsicht abgegolten, die in der 
arbeitszeit (§ 31 abs. 3) erbracht werden.
(7) zu den leistungen nach abs. 6 gehören 
außer bei arbeitnehmerinnen der verwen-
dungsgruppe c insbesondere auch selb-
ständige lehrtätigkeiten (einschließlich der 
tätigkeiten nach § 29 abs. 4). bei diesem 
ist von folgendem regelausmaß für wissen-
schaftliche lehre (unter berücksichtigung der 
berechnungsregelungen des § 29 abs. 3) 
auszugehen, das vorbehaltlich des abs. 9 im 
durchschnitt von zwei aufeinander folgenden 
studienjahren zu erreichen ist:
–  Gehaltsgruppe a 2: vier, nach erfüllung der 

Qualifizierungsvereinbarung: acht semes-
terstunden;

–  Gehaltsgruppe b 1: zwei, ab der einstufung 
in abs. 3 lit. a: vier semesterstunden.

(8) abweichend von abs. 7 dürfen
a)  Universitätsassistenten/Universitätsassis-

tentinnen und senior scientists/senior 
artists (§ 26 abs. 1 und abs. 2) im ersten 
beschäftigungsjahr nur dann mit selbstän-
diger lehrtätigkeit betraut werden, wenn 
sie bereits nach abs. 3 lit. a eingestuft sind 
oder die von der jeweiligen Universität 
angebotene didaktische ausbildung absol-
viert haben; 

b)  senior lecturer (§ 26 abs. 3) mit der im 
jeweiligen arbeitsvertrag festgelegten se-
mesterstundenzahl betraut werden, die 
im durchschnitt von zwei aufeinander  

47-49
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folgenden studienjahren nicht mehr als 16 
stunden wissenschaftlicher lehre (unter 
berücksichtigung der berechnungsrege-
lungen des § 29 abs. 3) betragen darf;

c)  Projektmitarbeiterinnen nur nach Maßga-
be des § 28 oder nach § 29 mit lehrtätig-
keiten betraut werden.

(9) auch bei einer durchrechnung nach abs. 7 
darf die betrauung mit wissenschaftlicher leh-
re (unter berücksichtigung der berechnungs-
regelungen des § 29 abs. 3) in einem semes-
ter folgendes ausmaß nicht überschreiten: 
1.  a2: sechs, nach erfüllung der Qualifizie-

rungsvereinbarung: zwölf semesterstunden;
2.  b1: drei, ab der einstufung in abs. 3 lit. a: 

sechs semesterstunden;
3.  senior lecturer: 18 semesterstunden; dieses 

ausmaß ist aber nur zulässig, wenn es im un-
mittelbar vorangehenden oder im unmittelbar 
folgenden semester auf das ausmaß nach 
abs. 8 lit. b ausgeglichen wird.

(10) Das monatliche entgelt nach abs. 1 bis 5 
ist am Fünfzehnten jeden Monats für diesen ka-
lendermonat auszuzahlen. ist der fünfzehnte 
kein arbeitstag, hat die auszahlung am vorher-
gehenden arbeitstag zu erfolgen.
(11) zusätzlich gebührt dem/der arbeit-
nehmerin am 15. März, am 15. Juni, am  
15. septem ber und am 15. november jeden 
Jahres jeweils eine sonderzahlung im aus-
maß des halben für den auszahlungsmonat 
zustehenden entgelts. wird das arbeits-
verhältnis während des kalenderjahres be-
gründet, beendet oder ändert sich das be-
schäftigungsausmaß, so gebührt für dieses 
Jahr der aliquote teil der sonderzahlungen. 
die Fälligkeit der sonderzahlungen wird bei  
vorliegen von verpflichtungen nach § 29  
abs. 4 satz 2 durch die vorangehende been-
digung des arbeitsverhältnisses nicht berührt.
(12) durch betriebsvereinbarung können für 
Projektmitarbeiterinnen andere auszahlungs-
termine als nach abs. 10 und 11 vorgesehen 
werden.
(13) Überzahlungen auf basis einzelvertrag-
licher vereinbarungen sind zulässig.

(14) Universitätsprofessorinnen gemäß §§ 98 
oder 99 UG, die von der betreffenden Univer-
sität als beamter/beamtin gemäß § 160 bDg 
1979 unter Fortzahlung der bezüge freigestellt 
werden, haben einen anspruch auf entgelt nur, 
soweit die fortgezahlten bezüge als beamter/
beamtin (einschließlich zuwendungen gemäß 
§ 155 abs 4 bdG 1979, § 240a bdG 1979 und 
§ 9 bb-sozPG) das entgelt gemäß § 49 abs. 1 
nicht übersteigen.

B. allgemeines 
Universitätspersonal

§ 50. einstufung des allgemeinen 
Universitätspersonals
(1) alle arbeitnehmerinnen nach § 5 abs. 2  
z. 2 werden nach der art ihrer vorwiegend aus-
geübten tätigkeit und je nach erfüllung der ein-
reihungskriterien in die Verwendungsgruppen 
i bis V eingereiht. die Universitätsleitung wird 
sich bemühen, die arbeitnehmerinnen entspre-
chend ihrer ausbildung und fachlichen kompe-
tenz einzusetzen.
(2) projektmitarbeiterinnen, die befristet 
oder unbefristet für wissenschaftliche/künst-
lerische Projekte aufgenommen werden (wel-
che von dritten finanziell gefördert werden), 
aber keine wissenschaftlichen/künstlerischen 
tätigkeiten verrichten, sind arbeitnehmerin-
nen gemäß § 5 abs. 2 z. 2 und die bestim-
mungen des allgemeinen Universitätsperso-
nals dieses kollektivvertrages gelangen für 
sie zur anwendung.
(3) die verwendungsgruppen werden in § 51 
durch verbindliche einreihungskriterien be-
schrieben. Die in anhang 1 zu den einzelnen 
verwendungsgruppen angeführten tätig-
keiten und berufsbilder sind beispielhaft.
(4) alle arbeitnehmerinnen nach § 5 abs. 2 
z. 2 werden darüber hinaus in eine Qualifi-
kationsstufe eingereiht. Qualifikationsstufen 
nach § 52 sind die Grundstufe, die regelstufe 
allenfalls unter berücksichtigung der zuerken-
nung des expert(inn)enstatus. 
(5) die einreihung in die verwendungsgruppe 
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und Qualifikationsstufe sowie die zuerken-
nung des expert(inn)enstatus wird für jede/n 
arbeitnehmerin von der Universitätsleitung 
vorgenommen. sie ist dem/der arbeitnehmerin 
ebenso wie alle in der Folge eintretenden än-
derungen zusammen mit der jeweiligen höhe 
des daraus resultierenden entgeltes unver-
züglich schriftlich durch Dienstzettel oder ar-
beitsvertrag bekannt zu geben.
(6) Jede/r neu eintretende arbeitnehmerin 
beginnt grundsätzlich in der grundstufe sei-
ner verwendungsgruppe. tätigkeitsspezifische 
vor er fahrungen können jedoch bei der einrei-
hung in die Qualifikationsstufe berücksichtigt 
werden. dies setzt voraus, dass der/die ar-
beitnehmerin die vorerfahrungen der Univer-
sität bei vertragsabschluss, spätestens jedoch 
zwei Monate nach beginn des arbeitsverhält-
nisses, durch entsprechende zeugnisse oder 
sonstige arbeitspapiere (erforderlichenfalls 
mit Übersetzung) nachweist.
(7) Der/die arbeitnehmerin kann von der 
Universität in begründeten Fällen im zuge 
des mitarbeiter(innen)gespräches oder des 
abschlusses der individuellen zielvereinba-
rung die Überprüfung seiner/ihrer einreihung 
in die verwendungsgruppe und Qualifikati-
onsstufe sowie die Prüfung der vorausset-
zungen für die zuerkennung des expert(inn)-
enstatus verlangen. wenn die Universität 
diesem verlangen nicht entspricht oder es 
zu keinem einvernehmen über eine neu-
einreihung kommt, muss die Universität das 
entsprechend begründen. Der betriebsrat ist 
auf verlangen des arbeitnehmers/der arbeit-
nehmerin hinzuzuziehen. Das verfahren und 
die Modalitäten für die Überprüfung einer 
einreihung können durch betriebsvereinba-
rung geregelt werden.
(8) in den verwendungsgruppen ist eine vor-
rückung in die nächst höhere entgeltstufe 
jedenfalls bei vollendung des im § 54 vorge-
sehenen vorrückungszeitraumes und unter 
berücksichtigung der allfälligen zuerken-
nung des expert(inn)enstatus vorzunehmen.
(9) als beginn des vorrückungszeitraumes 

gilt für neu eintretende arbeitnehmerinnen, 
deren arbeitsverhältnis in der zeit vom  
1. Januar bis 30. Juni begonnen hat, der  
1. Januar dieses Jahres. hat das arbeits-
verhältnis in der zeit vom 1. Juli bis 31. de-
zember begonnen, gilt als beginn des vorrü-
ckungszeitraumes der 1. Januar des darauf 
folgenden Jahres. günstigere regelungen 
im arbeitsvertrag bleiben unberührt.
(10) die zuerkennung des expert(inn)en-
status bewirkt 
a)  die vorrückung in die jeweils nächst höhere 

entgeltstufe der für den/die arbeitnehmerin 
maßgebenden regelstufe sowie

b)  eine verkürzung des zeitraumes, der dann 
in dieser entgeltstufe für die nächste vor-
rückung zurückgelegt werden muss (vorrü-
ckungsbonus).

(11) Der vorrückungsbonus ist in kalender-
monaten zu bemessen und ergibt sich aus 
der differenz zwischen dem vorrückungs-
zeitraum, der nach § 54 für die entgeltstufe 
maßgebend ist, die mit der vorrückung nach 
lit. a erreicht wurde, und dem zeitraum, um 
den die vorrückung nach lit. a früher erfolgt 
ist als dies nach § 54 vorgesehen wäre. der 
vorrückungsbonus beträgt mindestens zwölf 
und höchstens 60 Monate.
(12) arbeitnehmerinnen, die durch die zuer-
kennung des expert(inn)enstatus nach abs.10 
lit. a in die letzte entgeltstufe ihrer verwen-
dungsgruppe vorrücken, ist nach weiteren fünf 
Jahren eine zulage in höhe der hälfte der zu 
diesem zeitpunkt bestehenden differenz zwi-
schen dem für diese und dem für die vorhe-
rige entgeltstufe vorgesehenen betrag zu ge-
währen. Gleiches gilt für arbeitnehmerinnen, 
wenn ihnen der expert(inn)enstatus in der 
letzten entgeltstufe ihrer verwendungsgruppe 
zuerkannt wird. 
(13) vorrückungen, die über das in abs. 10 vor-
gesehene ausmaß hinausgehen, setzen die 
neuerliche zuerkennung des expert(inn)en-
status voraus.
(14) Überzahlungen auf basis einzelvertrag-
licher vereinbarungen sind zulässig.
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Verwendungsgruppen einreihungskriterien
i arbeitnehmerinnen, die einfache, nicht 

schematische oder mechanische tätig-
keiten nach gegebenen richtlinien und 
genauer arbeitsanweisung verrichten.

einschlägig erworbene kenntnisse oder nach-
weis der entsprechenden berufserfordernisse 
bzw. Praxis 

iia arbeitnehmerinnen, die nach allgemeinen 
richtlinien und weisungen fachliche oder 
administrative, überwiegend mitwirkende 
und unterstützende tätigkeiten erledigen.

einschlägige erworbene kenntnisse oder 
nachweise der entsprechenden berufser-
fordernisse, z. b. abgeschlossene lehre, 
fachschulabschluss

iib arbeitnehmerinnen, die auf Grund ihrer 
kenntnisse und erfahrungen fachliche oder 
administrative tätigkeiten im rahmen des 
ihnen erteilten auftrages weitgehend selb-
ständig erledigen.

einschlägig erworbene kenntnisse oder nach-
weis der entsprechenden berufserfordernisse, 
z. b. abgeschlossene lehre, Fachschulab-
schluss

iiia arbeitnehmerinnen, die qualifizierte 
tätigkeiten aufgrund ihrer kenntnisse und 
erfahrungen verantwortlich selbständig 
ausführen.

kaufmännische, fachliche und organisatorische 
kenntnisse oder nachweis der entsprechenden 
berufserfordernisse, z. b. Matura/Fachmatura

iiib arbeitnehmerinnen, die qualifizierte tätig-
keiten verantwortlich selbständig ausführen, 
wozu besondere Fachkenntnisse und/
oder mehrjährige praktische erfahrungen 
erforderlich sind.

kaufmännische, fachliche und organisatorische 
spezialkenntnisse oder nachweis der entspre-
chenden berufserfordernisse, z. b. Fachmatu-
ra, postsekundäre und tertiäre abschlüsse bis 
sechs semester

iva arbeitnehmerinnen, die schwierige, 
verantwortungsvolle tätigkeiten mit 
entsprechendem entscheidungsspielraum 
verrichten. 

wissenschaftliche, kaufmännische, rechtliche, 
technische  und organisatorische expertentä-
tigkeit mit  nachweis der entsprechenden be-
rufserfordernisse und/oder mit der Qualifikation 
zur führung von organisationseinheiten z. b. 
Fachhochschul- und Universitätsabschlüsse, 
fachmatura mit spezialkenntnissen

ivb arbeitnehmerinnen die besonders schwie-
rige, verantwortungsvolle tätigkeiten mit 
entsprechendem entscheidungsspielraum 
verrichten. 

wissenschaftliche, kaufmännische, rechtliche, 
technische und organisatorische expertentä-
tigkeit mit nachweis der entsprechenden be-
rufserfordernisse und/oder mit der Qualifikation 
zur führung von organisationseinheiten z. b. 
fachhochschul- und Universitätsabschlüsse

v arbeitnehmerinnen in leitenden, die 
Universität in ihrem wirkungsbereich 
entscheidend beeinflussenden stellungen, 
mit erhöhtem verantwortungsbereich, sowie 
mit umfassenden spezialkenntnissen und 
mehrjährigen einschlägigen erfahrungen.

wissenschaftliche, kaufmännische, rechtliche, 
technische und organisatorische expertentätig-
keit. Qualifikation zur Führung großer organi-
sationseinheiten mit ausgewiesener erfahrung 
zur Mitarbeiter(innen)führung, 

§ 51. Verwendungsgruppenschema für das allgemeine Universitätspersonal
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§ 52. Qualifikationsstufen für das 
allgemeine Universitätspersonal
(1) innerhalb der verwendungsgruppen beste-
hen zwei Qualifikationsstufen, in welche die 
arbeitnehmerinnen wie folgt einzureihen sind:

a. Grundstufe
1.  arbeitnehmerinnen, die in den betreffenden 

beruf neu einsteigen (insbesondere schul- 
oder studienabgängerinnen) oder

2.  arbeitnehmerinnen ohne tätigkeitsspezi-
fische vorerfahrungen oder

3.  aus niedrigeren verwendungsgruppen um-
gereihte arbeitnehmerinnen (§ 53 abs. 2).

B. regelstufe
1.  arbeitnehmerinnen nach drei Jahren in  

der Grundstufe derselben verwendungs-
gruppe.

2.  vor ablauf dieser drei Jahre ist ein aufstieg 
in die regelstufe möglich:

 a)  wenn tätigkeitsspezifische vorerfah-
rungen nachgewiesen werden oder

 b)  wenn der/die arbeitnehmerin aus einer 
niedrigeren verwendungsgruppe umge-
reiht wurde und gemäß § 53 abs. 2 in die 
Grundstufe der höheren verwendungs-
gruppe einzureihen wäre und bereits 
die erforderlichen kenntnisse und erfah-
rungen verfügt oder

 c)  bei erfolgreicher absolvierung einschlä-
giger inner- und außerbetrieblicher aus- 
und weiterbildungsmaßnahmen zur ver-
besserung der tätigkeitsausübung bzw. 
tätigkeitserweiterung.

(2) arbeitnehmerinnen ist von der Universi-
tätsleitung der expert(inn)enstatus zuzuer-
kennen, wenn auf Grund einer individuellen 
zielvereinbarung oder eines Mitarbeiter(in-
nen)gespräches festgestellt wird, dass sie die 
in abs. 3 angeführten kriterien in folgender 
anzahl erfüllen:

verwendungsgruppe i:  3 kriterien
verwendungsgruppe iia bis iiib:  4 kriterien
verwendungsgruppe iva bis v:  5 kriterien

Qualifikationskriterien, die typischerweise für 
die erfüllung des arbeitsvertraglich festge-
legten aufgabenbereiches notwendig sind, 
finden keine berücksichtigung. Qualifikations-
kriterien, die bereits bei einer zuerkennung 
des expert(inn)enstatus berücksichtigt wor-
den sind, können für eine weitere zuerken-
nung nur dann anerkannt werden, wenn sie 
auch nach der vorhergehenden vorrückung 
neu erfüllt sind. das ist insbesondere der Fall, 
wenn organisatorische oder inhaltliche ände-
rungen des tätigkeitsprofils neue Qualifikati-
onen erfordern.
(3) Für die zuerkennung des expert(inn)en-
status sind folgende Qualifikationskriterien 
maßgebend:
a)  aktive gestaltung und optimierung von  

arbeitsabläufen;
b)  wiederholte durchführung von internen 

(ein-)schulungen;
c)  wiederholte, die organisationseinheiten 

übergreifende koordinations- und abstim-
mungstätigkeiten;

d)  wiederholte, verantwortliche Mitwirkung an 
bereichsübergreifenden Projekten;

e)  Übernahme der Position eines/einer „ver-
antwortlichen beauftragten“ nach den je-
weiligen rechtlichen Grundlagen; 

f)   erfolgreiche absolvierung einschlägiger 
inner- und außerbetrieblicher aus- und  
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weiterbildungsmaßnahmen im hinblick 
auf fachliche - und leitungsqualifikation;

g)  überdurchschnittliche fachkompetenz;
h)  besondere kommunikations- und teamfä-

higkeit sowie serviceorientierung;
i)  überdurchschnittliches wissen zu innerbe-

trieblichen bereichsübergreifenden abläufen, 
sowie kompetenz zu dessen weiter gabe;

j)  wiederholte wahrnehmung von temporären 
leitungsfunktionen in vertretung der leite-
rinnen von organisationseinheiten;

k)  besorgung besonderer aufgaben im it-
bereich oder im bereich des medizinisch-, 
chemisch- oder sonstigen technischen Per-
sonals.

weitere Qualifikationskriterien können durch 
betriebsvereinbarung festgelegt werden.

§ 53. Vorgangsweise bei 
Vorrückungen und Umreihungen
(1) erfolgt eine Umreihung in eine höhere Qua-
lifikationsstufe innerhalb der gleichen verwen-
dungsgruppe oder wird der expert(inn)enstatus 
zuerkannt, gebührt das entgelt der höheren 
Qualifikationsstufe ab dem auf die Umreihung 
bzw. zuerkennung folgenden Monatsersten.
(2) erfolgt eine Umreihung in eine höhere 
verwendungsgruppe aus der Grundstufe 

oder regelstufe, gebührt das entgelt der 
betragsmäßig nächst höheren Qualifikations-
stufe in der neuen verwendungsgruppe im 
vergleich zum bisher gewährten kollektivver-
traglichen entgelt ab dem auf die Umreihung 
folgenden monatsersten. ein vor der Umrei-
hung über dem koll ektivvertraglichen entgelt 
liegendes ist-entgelt ist ab der Umreihung 
im ausmaß des das kollektivvertragliche 
entgelt vor der Umreihung übersteigenden 
betrages weiter zu gewähren. in der neuen 
verwendungsgruppe ist die vorrückung in die 
nächst höhere entgeltstufe bei vollendung 
des diesbezüglichen vorrückungszeitraumes 
mit der Maßgabe vorzunehmen, dass die 
zeit bis zur vollendung des vorrückungs-
zeitraumes dem verhältnis jener zeit zu ent-
sprechen hat, die der/die arbeitnehmerin in 
der niedrigeren verwendungsgruppe bis zur 
vorrückung noch zu absolvieren gehabt hät-
te. sich bei der berechnung der zeit bis zur 
vorrückung ergebende kommazahlen sind 
kaufmännisch zu runden.

§ 54. Gehaltsschema für das 
allgemeine Universitätspersonal
(1) Das monatliche Bruttoentgelt in euro be-
trägt (klammerausdruck J = vorrückungszeit-
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raum in Jahren; für vorrückung notwendige 
innerbetriebliche arbeitserfahrung).
(2) Das monatliche entgelt ist am fünfzehnten 
jeden Monats für diesen kalendermonat aus-
zuzahlen. ist der Fünfzehnte kein arbeitstag, 
hat die auszahlung am vorhergehenden ar-
beitstag zu erfolgen.
(3) zusätzlich gebührt dem/der arbeitneh-
merin am 15. März, am 15. Juni, am 15. sep-
tember und am 15. november jeden Jahres 
jeweils eine sonderzahlung im ausmaß des 

halben für den auszahlungsmonat zuste-
henden entgelts. wird das arbeitsverhältnis 
während des kalenderjahres begründet oder 
beendet oder ändert sich das beschäftigungs-
ausmaß, so gebührt für dieses Jahr der ali-
quote teil der sonderzahlungen. 
(4) durch betriebsvereinbarung können für 
Projektmitarbeiterinnen (§ 50 abs. 2) andere 
auszahlungstermine als nach abs. 2 und 3 
vorgesehen werden.
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§ 55. mehrarbeitsvergütung für das 
allgemeine Universitätspersonal
(1) Überstunden werden im verhältnis 1 : 1,5 
durch zeitausgleich abgegolten. 
Überstunden, die an sonntagen und Feierta-
gen geleistet werden, werden im verhältnis 
1 : 2 durch zeitausgleich abgegolten. Mehr-
arbeitsstunden von teilzeitbeschäftigten ar-
beitnehmerinnen (§ 19d abs. 3 azG), die das 
vereinbarte beschäftigungsausmaß im Durch-
rechnungszeitraum nach § 34 abs. 3 erster 
satz um mehr als 20 % übersteigen, werden 
im verhältnis 1 : 1,25 durch zeitausgleich ab-
gegolten. 
(2) der zeitpunkt der konsumation des zeit-
ausgleichs ist zwischen arbeitnehmerin und 
Universität zu vereinbaren.
(3) Überstunden, die in der nacht (= zwischen 
22 Uhr und 6 Uhr) geleistet werden sowie 
Überstunden und Mehrarbeitsstunden, die 
nicht durch zeitausgleich (abs. 1) abgegolten 
sind, sind nach den folgenden bestimmungen 
in Geld abzugelten:
1.  die Überstundenentlohnung besteht aus 

einem Grundstundenlohn und einem zu-
schlag.

2.  Der grundstundenlohn beträgt 1/160 des 
bruttomonatsentgeltes (§ 54). mit der fest-
setzung dieser berechnungsgrundlagen 
sind alle über 12 monatsentgelte hinausge-
henden sonderzahlungen für die zwecke 
der Überstunden-, sonn- und Feiertagsent-
lohnung berücksichtigt.

3.  der zuschlag ist mit folgenden Prozentsät-
zen des grundstundenlohnes zu bemes-
sen, wobei nur der jeweils höchste Prozent-
satz zur anwendung kommt:

 a)  Überstunden, die an sonntagen und Fei-
ertagen geleistet werden: 100 %;

 b)  Überstunden, die in der nacht (= zwi-
schen 22 Uhr und 6 Uhr) geleistet wer-
den: 200 %;

 c) jede andere Überstunde: 50 %;
 d)  Mehrarbeitsstunden (§ 19d abs. 3 

azG), die das vereinbarte beschäfti-
gungsausmaß im Durchrechnungszeit-
raum nach § 34 abs. 3 satz 1 um mehr 
als 20 % übersteigen: 25 %. 

(4) die auszahlung von Überstunden nach 
abs. 3 z. 3 erfolgt abweichend von § 49  
abs. 10 und § 54 abs. 2 spätestens mit der 
abrechnung des auf die Überstundenleistung 
zweitfolgenden Monats.

§ 56. lehrlingsentschädigung,  
Ferialarbeit 
(1) Die monatliche lehrlingsentschädigung für 
lehrlinge im sinne des berufsausbildungs-
gesetzes beträgt im 
 1. lehrjahr:    euro   476,40
 2. lehrjahr:    euro   637,70
 3. lehrjahr:    euro   822,00
 4. lehrjahr:    euro 1.098,20.
(2) Ferialarbeitnehmerinnen, das sind ar-
beitnehmerinnen, die während der Ferien als 
aushilfe tätig werden, ohne dazu nach schul- 
oder studienrechtlichen vorschriften verpflich-
tet zu sein (§ 8 abs. 1 z. 3 lit. h und i asvG), 
gebührt ein Monatsentgelt in höhe der lehr-
lingsentschädigung für das zweite lehrjahr.
(3) § 54 abs. 2 und 3 sowie § 55 gelten auch 
für lehrlinge und ferialarbeitnehmerinnen.

alPen-aDria-Universität klagenfUrt / © uniklu
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c. Gemeinsame regelungen

§ 57. Journaldienstzulage
(1) arbeitnehmern/arbeitnehmerinnen nach 
§ 5 abs. 2 z. 1 und 2 mit ausnahme der ar-
beitnehmerinnen nach § 69 gebührt für die 
leistung von bereitschaftsdiensten (Journal-
diensten) eine abgeltung, die
1.  Montag bis samstag für jede Journaldienst-

stunde zwischen 6 und 22 Uhr: 1/240 des 
jeweiligen monatlichen bruttoentgelts ge-
mäß § 49 oder § 54,

2.  Montag bis samstag für jede Journaldienst-
stunde zwischen 22 und 6 Uhr: 1/180 des 
jeweiligen monatlichen bruttoentgelts ge-
mäß § 49 oder § 54, 

3.  an sonn- und Feiertagen für jede der ersten 
bis achten Journaldienststunde: 1/180 des 
jeweiligen monatlichen bruttoentgelts ge-
mäß § 49 oder § 54 und

4.  an sonn- und Feiertagen für jede ab der 
neunten Journaldienststunde: 1/120 des je-
weiligen monatlichen bruttoentgelts gemäß 
§ 49 oder § 54

beträgt, soweit für diese zeiten nicht die ab-
geltung durch zeitausgleich vereinbart wird.
(2) Die auszahlung der Journaldienstzula-
ge erfolgt abweichend von § 49 abs. 10 und  
§ 54 abs. 2 spätestens mit der abrechnung 
des auf die Journaldienstleistung zweitfol-
genden monats.

§ 58. rufbereitschaftsentschädigung
(1) arbeitnehmerinnen nach § 5 abs. 2 z. 1 
und 2 mit ausnahme der arbeitnehmerinnen 
nach § 70 gebührt für die leistung von rufbe-
reitschaften eine entschädigung, die
1.  Montag bis samstag für jede rufbereit-

schaftsstunde zwischen 6 und 22 Uhr:  
0,1 %,

2.  Montag bis samstag für jede rufbereit-
schaftsstunde zwischen 22 und 6 Uhr:  
0,15 %,

3.  an sonn- und Feiertagen für jede der ersten 
bis achten rufbereitschafts stunde: 0,15 %, 
und

4.  an sonn- und Feiertagen für jede ab der 
neunten rufbereitschaftsstunde: 0,2 %

des monatlichen bruttoentgelts der verwen-
dungsgruppe iiib/grundstufe gemäß § 54 
beträgt.
(2) Die auszahlung der rufbereitschafts-
entschädigung erfolgt abweichend von § 49 
abs. 10 und § 54 abs. 2 spätestens mit der 
abrechnung des auf die rufbereitschaft zweit-
folgenden monats.
(3) wird der/die arbeitnehmerin gemäß  
abs. 1 während der rufbereitschaft tatsäch-
lich zur arbeitsleistung an die Universität he-
rangezogen, ist diese arbeitszeit als Mehrleis-
tung/Überstunde gemäß § 55 abzugelten.

§ 59. strahlen- und infektions-
gefährdungszulage
(1) Der/die arbeitnehmerin hat anspruch auf 
eine monatliche infektions-/strahlengefähr-
dungszulage (12 x jährlich), soweit und solan-
ge er/sie in einem bereich verwendet wird, der 
dauerhaft und wesentlich infektions-/strahlen-
gefährdet ist und in dem die infektions-/strah-
lenbelastung wesentlich über das allgemeine 
berufsrisiko der berufsgruppe unter zugrun-
delegung der vorgeschriebenen schutzmaß-
nahmen hinausgeht.
(2) ist der/die arbeitnehmerin einer belas-
tung von über vier und bis zu acht stunden 
täglich ausgesetzt, beträgt die strahlen-/ 
infektionsgefährdungszulage 3 % des monat-
lichen bruttoentgelts der verwendungsgruppe 
iiib/regelstufe 1 gemäß § 54 (große strah-
len-/infektionsgefährdungszulage).
(3) ist der/die arbeitnehmerin einer belas-
tung von über zwei und bis zu vier stunden 
täglich ausgesetzt, beträgt die strahlen-/ 
infektionsgefährdungszulage 2 % des monat-
lichen bruttoentgelts der verwendungsgruppe 
iiib/ regelstufe 1 gemäß § 54 (kleine strah-
len-/infektionsgefährdungszulage). 
(4) bei zusammentreffen von situationen, in 
denen eine entsprechende infektions- und  
strahlengefährdung besteht, gebührt dem/der 
arbeitnehmerin die zulage nur einmal.
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(5) die zulage ist mit dem monatlichen ent-
gelt auszuzahlen. bei teilzeitbeschäftigung 
gebührt die zulage aliquot.

§ 60. schmutzzulage
(1) Der/die arbeitnehmerin hat anspruch auf 
eine monatliche schmutzzulage (12 x jähr-
lich) in der höhe von 1,25 % des monatlichen 
bruttoentgelts der verwendungsgruppe iiib/
regelstufe 1 gemäß § 54, soweit und solange 
er/sie während der gesamten arbeitszeit über-
wiegend mit arbeiten betraut ist, die zwangs-
läufig eine erhebliche verschmutzung des ar-
beitnehmers und seiner bekleidung bewirken.
(2) die zulage ist mit dem monatlichen ent-
gelt auszuzahlen. bei teilzeitbeschäftigung 
gebührt die zulage aliquot.

§ 61. Fahrtkostenzuschuss
(1) dem/der arbeitnehmerin, der/die durch 
erklärung bei der Universität einen Pausch-
betrag gemäß § 16 abs. 1 z 6 lit. b oder c 
estG 1988 in anspruch nimmt, gebührt ab 
dem tag der abgabe dieser erklärung bei 
der Universität ein fahrtkostenzuschuss. Der 
Fahrtkostenzuschuss gilt als aufwandsent-
schädigung.
(2) der Fahrtkostenzuschuss beträgt für jeden 
vollen kalendermonat in den fällen des
1.  § 16 abs. 1 z 6 lit. b estG 1988 bei einer 

einfachen Fahrtstrecke von:
 20 km bis 40 km ...................euro 16,80, 
 40 km bis 60 km ...................euro 33,22,
 über 60 km ...........................euro 49,65;
2.  § 16 abs. 1 z 6 lit. c estG 1988 bei einer 

einfachen Fahrtstrecke von:
 2 km bis 20 km .....................euro   9,14,
 20 km bis 40 km ...................euro 36,27,
 40 km bis 60 km ...................euro 63,12,
 über 60 km ...........................euro 90,16.
diese Monatsbeträge vermindern oder erhö-
hen sich in dem Maß, das sich aus der ver-
änderung des von der bundesanstalt statistik 
österreich verlautbarten verbraucherpreisin-
dex 2005 oder des an seine stelle tretenden 
index gegenüber der für Jänner 2008 verlaut-

barten indexzahl ergibt, wobei änderungen 
solange nicht zu berücksichtigen sind, als sie 
5 % dieser indexzahl und in der Folge 5 % der 
zuletzt für die valorisierung maßgebenden in-
dexzahl nicht übersteigen. Die neuen beträge 
gelten ab dem der verlautbarung der index-
veränderung durch die bundesanstalt statistik 
österreich folgenden übernächsten monats-
ersten. maßgebend sind die durch verord-
nung des bundeskanzlers kundgemachten 
durch die valorisierung geänderten beträge 
einschließlich des zeitpunkts, in dem deren 
änderung wirksam wird.
(3) sind im arbeitsvertrag (Dienstzettel) 
zwei regelmäßige arbeitsorte festgelegt (§ 8  
abs. 3 und 4) und sind für deren erreichung 
unterschiedliche Fahrtstrecken notwendig, 
sind alle fahrtstrecken nach maßgabe von 
abs. 2 in verbindung mit § 16 abs. 1 z 6 estG 
zu berücksichtigen.
(4) Der anspruch auf fahrtkostenzuschuss 
endet mit ablauf des tages, an dem die vo-
raussetzungen des § 16 abs. 1 z. 6 lit. b oder 
c estG 1988 wegfallen.
(5) Der fahrtkostenzuschuss ist mit dem mo-
natlichen entgelt (§§ 49 abs. 10, 54 abs. 2) 
auszuzahlen und gebührt zwölfmal pro Jahr, 
frühestens ab dem Monat, der auf die abgabe 
der erklärung gemäß abs. 1 durch den/die ar-
beitnehmerin folgt.
(6) der/die arbeitnehmerin ist verpflichtet, 
alle Umstände, die für die änderung oder den 
wegfall des anspruches auf fahrtkostenzu-
schuss von bedeutung sind, unverzüglich zu 
melden (§ 16 abs. 1 z 6 estG).
(7) Fahrtkostenzuschüsse, die aufgrund einer 
unvollständigen oder fehlerhaften meldung 
oder einer verletzung der verpflichtungen 
nach abs. 5 zu Unrecht ausbezahlt wurden, 
sind Übergenüsse, die jedenfalls rückzuer-
statten sind.
(8) ist der/die arbeitnehmer/in länger als einen 
monat an der leistung seiner/ihrer Dienste 
verhindert (§ 16), entfällt ausgenommen bei 
Urlaub (§ 19) und bei einer dienstverhinde-
rung aufgrund eines arbeitsunfalls der an-
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spruch auf Fahrtkostenzuschuss mit jenem 
tag, der dem datum nach dem ersten tag der 
Dienstverhinderung im vormonat entspricht. 
der Fahrtkostenzuschuss gebührt wieder ab 
dem tag, an dem die arbeitsleistung erneut 
aufgenommen wird. dieser zeitraum ver-
kürzt sich entsprechend, wenn in die zeit der 
dienstverhinderung (§ 16) zeiten eines Ur-
laubs oder einer Dienstverhinderung aufgrund 
eines arbeitsunfalls fallen.
(9) in kalendermonaten, in denen der/die ar-
beitnehmerin keine arbeitsleistungen erbringt, 
gebührt ausgenommen von abs. 8 kein fahrt-
kostenzuschuss. in kalendermonaten, in de-
nen das arbeitsverhältnis, ein karenzurlaub, 
der Präsenz- oder ausbildungs- oder zivil-
dienst, ein studien- bzw. bildungsurlaub oder 
eine sonstige Freistellung beginnt oder endet, 
ist der fahrtkostenzuschuss abgesehen von 
abs. 1 zu aliquotieren.
(10) die vorschriften der abs. 1 bis 9 gelten 
rückwirkend ab 1. 10. 2009. Für arbeitneh-
merinnen, die bis 31. 10. 2009 einen antrag 
auf fahrtkostenzuschuss samt den erforder-
lichen nachweisen gestellt haben, gelten bis 
31. 12. 2009 die vorschriften dieses kollek-
tivvertrages in seiner stammfassung, wenn 
und solange die dort vorgesehenen voraus-
setzungen erfüllt sind und der fahrtkosten-
zuschuss nicht geringer ist als der sich nach 
abs. 1 bis 9 ergebende betrag.

§ 62. Dienstreisen
(1) eine dienstreise liegt vor, wenn sich der/
die arbeitnehmerin zur ausführung eines von 
der Universität erteilten auftrages eine weg-
strecke von mindestens drei kilometer von 
seiner/ihrer arbeitsstätte entfernen muss.
(2) Dienstreisen beginnen mit dem verlassen 
der arbeitsstätte, wenn sie von dort aus an-
getreten werden, sonst mit dem reisenotwen-
digen verlassen der nächstgelegenen woh-
nung des arbeitnehmers/der arbeitnehmerin 
(§ 61 abs. 1). Dienstreisen enden mit der 
rückkehr zur arbeitsstätte bzw. mit der rei-
senotwendigen rückkehr in diese wohnung. 

(3) Die voraussetzungen und modalitäten 
sowie die höhe der abgeltungen für dienst-
reisen können durch betriebsvereinbarung 
geregelt werden. 
(4) durch betriebsvereinbarung können auch 
regelungen über die Gewährung von zu-
schüssen zum besuch von veranstaltungen, 
die zwecken der lehre, Forschung, ent-
wicklung und erschließung der künste oder 
der sonstigen fortbildung dienen und deren 
besuch in den aufgaben des arbeitnehmers/ 
der arbeitnehmerin begründet ist, getroffen 
werden.

§ 63. Jubiläumszuwendung,  
Gehaltsvorschuss
(1) arbeitnehmerinnen mit einer längeren 
betriebszugehörigkeit zur betreffenden Uni-
versität haben anspruch auf einmalige Jubi-
läumszuwendungen. voraussetzungen und 
ausmaß dieses anspruches können durch 
betriebsvereinbarung geregelt werden.
(2) Durch betriebsvereinbarung kann auch 
ein anspruch des arbeitnehmers/der arbeit-
nehmerin auf Gewährung eines Gehaltsvor-
schusses samt den dafür erforderlichen vo-
raussetzungen und modalitäten vorgesehen 
werden.
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§ 64. Geltendmachung von  
ansprüchen
(1) ansprüche gemäß § 62 abs. 1 bis 3 
müssen innerhalb von vier monaten nach 
beendigung der Dienstreise bei sonstigem 
ausschluss bei der Universität durch rech-
nungslegung geltend gemacht werden. 
(2) andere als die in abs. 1 genannten an-
sprüche sind bei sonstigem ausschluss in-
nerhalb von sechs monaten ab fälligkeit 
vom/von der arbeitnehmerin bei der Univer-
sität schriftlich geltend zu machen.
(3) bei rechtzeitiger geltendmachung nach 
abs. 1 und 2 bleiben die ansprüche auch 
über die dort vorgesehenen fristen hinaus 
gewahrt, wenn der/ die arbeitnehmerin inner-
halb von
a)  drei monaten nach erhalt einer endgül-

tigen abschlägigen mitteilung der Univer-
sität,

b)  sechs Monaten, falls sich die Universität 
bis dahin nicht schriftlich geäußert hat,

klage beim zuständigen gericht einbringt.
(4) ansprüche der Universität aus dem 
arbeitsverhältnis sind bei sonstigem aus-
schluss innerhalb von sechs monaten ab 
dem zeitpunkt, an dem sie erhoben werden 
können, gerichtlich geltend zumachen.

D. sonderbestimmungen für die  
medizinischen Universitäten 
und die Veterinärmedizinische  
Universität wien

§ 65. Krankenpflegepersonal 
(1) für arbeitnehmerinnen nach § 42 gelten 
die bestimmungen der § 50 bis 55 mit der 
Maßgabe, dass durch die verwendungsbe-
schreibungen des krankenpflegepersonals 
die berufsrechtlichen vorgaben und befug-
nisse unberührt bleiben.
(2) arbeitnehmerinnen gemäß abs. 1 ge-
bührt für die mit ihrer tätigkeit verbundenen 
belas tungen eine monatliche zulage von  
6,25 % des monatlichen bruttoentgeltes der 
verwen dungsgruppe iiib/regelstufe 1 nach  
§ 54. bei teil zeitbeschäftigung gebührt die  
zulage aliquot. 
(3) Darüber hinaus gebührt arbeitnehmerinnen 
gemäß abs. 1, die im klinischen bereich einer 
Medizinischen Universität verwendet werden, 
für ihre Mitwirkung an der klinischen Patien-
t(inn)enversorgung eine monatliche zulage, die
a)  in den verwendungsgruppen i und iiib  

(§ 51): 6,25 %,
b)  in den verwendungsgruppen iia, iib, iiia, 

iva und ivb (§ 51): 12,5 %

montanUniversität leoben / © montanuniversität/freisinger
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des monatlichen bruttoentgeltes der verwen-
dungsgruppe iiib/regelstufe 1 (§ 54) beträgt. 
bei teilzeitbeschäftigung gebührt die zulage 
aliquot.

§ 66. ärzte/ärztinnen zur aus-
schließlichen erfüllung von  
aufgaben im rahmen einer  
Krankenanstalt 
für arbeitnehmerinnen nach § 43 gelten  
§§ 49 und 68 mit der Maßgabe, dass sie in 
die verwendungsgruppe b 1 einzureihen sind.

§ 67. ärzte/ärztinnen in  
Facharztausbildung 
für arbeitnehmerinnen nach § 44 gelten  
§§ 49 und 68 mit der Maßgabe, dass sie in 
die verwendungsgruppe b 1 und, soweit mit 
ihnen eine Qualifizierungsvereinbarung (§ 46) 
getroffen wurde, in die Gehaltsgruppe a 2 ein-
zureihen sind.

§ 68.  Gehaltsschema für  
das wissenschaftliche 
Universitäts personal 
(sonderbestimmung zu § 49)
(1) für arbeitnehmerinnen nach § 5 abs. 2 
z. 1, die im klinischen bereich einer Me-
dizinischen Universität ärztlich oder zahn-
ärztlich verwendet werden, gilt § 49 abs. 6. 
die abgeltung von Journaldiensten (§ 69) 
und rufbereitschaften (§ 70) bleibt hievon 
unberührt. mehrleistungen im rahmen der 
Patient(inn)enversorgung (§ 29 abs. 1 z 4 
UG), die über die wöchentliche normalar-
beitszeit im Durchrechnungszeitraum nach 
§ 40 abs. 4 hinaus erbracht werden, sind, 
soweit sie vom leiter der organisations-
einheit nach Maßgabe des ka-azG aus-
drücklich angeordnet und dokumentiert sind 
oder wenn die voraussetzungen des § 35  
abs. 3 in verbindung mit § 8 ka-azG vor-
liegen, als Mehrarbeitsstunden/Überstunden 
in sinngemäßer anwendung des § 55 abzu-
gelten. nicht als mehrleistungen im sinne  
dieser bestimmung gelten zeiten gemäß  

§ 40 abs. 5 (ausgleichszeiten), § 69 (Jour-
naldienste) und § 70 (rufbereitschaften). 
(2) arbeitnehmerinnen nach § 5 abs. 2 z. 1, 
die an einer medizinischen Universität ärzt-
lich oder zahnärztlich verwendet werden, ge-
bührt für die mit ihrer tätigkeit verbundenen 
belastungen eine monatliche zulage von  
7,5 % des monatlichen bruttoentgeltes der 
verwendungsgruppe iiib/ regelstufe 1 (§ 54). 
Für arbeitnehmerinnen nach § 5 abs. 2 z. 1, 
die im klinischen bereich einer medizinischen 
Universität ärztlich oder zahnärztlich verwen-
det werden, erhöht sich diese zulage für die 
Dauer der wirksamkeit einer betriebsverein-
barung gemäß § 3 abs. 4 und § 4 ka-azG  
(§ 40 abs. 7 und 8), mit der das Funktionie-
ren des krankenanstaltenbetriebes (§ 37 
abs. 1) gewährleistet ist, auf monatlich  
22,5 % des monatlichen bruttoentgeltes der 
verwendungsgruppe iiib/ regelstufe 1 (§ 54). 
bei teilzeitbeschäftigung gebührt die zulage 
aliquot.

§ 69. Journaldienstzulage
(1) arbeitnehmerinnen nach § 5 abs. 2 z. 
1 sowie arbeitnehmerinnen nach § 43 und  
§ 44, die im klinischen bereich einer Medizi-
nischen Universität ärztlich oder zahnärztlich 
verwendet werden, gebührt für die leistung 
von bereitschaftsdiensten (Journaldiensten) 
eine abgeltung, die
1.  Montag bis samstag für jede Journaldienst-

stunde zwischen 6 und 22 Uhr: 1,07 %,
2.  Montag bis samstag für jede Journaldienst-

stunde zwischen 22 und 6 Uhr: 1,43 %,
3.  sonn- und Feiertagen für jede der ersten 

bis achten Journaldienststunde: 1,43 % 
und

4.  an sonn- und Feiertagen für jede ab der 
neunten Journaldienststunde: 2,15 %

des monatlichen bruttoentgelts der verwen-
dungsgruppe iiib/regelstufe 1 (§ 54) beträgt, 
soweit für diese zeiten nicht die abgeltung 
durch zeitausgleich erfolgt.
(2) arbeitnehmerinnen gemäß abs. 1, mit 
denen teilzeitbeschäftigung vereinbart ist,  
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gebührt für die leistung von bereitschafts-
diensten (Journaldiensten) eine abgeltung, die
1.  Montag bis samstag für jede Journaldienst-

stunde: 0,89%,
2.  an sonn- und Feiertagen für jede der ersten 

bis achten Journaldienststunde: 0,89%  
und

3.  an sonn- und Feiertagen für jede ab der 
neunten Journaldienststunde: 1,07%

des monatlichen bruttoentgelts der verwen-
dungsgruppe iiib/regelstufe 1 (§ 54) beträgt. 
Für Journaldienststunden, die im durchschnitt 
eines Monats über eine wöchentliche arbeits-
zeit von 40 stunden hinausgehen, gilt abs. 1. 
fallen in einem Journaldienst stunden gemäß 
satz 1 und 2 an, sind jene Journaldienststun-
den nach satz 2 abzugelten, für die die hö-
here Journaldienstzulage gebührt.
(3) arbeitnehmerinnen nach § 5 abs. 2 z. 1, 
die an der veterinärmedizinischen Universität 
wien tierärztlich verwendet werden, gebührt 
für die leistung von bereitschaftsdiensten 
(Journaldiensten) eine abgeltung, die
1.  Montag bis samstag für jede Journaldienst-

stunde zwischen 6 und 22 Uhr: 0,82 %,
2.  Montag bis samstag für jede Journaldienst-

stunde zwischen 22 und 6 Uhr: 1,10 %,
3.  sonn- und Feiertagen für jede der ersten 

bis achten Journaldienststunde: 1,10 %  
und

4.  an sonn- und Feiertagen für jede ab der 
neunten Journaldienststunde: 1,65 %

des monatlichen bruttoentgelts der verwen-
dungsgruppe iiib/regelstufe 1 (§ 54) beträgt, 
soweit für diese zeiten nicht die abgeltung 
durch zeitausgleich erfolgt.
(4) arbeitnehmerinnen gemäß abs. 3, mit 
denen teilzeitbeschäftigung vereinbart ist, 
gebührt für jede Journaldienststunde eine ab-
geltung von 0,55 % des monatlichen bruttoent-
gelts der verwendungsgruppe iiib/regelstufe 1 
(§ 54). Für Journaldienststunden, die im durch-
schnitt eines Monats über eine wöchentliche 
arbeitszeit von 40 stunden hinausgehen, gilt 
abs. 3. fallen in einem Journaldienst stunden 
gemäß satz 1 und 2 an, sind jene Journal-

dienststunden nach satz 2 abzugelten, für die 
die höhere Journaldienstzulage gebührt.
(5) Die auszahlung der Journaldienstzulage 
erfolgt abweichend von § 49 abs. 10 spätes-
tens mit der abrechnung des auf die Journal-
dienstleistung zweitfolgenden Monats.

§ 70.  rufbereitschafts - 
ent schädigung
(1) arbeitnehmerinnen nach § 5 abs. 2 z. 1 
sowie arbeitnehmerinnen nach § 43 und § 44, 
die an einer medizinischen Universität ärztlich 
oder zahnärztlich verwendet werden, gebührt 
für die leistung von rufbereitschaften eine 
entschädigung, die
1.  Montag bis samstag für jede 

rufbereitschafts stunde zwischen 6 und 22 
Uhr: 0,21 %,

2.  Montag bis samstag für jede rufbereit-
schafts   stunde zwischen 22 und 6 Uhr: 
0,29%,

3.  an sonn- und Feiertagen für jede der ersten 
bis achten rufbereitschaftsstunde: 0,29% 
und

4.  an sonn- und Feiertagen für jede ab der 
neunten rufbereitschaftsstunde: 0,43%

des monatlichen bruttoentgelts der verwen-
dungsgruppe iiib/regelstufe 1 (§ 54) beträgt.
(2) Die auszahlung der rufbereitschafts-
entschädigung erfolgt abweichend von  
§ 49 abs. 10 spätestens mit der abrechnung  
des auf die rufbereitschaft zweitfolgenden 
monats.
(3) wird der/die arbeitnehmerin gemäß  
abs. 1 während der rufbereitschaft tatsäch-
lich zur arbeitsleistung an die medizinische 
Universität herangezogen, ist diese arbeits-
zeit als Mehrleistung/Überstunde gemäß § 55 
abzugelten.

4. teil
altersVorsorGe

§ 71. pensionskassenzusage
(1) Die Universitäten erteilen allen bei ihnen 
beschäftigten arbeitnehmern/arbeitnehmerin-
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nen nach abs. 2 eine Pensionskassenzusage, 
die ausschließlich beitragsorientiert gestaltet 
ist und bei der von einem derzeitigen rech-
nungszinssatz von 3 % ausgegangen wird. die 
wirksamkeit dieser zusage ist vom abschluss 
einer betriebsvereinbarung (§ 97 abs. 1 z. 18a 
arbvg) abhängig.
(2) arbeitnehmerinnen nach abs. 1 sind alle 
Personen,
1.  deren arbeitsverhältnis mit der Universität 

nach dem 31. Dezember 2003 begründet 
oder gemäß § 126 abs. 5 und 7 Ug auf die 
Universität übergeleitet wurde,

2.  die länger als 24 monate ununterbrochen in 
einem arbeitsverhältnis zu der betreffenden 
Universität stehen, und

3.  die nicht 
a) geringfügig beschäftigt (§ 5 abs. 2 
asvG), oder  
b) als lehrling beschäftigt werden.

(3) Jede Universität hat zu gunsten der von 
diesem kollektivvertrag erfassten Personen 
einen Pensionskassenvertrag abzuschließen, 
der die Umsetzung der in diesem kollektiv-
vertrag und in der betriebsvereinbarung nach 
abs. 1 enthaltenen regelungen zum gegen-
stand hat.

§ 72. leistungen
(1) Die Pensionskassenzusage umfasst zumin-
dest alterspensionen, die gebühren, wenn die/
der arbeitnehmerin das 60. lebensjahr vollen-
det hat und das arbeitsverhältnis zur Universität 
aufgelöst wird.
(2) das leistungsrecht wird durch Unisex-ta-
bellen geschlechtsneutral gestaltet.
(3) Übersteigt der barwert der versorgungsan-
sprüche nicht den sich aus § 1 abs. 2 und 2a 
des Pensionskassengesetzes ergebenden be-
trag, kann die leistungsberechtigte Person von 
der Pensionskasse abgefunden werden.

§ 73. Beiträge der Universität
(1) Die Universität hat ab dem auf die erfül-
lung der voraussetzung nach § 71 abs. 2 fol-
genden Monatsersten, frühestens aber nach 
ablauf von zwei Jahren nach inkrafttreten die-
ses kollektivvertrages, für die weitere dauer 
des beitragspflichtigen arbeitsverhältnisses 
einen laufenden monatlichen beitrag an die 
Pensionskasse zu leisten:
1.  für Universitätsprofessoren/Universitätspro-

fessorinnen (§ 25) 10 % des monatlichen 
bruttobezuges;

2.  für alle anderen arbeitnehmerinnen 3 % des 
bis zur jeweiligen höchstbeitragsgrundlage 
nach asvg reichenden teils des monatli-
chen bruttobezuges; dieser betrag erhöht 
sich auf 10 % für den über die höchstbei-
tragsgrundlage hinausgehenden teil des 
monatlichen bruttobezuges.

(2) als bruttobezug nach abs. 1 gilt das jewei-
lige entgelt nach §§ 49 bzw. § 54 zuzüglich 
allfälliger zulagen nach §§ 57, 59, 60 und 
69 sowie der entschädigungen nach §§ 58  
und 70.

Universität FÜr bodenkUltUr,  
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(3) in Monaten, in denen eine sonderzahlung 
gebührt (§§ 49 abs. 11 oder 12, 54 abs. 3  
oder 4), ist von dieser zusätzlich je ein son-
derbeitrag in höhe des sich aus abs. 1 erge-
benden Prozentsatzes zu leisten.
(4) die beitragspflicht endet mit dem aus-
scheiden des arbeitnehmers/der arbeitneh-
merin aus dem arbeitsverhältnis zur Univer-
sität. die beitragspflicht ruht für zeiten, in 
denen der/die arbeitnehmerin keine entgelt-
ansprüche gegenüber der Universität hat.
(5) für arbeitnehmerinnen nach § 71 abs. 2 
ist innerhalb von drei monaten ab vollendung 
einer zweijährigen beschäftigungszeit (§ 71 
abs. 2 z. 2) ein einmalbetrag an die Pensi-
onskasse zu leisten, der sich aus der nach-
zahlung der beiträge nach abs. 1 und 2 seit 
beginn des arbeitsverhältnisses ergibt.
(5a) Für arbeitnehmerinnen, die von der Uni-
versität nach einem erfolgreichen lehrab-
schluss über die weiterverwendungspflicht  
(§ 18 berufsausbildungsgesetz) hinaus be-
schäftigt werden, ist innerhalb von drei Mona-
ten nach ende der weiterverwendungspflicht 
ein einmalbetrag an die Pensionskasse zu 
leisten, der sich aus der nachzahlung der bei-
träge nach abs. 1 unter zugrundelegung der 
bruttobezüge nach abs. 2 (bzw. für die dauer 
des lehrverhältnisses der lehrlingsentschä-
digung) ergibt.

(6) Die Universität kann ihre beitragszah-
lungen endgültig einstellen, wenn sich ihre 
wirtschaftliche lage so wesentlich ver-
schlechtert hat, dass die aufrechterhaltung 
der Pensionskassenzusage eine gefährdung 
des weiterbestandes der Universität zur fol-
ge hätte.
(7) Die Universität kann ihre laufenden bei-
tragszahlungen vorübergehend aussetzen 
oder einschränken, wenn zwingende wirt-
schaftliche gründe vorliegen.
(8) beiträge nach abs. 1, 3 und 5 sind nur in-
soweit zu leisten, als diese den betrag über-
steigen, der einem/einer arbeitnehmerin nach 
§ 71 abs. 2 auf grund einer individuellen 
vereinbarung zur finanzierung einer privaten  
altersvorsorge zusätzlich gewährt wird oder 
der bisher tatsächlich geleistet wurde.
(9) beiträge nach abs. 1, 3 und 5 sind im Fal-
le des § 49 abs. 14 nur insoweit zu leisten, 
als das entgelt gemäß abs. 2 die bezüge 
eines/einer freigestellten beamten/beamtin im 
sinne des § 49 abs. 14 übersteigt.“

§ 74. Beiträge der  
arbeitnehmerinnen
(1) Der/die arbeitnehmerin kann nach ab-
schluss einer entsprechenden schriftlichen 
vereinbarung mit der Pensionskasse ei-
gene, zu leistungserhöhungen führende 
beiträge an die Pensionskasse leisten. Die 
höhe der arbeitnehmerbeiträge ist mit der 
höhe der von der Universität nach § 73 zu 
leistenden beiträge begrenzt. Darüber hi-
naus hat der/die arbeitnehmerin die Mög-
lichkeit, eigene beiträge im rahmen des  
§ 108a estG 1988 bis zu der dort genannten 
höhe an die Pensionskasse zu leisten.
(2) Die leistung von arbeitnehmerinnenbei-
trägen ist ab beginn der beitragsleistung der 
Universität möglich, wobei § 73 abs. 4 sinn-
gemäß gilt. die Universität ist berechtigt, die 
arbeitnehmerinnenbeiträge vom entgelt ein-
zubehalten. sie hat sie gemeinsam mit den 
arbeitgeberbeiträgen an die Pensionskasse 
abzuführen.

4. Teil • AlTersVorsorge / 5. Teil • schlussbesTimmungen
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§ 75.  Unverfallbarkeit
(1) sowohl die beiträge der Universität als 
auch die beiträge der arbeitnehmerinnen 
werden sofort mit ihrer zahlung unverfallbar.
(2) haben arbeitnehmerinnen unverfall-
bare anwartschaften erworben, haben sie 
bei beendigung des arbeitsverhältnisses 
vor eintritt des leistungsfalls anspruch auf 
den Unverfallbarkeitsbetrag. Dieser ent-
spricht 100 % der dem/der anwartschafts-
berechtigten zum jeweiligen austrittsstich-
tag zugeordneten Deckungsrückstellung. 
anwartschaftsberechtigte können über den 
Unverfallbarkeitsbetrag nach § 5 abs. 2 und 
3 bPg verfügen.

5. teil
schlUssBestimmUNGeN

§ 76. überleitung der nach dem 
31. Dezember 2003 neu aufgenom-
menen arbeitnehmerinnen;  
übergangsregelung für die  
pensionskassenbeiträge
(1) die zum zeitpunkt des inkrafttretens dieses 
kollektivvertrages bestehenden arbeitsver-
hältnisse von nach dem 31. Dezember 2003 
an der betreffenden Universität neu aufge-
nommenen arbeitnehmerinnen werden durch 
diesen kollektivvertrag in ihrem bestand nicht 
berührt. auch hinsichtlich einer allfälligen zeit-
lichen befristung des arbeitsverhältnisses tritt 
keine änderung ein.
(2) für die nach dem 31. Dezember 2003 
an der Universität neu aufgenommenen ar-
beitnehmerinnen gilt das vertragsbedien-
stetengesetz 1948 mit inkrafttreten dieses 
kollektivvertrages nicht mehr als inhalt des 
arbeitsvertrages. im arbeitsvertrag oder in 
einer betriebsvereinbarung vorgesehene 
regelungen, die günstiger sind als dieser 
kollektivvertrag oder sonstige zwingende be-
stimmungen, bleiben unberührt. dies gilt au-
ßer in den Fällen nach abs. 5 nicht, wenn der 
betreffende anspruch im arbeitsvertrag oder 
in der betriebsvereinbarung ausdrücklich nur 

für die zeit vor dem inkrafttreten dieses kol-
lektivvertrages begrenzt wurde.
(3) alle arbeitnehmerinnen werden nach 
den von ihnen überwiegend ausgeübten tä-
tigkeiten in eine verwendungsgruppe nach  
§§ 48 und 49 oder §§ 51 und 52 eingereiht. 
Dabei sind vorbehaltlich des abs. 4 alle in ei-
ner vergleichbaren verwendung an der betref-
fenden Universität zurückgelegten zeiten zu 
berücksichtigen. Über die einreihung ist dem/
der arbeitnehmerin innerhalb von 12 monaten 
nach inkrafttreten des kollektivvertrages eine 
schriftliche mitteilung auszustellen.
(4) arbeitnehmerinnen, die nach abs. 3 in die 
Gehaltsgruppe b 2 eingereiht werden, können 
frühestens nach ablauf von zwei Jahren nach 
inkrafttreten dieses kollektivvertrages nach  
§ 49 abs. 4 i. v. m. § 49 abs. 3 lit. a erster satz 
vorrücken. 
(5) zum zeitpunkt des inkrafttretens dieses 
kollektivvertrages bestehende ansprüche 
auf das monatliche entgelt, die höher sind 
als nach §§ 49 bzw. 54, sowie auf zulagen, 
die höher sind als nach §§ 59 und 60, bleiben 
in jedem Fall aufrecht. die ansprüche nach 
satz 1 sind entsprechend zukünftiger valori-
sierungen der Gehaltsschemata nach §§ 49 
bzw. 54 anzupassen. zeitabhängige vorrü-
ckungen innerhalb der verwendungsgruppe, 
in die die arbeitnehmerinnen nach abs. 3 
eingereiht werden, führen solange zu keiner 
erhöhung des entgeltes, solange das kollek-
tivvertragliche entgelt das bei inkrafttreten 
dieses kollektivvertrages gebührende entgelt 
(einschließlich valorisierungen) nicht über-
steigt (aufsaugung). arbeitnehmerinnen nach 
§ 5 abs 2 z. 2, für die unmittelbar vor dem in-
krafttreten dieses kollektivvertrags auf grund 
des vertragsbedienstetengesetzes 1948 
zeitabhängige vorrückungen vorgesehen 
waren, und bei denen zeitabhängige vorrü-
ckungen nach § 54 auf grund der aufsaugung 
für einen zeitraum nicht zu einer Gehaltser-
höhung führen, der über den 30. 9. 2013 hi-
nausreichen würde, rücken mit wirkung ab  
1. 10. 2013 in die nächste, über dem ihnen 
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im september 2013 tatsächlich gebührenden 
entgelt liegende regelstufe nach § 54 vor, 
wobei die erhöhung des entgelts mindestens 
7 60,– beträgt; die weiteren vorrückungen er-
folgen nach § 54. 
(6) ansprüche von arbeitnehmern/arbeitneh-
merinnen, mit denen vor inkrafttreten dieses 
kollektivvertrages ein sondervertrag im sinne 
des § 36 vbG abgeschlossen wurde, der ge-
genüber der einstufung, die der verwendung 
des arbeitnehmers/der arbeitnehmerin nach 
vbG entspricht, eine Überzahlung vorsieht 
und der auch keine entsprechung im ver-
wendungsgruppenschema (§§ 48, 51) dieses 
kollektivvertrages hat, bleiben auch so lange 
von einer erhöhung ausgenommen, so lange 
die zukünftig valorisierten ansätze nach §§ 49 
bzw. 54 oder 59 und 60 nicht die höhe der 
zum zeitpunkt des inkrafttretens dieses kol-
lektivvertrages individuell gebührenden beträ-
ge erreicht haben.
(7) Für die anwendung des § 22 abs. 1 sind 
alle ununterbrochenen beschäftigungszeiten 
an der betreffenden Universität (einschließlich 
solcher nach dem Uniabgg) zu berücksich-
tigen, auch wenn sie vor inkrafttreten dieses 
kollektivvertrages zurückgelegt wurden.
(8) abweichend von § 73 abs 1 und 3 sind 
in den ersten beiden Jahren nach inkrafttre-

ten dieses kollektivvertrages beiträge an die 
Pensionskasse in höhe von
1.  7,27 % für Universitätsprofessoren/Univer-

si tätsprofessorinnen (§ 25),
2.  2,18 % für alle anderen arbeitnehme rinnen, 

jeweils ausgehend vom bezug nach § 73  
abs. 2 und 3 zu leisten. 

(9) Für arbeitnehmerinnen gemäß § 71  
abs. 2 bzw. nach § 73 abs. 5 hat die Universi-
tät vorbehaltlich des § 77 abs 2 innerhalb von 
zwölf Monaten ab inkrafttreten dieses kollek-
tivvertrages einen einmalbetrag für nach dem  
31. dezember 2003, aber vor inkrafttreten die-
ses kollektivvertrages zurückgelegte Dienst-
zeiten an die Pensionskasse zu leisten. für 
die bemessung dieses einmalbetrages sind  
§ 73 abs. 2 bis 4 mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass an stelle der Prozentsätze nach § 73 
abs. 1 z. 2 0,75 % des jeweiligen monatlichen 
bruttobezuges zu grunde zu legen sind. Der 
einmalbetrag ist nur insoweit zu leisten, als 
bisher keine zahlungen an eine Pensionskas-
se oder auf grund einer individuellen vereinba-
rung zur finanzierung einer privaten altersvor-
sorge erfolgt sind. § 74 gilt sinngemäß. 

§ 77. projektmitarbeiterinnen
(1) Für arbeitnehmerinnen, die nach § 28 
und § 50 abs. 2 einzustufen sind und deren 

5. Teil • schlussbesTimmungen
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arbeitsvertrag bereits vor inkrafttreten dieses 
kollektivvertrages geschlossen wurde, gelten 
die bestimmungen des § 49 abs. 1 bis 10 
und § 54 abs. 1 dieses kollektivvertrages erst 
nach drei Jahren ab inkrafttreten des kollek-
tivvertrages. dies gilt auch für Projektmitar-
beiterinnen, deren arbeitsverträge bereits vor 
inkrafttreten des kollektivvertrag geschlossen 
wurden, aber nach dessen inkrafttreten zur 
fortführung oder zum abschluss des betref-
fenden Projektes um insgesamt maximal ein 
Jahr verlängert werden; diese ausnahme gilt 
längstens bis 30. 9. 2012.
(2) Für arbeitnehmerinnen, die nach §§ 26 
abs. 2 letzter satz oder 28 bzw. § 50 abs. 2 
einzustufen sind und deren arbeitsvertrag be-
reits vor inkrafttreten dieses kollektivvertrages 
geschlossen oder nach maßgabe des abs. 1 
verlängert wurde, gelten die bestimmungen 
der §§ 71 bis 75 erst nach drei Jahren ab in-
krafttreten des kollektivvertrages. für davor 
liegende zeiträume sind für diese arbeitneh-
merinnen weder nachzahlungen nach § 73 
abs. 5 noch nach § 76 abs. 9 zu leisten.

§ 78. „wissenschaftliche/Künstle-
rische mitarbeiterinnen in ausbil-
dung“, assistenten/assistentinnen 
ohne Doktorat, assistenten/ 
assistentinnen nach § 49l VBG
(1) Für wissenschaftliche/künstlerische Mit-
arbeiterinnen, die nach dem 31. dezember 
2003 und vor dem zeitpunkt des inkrafttre-
tens dieses kollektivvertrages in ein arbeits-
verhältnis zur Universität aufgenommen wur-
den, das im wesentlichen den regelungen in  
§§ 6 ff Uniabgg (insbesondere im hinblick 
auf die einräumung von zeit für erbringung 
selbständiger wissenschaftlicher oder künst-
lerischer leistungen sowie für einschlägige 
aus- und fortbildung und die vom assistent/ -
inn/en schema abweichende entgelthöhe) 
entspricht, gelten abweichend von §§ 31, 49 
und 76 das beschäftigungsausmaß, die auf-
gabenfestlegung sowie das entgelt, wie im 
jeweiligen arbeitsvertrag festgelegt, als zwin-

gender mindeststandard. Das entgelt beträgt 
mindestens das nach § 6f abs. 1 z 1 i.v.m. § 7 
abs. 6 UniabgG ab 1. oktober 2009 geltende 
ausmaß. bei teilbeschäftigung gebührt das 
entgelt im aliquoten ausmaß.
(2) nach abs. 1 übergeleitete wissenschaft-
liche/künstlerische Mitarbeiterinnen sowie 
wissenschaftliche/künstlerische Mitarbeite-
rinnen in ausbildung nach §§ 6ff Uniabgg 
kann eine Qualifizierungsvereinbarung nach 
Maßgabe des § 80 angeboten werden.
(3) ehemalige assistenten/assistentinnen 
nach § 49l vbG, die wegen der Übernahme in 
ein arbeitsverhältnis zu einer Universität kei-
ne abfertigung erhalten haben (§ 49r abs. 2 
vbG), haben anspruch auf nachzahlung der 
beiträge nach § 6 abs. 1 betriebliches mit-
arbeiter- und selbständigenvorsorgegesetz 
(bMsvG) für die als assistentin nach § 49l 
vbg verbrachte Dienstzeit. Diese nachzah-
lung hat innerhalb von zwölf Monaten von der 
Universität, an der der/die arbeitnehmerin als 
assistentin gemäß § 49l vbG beschäftigt war, 
an die für den/die arbeitnehmerin nun zustän-
dige mitarbeitervorsorgekasse zu erfolgen. im 
falle des wechsels an eine andere Universität 
hat der/die arbeitnehmerin die Universität, an 
der er/sie als assistentin gemäß § 49l vbG 
beschäftigt war, hierüber in kenntnis zu set-
zen und ihr die nunmehr zuständige mitarbei-
tervorsorgekasse bekannt zu geben. 

§ 79. übertretende arbeitnehmerinnen
(1) arbeitnehmerinnen, die für einen Über-
tritt nach § 126 abs. 5 oder 7 Ug in betracht 
kommen, ist von der Universität innerhalb 
von 18 monaten ab inkrafttreten dieses kol-
lektivvertrages eine schriftliche mitteilung 
vorzulegen. aus dieser hat hervorzugehen,
1.  in welche verwendungsgruppe nach §§ 48 

und 49 oder §§ 51 und 52,
2.  und allenfalls in welche zeitabhängige ent-

geltstufe (unter berücksichtigung der in  
§ 126 abs. 8 Ug genannten Dienstzeiten) 
innerhalb dieser verwendungsgruppe der/

77-79
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die arbeitnehmerin im falle eines wechsels 
voraussichtlich einzuordnen wäre, sowie

3.  wann voraussichtlich mit der vorrückung in 
die nächsthöhere zeitabhängige entgelt-
stufe (unter berücksichtigung der in § 126 
abs. 8 Ug genannten Dienstzeiten) zu 
rechnen ist.

(2) die Universität wird sich um eine sorgfäl-
tige Prüfung der voraussichtlichen einstufung 
bemühen. aus der Mitteilung selbst können 
keine ansprüche abgeleitet werden. § 50 
bleibt hievon unberührt.
(3) Gibt der/die arbeitnehmerin eine Über-
trittserklärung in den kollektivvertrag ab, so 
ist er/sie entsprechend den bestimmungen 
des kollektivvertrages einzureihen. wird 
der/die arbeitnehmerin von der Universi-
tät niedriger als nach der mitteilung nach  
abs. 1 eingereiht, so kann er/sie innerhalb 
von zwei Monaten ab kenntnis der tatsäch-
lichen einreihung seine/ihre Übertrittserklä-
rung widerrufen. 
(4) bei arbeitnehmerinnen, die den Übertritt 
in den kollektivvertrag erklärt haben, wird 
die im bisherigen Dienstverhältnis nach vbg 
zurückgelegte Dienstzeit für alle zeitabhän-
gigen rechte berücksichtigt (§ 126 abs. 8 
satz 2 UG). die abfertigungsanwartschaft (§ 
23 angg) kann durch eine schriftliche verein-
barung auf die für die Universität zuständige 
betriebliche vorsorgekasse übertragen wer-
den; dabei sind abschläge unzulässig.

§ 80. Qualifizierungsvereinbarung
nach § 78 übergeleiteten wissenschaftlichen/
künstlerischen Mitarbeiterinnen sowie nach  
§ 126 abs. 1 bis 4 Ug übergeleiteten Univer-
sitätsassistenten/Universitätsassistentinnen 
nach § 49l vbG kann nach inkrafttreten die-
ses kollektivvertrages eine Qualifizierungs-
vereinbarung gemäß § 27 mit der maßgabe 
angeboten werden, dass
1.  ein bedarf entsprechend der internen struk-

turplanung (§ 27 abs. 1) gegeben ist;
2.  eine ausschreibung nach § 26 abs. 8 nicht 

erforderlich ist;

3.  a)  das anbot einer Qualifizierungsverein-
barung so rechtzeitig nach inkrafttreten 
des kollektivvertrages gestellt wird, dass 
die Qualifizierung während der restlichen 
vertragszeit möglich ist, oder

 b)  für den fall der verlängerung des auslau-
fenden vertrages oder des abschlusses 
eines arbeitsvertrages nach ende der 
beschäftigung als wissenschaftliche/r / 
künstlerische/r mitarbeiterin nach Uni-
abgG das anbot einer Qualifizierungs-
vereinbarung mit abschluss des folge-
arbeitsvertrages gestellt wird.

§ 81. änderungen
(1) Die änderungen dieses kollektivvertrages 
durch den 1. nachtrag vom 18. 1. 2010 treten 
mit ausnahme der neufassung des § 61 rück-
wirkend mit 1. 10. 2009 in kraft.
(2) die Gehälter, der diesem kollektivvertrag 
unterliegenden arbeitnehmerinnen der Uni-
versitäten (§§ 49, 54) sowie die lehrlings-
entschädigungen (§ 56) jeweils einschließ-
lich allfälliger Überzahlungen, werden mit 
wirkung ab 1. 1. 2010 und für den zeitraum 
bis 31. 12. 2010 um 0,9 % und zusätzlich  
7 4,– (bei teilzeitbeschäftigung gilt der ali-
quote euro-betrag) erhöht. der so errechnete 
betrag wird kaufmännisch auf die erste de-
zimalstelle gerundet. berechnungsgrundlage 
für diese erhöhung ist das dezembergehalt 
2009.
(3) Die gehälter der diesem kollektivvertrag 
unterliegenden arbeitnehmerinnen der Uni-
versitäten (§§ 49, 54), jeweils einschließlich 
allfälliger Überzahlungen, werden mit wir-
kung ab 1. 1. 2011 um 7 34,50 erhöht. die 
lehrlingsentschädigung (§ 56) wird mit wir-
kung ab 1. 1. 2011 um 2,3 % erhöht. bei 
teilzeitbeschäftigten gilt der aliquote euro-
betrag.
(4) Die am 15. 12. 2010 beschlossenen än-
derungen dieses kollektivvertrages in §§ 49 
abs. 11, 54 abs. 3, 70 abs. 1 und 79 abs. 4 
werden mit 1. 1. 2011, jene in § 69 abs. 2 
rückwirkend mit 1. 10. 2009 wirksam.
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(5) Die gehälter der diesem kollektivvertrag 
unterliegenden arbeitnehmerinnen der Uni-
versitäten (§§ 49, 54), jeweils einschließlich 
allfälliger Überzahlungen, sowie die lehr-
lingsentschädigung (§ 56) werden mit wir-
kung ab 1. 1. 2012 um 3,0 % erhöht.
(6) die §§ 19 abs. 7a und 8, 49 abs. 14 und 
73 abs. 9 treten mit 1. 1. 2013 in kraft.
(7) die Gehälter, der diesem kollektivvertrag 

unterliegenden arbeitnehmerinnen der Uni-
versitäten (§§ 49, 54), jeweils einschließlich 
allfälliger Überzahlungen, werden mit wir-
kung ab 1. 6. 2013 um 7 30,– erhöht. bei teil-
zeitbeschäftigten gilt der aliquote euro-be-
trag. die lehrlingsentschädigung (§ 56) wird 
mit wirkung ab 1. 6. 2013 um 1,85 % erhöht. 
die so errechneten beträge wurden kaufmän-
nisch auf die erste Dezimalstelle gerundet. 

wien, am 12. Juni 2013

Österreichischer Gewerkschaftsbund
gewerkschaft öffentlicher Dienst

__________________________
Dr. wilhelm gloss

vorsitzender-stellvertreter

DachverbanD Der Universitäten

________________________________
rektor Univ.-Prof. Dr. wolfgang schütz

vorsitzender des Dachverbands  
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beispielhafte Auflistung von Tätigkeiten und berufsbildern 
in den Verwendungsgruppen gemäß § 51:

VwGr Verwaltungspersonal technisch-Naturwissenschaftl. 
Personal und Krankenpflegepersonal 

i hausarbeiterin, bühnenarbeite-
rin, reinigungspersonal, boten-
dienste, hilfs- und servicekräfte 
in werkstätten, registratur, 
Portier, hallenwartin, telefonis-
tin, schreib- und eingabekraft

laborhilfskraft, Pflegehelfer/Pflegehelferin 
medizinische assistenzberufe

iia verwaltungsfachkraft; Fachkraft 
in der buchhaltung; sportwartin, 
telefonistin mit qualifizierter 
auskunftsfunktionn 

Professionistin: z. b.: druckerin, elektrike-
rin, Gärtnerin, laborantin, tierpflegerin, 
versuchstechnikerin, chemisch-technische 
Fachkraft, anlagen-, labor- und Messtech-
nikerin
med.-techn.-Fachkraft, diplomierte/r Ge-
sundheits- und krankenpflegerin, diplomierte 
medizinische fachassistenz

iib selbständiger, eigenverant-
wortlicher sekretariatsdienst, 
buchhalterin, sachbearbei-
terin z. b. rechnungswesen, 
controlling, ein- und verkauf, 
Personalwesen, Qualitätswesen, 
bibliotheksdienst, lohn- und 
Gehaltsverrechnerin, studien- 
und Prüfungsangelegenheiten; 
spezialistin z. b. beleuchterin, 
kunsttischlerin, Feinmechani-
kerin, Fotografin 

selbständig, eigenverantwortlich tätige 
Professionistin: z. b. druckerin, elektrikerin, 
Gärtnerin, tierpflegerin, laborfachkraft, 
werkstättenleiterin, versuchstechnikerin, 
chemisch-technische Fachkraft, anlagen-, 
labor- und messtechnikerin
it-technikerin, med.-techn.-Fachkraft, 
diplomierte/r Gesundheits- und krankenpfle-
gerin 
Pflegevorsteherin, oberpflegerin, lehr-
hebamme 

iiia einfache managementtätigkeit 
in Fakultäten, departments und 
instituten, referentin im bereich 
der allgemeinen verwaltung; 
referats-, bereichs- oder abtei-
lungsleiterin von kleineren orga-
nisationseinheiten; gehobener 
bibliotheksdienst; 

technische/r assistentin, chemo-technische/r 
assistentin; ton-, video-, Geräte- und haus-
technikerin (Gebäudemanager), klavierbau-
meisterin, bühnenmeisterin,
it-anwendungstechnikerin, it-designerin 
gehobener medizinisch-technischer dienst, 
study nurse

aNhaNG 1
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VwGr Verwaltungspersonal technisch-Naturwissenschaftl. 
Personal und Krankenpflegepersonal 

iiib gehobene managementtätig-
keiten in Fakultäten, depart-
ments und instituten; insti-
tutsreferentin, referatsleiterin 
im bereich der allgemeinen 
verwaltung; buchhaltungsvor-
stand; referats-, bereichs- oder 
abteilungsleiterin von kleineren 
organisationseinheiten; geho-
bener bibliotheksdienst, 

technische/r assistentin an großgeräten z. b. 
elektronenmikroskop; 
leiterin kleiner labors, sicherheitsfachkraft;
it-Managerin, it-entwicklerin;
gehobener medizinisch-technischer Dienst

iva referentin im bereich der all-
gemeinen verwaltung entspre-
chend der verwendung 
z. b. Juristin, controllerin, Perso-
nalmanagerin, bibliothekarin, 
referats-, bereichs- oder abtei-
lungsleiterin von organisations-
einheiten

referentin im bereich des wissenschaftlichen – 
technischen dienstes z. b. chemikerin, Physike-
rin, laborleiterin;
(leitende/r) medizinisch-technische/r oberas-
sistentin oder stationsassistentin;
analytikerin, systemorganisatorin;
Projektleiterin

ivb referentin im bereich der all-
gemeinen verwaltung entspre-
chend der verwendung 
z. b. Juristin, controllerin, Perso-
nalmanagerin, bibliothekarin, 
referats-, bereichs- oder abtei-
lungsleiterin von großen organi-
sationseinheiten bzw. stellvertre-
terin von leitern/ leiterinnen der 
verwendungsgruppe v

referentin im bereich des wissenschaftlichen – 
technischen dienstes z. b. chemikerin, Physike-
rin;
laborleiterin;
bereichs- oder abteilungsleiterin von großen 
organisationseinheiten bzw. stellvertreterin von 
leitern/leiterinnen der verwendungsgruppe v;
chefanalytikerin, cheforganistorin;
leitendes krankenpflegepersonal, leitende 
medizinisch-technische Dienste

v verantwortliche/r leiterin von 
fachbereichen oder bereichs-
übergreifenden einrichtungen 
der Universität

verantwortliche/r leiterin von großen organisa-
tionseinheiten

§
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Gemeinsame erklärung zur auslegung 
des KollV für die aN der Universitäten:

(auf Grund der einigung in den verhandlungsrunden vom 27. 10. und 4. 12. 2009)

Die KollV-parteien kommen überein, dass

1. arbeitnehmerinnen des gehobenen medizinisch-technischen Dienstes bei erfüllung der 
voraussetzungen der verwendungsgruppe iiib in diese einzustufen sind;

2. bei arbeitnehmerinnen der Medizinischen Universitäten, die veranlasst durch die Gründung 
der Medizinischen Universitäten in der Folge von der bisherigen Universität an diese gewech-
selt sind, vorliegende zeiten zur jeweiligen „abgebenden“ Universität zu berücksichtigen sind.

wien, am 18. Jänner 2010

Österreichischer Gewerkschaftsbund
gewerkschaft öffentlicher Dienst

__________________________
Dr. wilhelm gloss

vorsitzender-stellvertreter

DachverbanD Der Universitäten

________________________________
rektor Univ.-Prof. Dr. georg winckler

vorsitzender des Dachverbands  

GemeiNsame erKlärUNGeN



§

56 57

Verständigung, dass nachstehender inhalt an die 
betreffenden Universitäten mittels eines gemeinsamen Briefes

von GÖD und Dachverband kommuniziert wird:

empfehlung von GÖD und DV zu § 76 abs. 5 des KV:

GÖd und dv empfehlen den medizinischen Universitäten sowie der veterinärmedizinischen 
Universität wien bei härtefällen, bei denen für arbeitnehmerinnen – für die unmittelbar vor 

dem inkrafttreten dieses kollektivvertrags auf Grund des vertragsbedienstetengesetzes 1948 
zeitabhängige vorrückungen vorgesehen waren – trotz § 76 abs. 5 letzter satz kv auch zum 
1. 10. 2013 keine erhöhung des entgeltes erfolgt, weil das vor inkrafttreten des kv bezogene 
entgelt das höchste in der entsprechenden verwendungsgruppe des kv vorgesehene über-

steigt, individuelle lösungen hinsichtlich einer weiteren entgeltperspektive anzustreben.

wien, am 18. Jänner 2010

Österreichischer Gewerkschaftsbund
gewerkschaft öffentlicher Dienst

__________________________
Dr. wilhelm gloss

vorsitzender-stellvertreter

DachverbanD Der Universitäten

________________________________
rektor Univ.-Prof. Dr. georg winckler

vorsitzender des Dachverbands  
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Gemeinsame erklärung Gewerkschaft Öffentlicher Dienst und 
Dachverband der Universitäten

Klärung des entgeltbegriffes gemäß § 76 abs. 5:

die kollv-Parteien kommen überein, dass im rahmen des Gehaltsvergleichs gemäß § 76 abs. 
5 nur entgeltpositionen gegenübergestellt werden, die auch im kollv geregelt sind, weshalb 
alle zulagen, die nicht im kollv vorkommen (z. b. erschwerniszulage), als bestandteil des 

entgelts anzusehen und dem entgelt nach §§ 49 bzw. 54 gegenüber zu stellen sind.
(Schriftliche Erläuterung der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst und des Dachverbands der 

Universitäten zu § 76 Abs. 5 Uni-KV. Die gemeinsame Auslegung wird intern an die Mitglieder 
versandt werden.) 

§ 49 abs 8 lit a KollV auslegung von „didaktischer ausbildung“

dv und GÖd kommen überein, dass § 49 abs 8 lit a kollv nur als bestimmung zum schutz 
junger wissenschaftlicher/künstlerischer Ma zu verstehen ist. Ma, die bereits eine entspre-
chende lehrerfahrung (z. b. durch lektorinnenverträge von zumindest zwei semestern1) 

haben, sind daher solchen gleichzuhalten, die eine entsprechende „von der Universität ange-
botene didaktische ausbildung absolviert haben“.

wien, am 15. Februar 2011

Österreichischer Gewerkschaftsbund
gewerkschaft öffentlicher Dienst

__________________________
Dr. wilhelm gloss

vorsitzender-stellvertreter

DachverbanD Der Universitäten

________________________________
rektor Univ.-Prof. Dr. georg winckler

vorsitzender des Dachverbands  

1)  die berücksichtigung der lehrerfahrung hat keine höhere einstufung im Gehaltsschema zur Folge. 
tätigkeitsbezogene vorerfahrungen sind gesondert zu beurteilen.

GemeiNsame erKlärUNGeN
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GemeiNsame erKlärUNG zur schaffung von Kinderbetreuungs-
einrichtungen für Bedienstete an jenen universitären einrichtungen, an 

denen außerhalb der Normaldienstzeit gearbeitet wird

der dachverband und die Gewerkschaft Öffentlicher dienst bekennen sich zum ziel der schaf-
fung von kinderbetreuungseinrichtungen für bedienstete an jenen universitären einrichtungen, 
an denen außerhalb der normaldienstzeit gearbeitet wird, und unterstützen alle einschlägigen 

initiativen. 

dies vor allem aus folgenden Gründen:
•  eine bedarfsgerechte, flexible, qualitätsvolle und leistbare kinderbetreuung ist eine der wich-

tigsten rahmenbedingungen für das Gelingen der vereinbarkeit von Familie und beruf bzw. 
familie und ausbildung.

•  das Fehlen von ausreichenden kinderbetreuungseinrichtungen verstärkt den Mangel an qua-
lifizierten kolleginnen und kollegen im universitären arbeitsgeschehen. eine schlüsselrolle 
kommt hiebei jetzt und auch künftighin den Frauen zu.

•  Grundlage für gute Qualifikation bildet eine fundierte ausbildung; während dieser zeit sollte 
daher ebenfalls eine bedarfsgerechte kinderbetreuung für die betroffenen mütter und väter 
angeboten werden.

•  durch eine kinderbetreuung rund-um-die-Uhr können stabile betreuungsverhältnisse für 
die kinder geschaffen werden; dies ist vor allem für die entwicklung von kleinkindern sehr 
wichtig.
der dachverband und die Gewerkschaft Öffentlicher dienst werden in gemeinsamen bemü-

hungen versuchen, die hiefür erforderlichen finanziellen Mittel zu akquirieren.

wien, am 15. Februar 2011

Österreichischer Gewerkschaftsbund
gewerkschaft öffentlicher Dienst

__________________________
Dr. wilhelm gloss

vorsitzender-stellvertreter

DachverbanD Der Universitäten

________________________________
rektor Univ.-Prof. Dr. georg winckler

vorsitzender des Dachverbands  
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zUsatz-KolleKtiVVertraG

§ 1. Vertragspartner
vertragspartner dieses kollektivvertrages sind 
der dachverband der Universitäten, p.a. Ös-
terreichische Universitätenkonferenz, a-1090 
wien, liechtensteinstraße 22, einerseits und 
der Österreichische Gewerkschaftsbund, Ge-
werkschaft Öffentlicher dienst, a-1010 wien, 
teinfaltstraße 7, andererseits.

§ 2. Geltungsbereich
Dieser kollektivvertrag gilt 
a)  räumlich für das gebiet der republik ös-

terreich;
b)  fachlich für alle dem Dachverband ange-

hörenden Universitäten gemäß § 6 des Uni-
versitätsgesetzes 2002 (Ug);

c)  persönlich für alle arbeitnehmerinnen, die in 
einem aufrechten, vor dem 1. Jänner 2004 
begründeten arbeits- oder ausbildungs-
verhältnis zu einer Universität stehen und 
zu einer der in § 78a abs. 1 z.1 bis 8 vbG 
genannten Personengruppen gehören, wenn 
sie am 31. Dezember 2003 von einer Pen-
sionskassenzusage durch den bund erfasst 
waren oder nach § 78a abs. 4 vbG nachträg-
lich erfasst werden müssen.

§ 3. Geltungsbeginn 
und Geltungsdauer
(1) Dieser kollektivvertrag tritt am 1. oktober 
2009 in kraft und wird auf unbestimmte zeit 
abgeschlossen.

(2) Der kollektivvertrag kann von beiden teilen 
unter einhaltung einer dreimonatigen kündi-
gungsfrist zum 30. september eines kalender-

jahres schriftlich gekündigt werden, sofern im 
folgenden nichts anderes bestimmt ist.

(3) während der kündigungsfrist sind ver-
handlungen wegen erneuerung oder abände-
rung des kollektivvertrages zu führen.

§ 4. pensionskassenzusage
(1) Die Universitäten erteilen allen arbeit-
nehmern/arbeitnehmerinnen nach § 2 lit. c 
eine Pensionskassenzusage, die ausschließ-
lich beitragsorientiert gestaltet ist und bei der 
von einem derzeitigen rechnungszinssatz von  
3 % ausgegangen wird. die wirksamkeit die-
ser zusage ist vom abschluss einer betriebs-
vereinbarung (§ 97 abs. 1 z. 18a arbvG) ab-
hängig.

(2) Jede Universität hat zu gunsten der von 
diesem kollektivvertrag erfassten Personen 
einen Pensionskassenvertrag abzuschließen, 
der die Umsetzung der in diesem kollektiv-
vertrag und in der betriebsvereinbarung nach 
abs. 1 enthaltenen regelungen zum gegen-
stand hat.

§ 5. leistungen
(1) Die Pensionskassenzusage umfasst zu-
mindest alterspensionen, die gebühren, wenn 
die/der arbeitnehmerin das 60. lebensjahr 
vollendet hat und das arbeits- oder ausbil-
dungsverhältnis zur Universität aufgelöst wird.
(2) das leistungsrecht wird durch Unisex-ta-
bellen geschlechtsneutral gestaltet.
(3) Übersteigt der barwert der versorgungs-
ansprüche nicht den sich aus § 1 abs. 2  

zusatz-Kollektivvertrag für die altersvorsorge
der vor dem 1. Jänner 2004 an den Universitäten 
aufgenommenen Bediensteten nach § 78a abs. 1 und 4 VBG
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und 2a des Pensionskassengesetzes erge-
benden betrag, kann die leistungsberechtigte 
Person von der Pensionskasse abgefunden 
werden.

§ 6. Beiträge des arbeitgebers
(1) Die Universität hat für die Dauer des bei-
tragspflichtigen arbeits- oder ausbildungsver-
hältnisses einen laufenden monatlichen bei-
trag an die Pensionskasse zu leisten:

1.  für Universitätsprofessorinnen (§ 98 UG) in 
höhe von 10,0 %,

2.  für alle anderen arbeitnehmerinnen nach  
§ 2 lit. c in höhe von 0,75 %

des monatlichen bruttobezuges, das sind alle 
Geldbezüge mit entgeltcharakter (§ 49 asvG) 
ohne rücksicht auf die höchstbeitragsgrund-
lage.

(2) in Monaten, in denen eine sonderzahlung 
gebührt, ist zusätzlich je ein sonderbeitrag in 
der nach abs. 1 vorgesehenen höhe zu leisten.

(3) die beitragspflicht endet mit dem ausschei-
den des arbeitnehmers/der arbeitnehmerin 
aus dem arbeits- oder ausbildungsverhältnis 
zur Universität. die beitragspflicht ruht für 
zeiten, in denen der/die arbeitnehmerin keine 
entgeltansprüche gegenüber der Universität 
hat.

(4) Die Universität kann ihre beitragszah-
lungen endgültig einstellen, wenn sich ihre 
wirtschaftliche lage so wesentlich verschlech-
tert hat, dass die aufrechterhaltung der Pensi-

onskassenzusage eine gefährdung des wei-
terbestandes der Universität zur folge hätte.

(5)  Die Universität kann ihre laufenden bei-
tragszahlungen vorübergehend aussetzen 
oder einschränken, wenn zwingende wirt-
schaftliche gründe vorliegen.

§ 7. Beiträge der 
arbeitnehmerinnen
(1) Der/die arbeitnehmerin kann nach ab-
schluss einer entsprechenden schriftlichen 
vereinbarung mit der Pensionskasse eigene, 
zu leistungserhöhungen führende beiträge 
an die Pensionskasse leisten. die höhe der 
arbeitnehmerbeiträge ist mit der höhe der von 
der Universität nach § 6 zu leistenden beiträge 
begrenzt. Darüber hinaus hat der/die arbeit-
nehmerin die Möglichkeit, eigene beiträge im 
rahmen des § 108a estG 1988 bis zu der 
dort genannten höhe an die Pensionskasse 
zu leis ten.

(2) Die leistung von arbeitnehmerinnenbei-
trägen ist ab beginn der beitragsleistung der 
Universität möglich, wobei § 9 abs. 1 sinn-
gemäß gilt. die Universität ist berechtigt, die 
arbeitnehmerinnenbeiträge vom entgelt ein-
zubehalten. sie hat sie gemeinsam mit den 
arbeitgeberbeiträgen an die Pensionskasse 
abzuführen.
 
§ 8. Unverfallbarkeit
(1) sowohl die beiträge des arbeitgebers als 
auch die beiträge der arbeitnehmerinnen wer-
den sofort mit ihrer zahlung unverfallbar.
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(2) haben arbeitnehmerinnen unverfallbare 
anwartschaften erworben, haben sie bei 
beendigung des arbeits- oder ausbildungs-
verhältnisses vor eintritt des leistungsfalls 
anspruch auf den Unverfallbarkeitsbetrag. 
dieser entspricht 100 % der dem/der anwart-
schaftsberechtigten zum jeweiligen austritts-
stichtag zugeordneten Deckungsrückstellung. 
anwartschaftsberechtigte können über den 
Unverfallbarkeitsbetrag nach § 5 abs. 2 und 3 
bPg verfügen.

§ 9. past service
(1) Die Universität hat für arbeitnehmerin-
nen nach § 2 lit. c für zeiträume nach dem  
31. dezember 2003, bei Professoren/Profes-
sorinnen nach § 49f vbG für zeiträume nach 
dem 30. september 2001, einen einmalbei-
trag an die Pensionskasse zu leisten, soweit 
für diese Personen seit der begründung ihres 
arbeits- oder ausbildungsverhältnisses nicht 
durchgängig Pensionskassenbeiträge in dem 
in § 6 abs. 1 und 2 vorgesehenen ausmaß 
geleistet wurden.
(2)  der einmalbetrag nach abs. 1 wird in-
nerhalb von zwölf Monaten nach inkrafttreten 
dieses kollektivvertrages fällig.

§ 10. individuelle Vereinbarungen
(1) für arbeitnehmerinnen nach § 2 lit. c 
sind Pensionskassenbeiträge nach § 6  
abs. 1 und 2 sowie einmalbeträge nach  
§ 9 insoweit zu leisten, als diese den betrag 
übersteigen, der diesen Personen zur Finan-
zierung einer privaten altersvorsorge zusätz-
lich gewährt wurde.
(2) abs. 1 ist nicht anzuwenden, wenn die 
betreffende Person mit einer entsprechenden 
kürzung ihres entgelts einverstanden ist.

zUsatz-KolleKtiVVertraG

technische Universität wien, haUPtGebäUde  
© tU wien
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wien, am 5. Mai 2009

DachverbanD Der Universitäten

 __________________________                       _________________________
 Univ.-Prof. Dr. rudolf g. ardelt               rektor Dr. gerald bast
 vorsitzender stellvertreter

 __________________________                        _________________________
 Univ.-Prof. Dr. walter J. Pfeil          Dr. markus grimm
 stellvertreter stellvertreter

Österreichischer Gewerkschaftsbund
gewerkschaft öffentlicher Dienst

__________________________
Dr. wilhelm gloss

vorsitzender-stellvertreter

 __________________________         _________________________
 Univ.-Prof. Dr. richard kdolsky Dr. alfred georg müller
 vorsitzender der bundesvertretung                     vorsitzender der bundesvertretung 
 wissenschaftliches und allgemeines Personal
 künstlerisches Personal 
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ihre aNsprechpartNer Bei 
Der GewerKschaFt ÖFFeNtlicher DieNst

Bundesvertretung 13
ao. Univ.-Prof. Dr. richard kdolsky
vorsitzender
Universitätsgewerkschaft – 
wissenschaftliches und künstlerisches Personal
1010 wien, teinfaltstraße 7 
tel.: 01/534 54-116
Fax: 01/534 54-207
e-Mail: office.bv13@goed.at

Bundesvertretung 16
gabriele waidringer
vorsitzende
Universitätsgewerkschaft – allgemeines Universitätspersonal
1010 wien, teinfaltstraße 7
tel. 01/534 54-116
Fax: 01/534 54-207
e-Mail: office.bv16@goed.at

abteilung für Kollektivvertrags- und arbeitsverfassungsrecht
mag. martin holzinger
1010 wien, teinfaltstraße 7
tel.: 01/534 54-262
Fax: 01/534 54-239
e-Mail: goed.kv@goed.at

weitere informationen auf www.goed.at.
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sie siND Noch 
Nicht DaBei?

GÖD-mitGlieD werDeN 
ist GaNz eiNFach!

füllen sie nebenstehende göD-mit -
glieds-anmeldung aus oder kontak-
tieren sie ihren zuständigen ge - 
werk schaftsvertreter, Personalvertre-
ter oder betriebsrat an ihrer Dienst-
stelle. ihr mitglieds-anmeldeformular 
finden sie auch als download auf der 
homepage der Gewerkschaft Öffent-
licher dienst unter www.goed.at.

ihr ansprechpartner 
bei der GÖD: 
hannes taborsky
bereichsleiter Mitgliederwerbung, 
-betreuung und schulung
teinfaltstrasse 7, a-1010 wien
tel.: 0043/1/534 54-286, Fax: -207 
e-Mail: hannes.taborsky@goed.at 



Abschnitt für den dienstgeber

Akad. Titel   Anrede                  Staatsbürgerschaft    Beitritt ab  

Familienname – Vorname 

Wohnadresse  

Postleitzahl, Ort     Telefonnummer   

SV-Nr./Geb.-Datum     E-Mail-Adresse    

Dienststelle       Anschrift der Dienststelle  

Bundesvertretung                        BetreuerIn  

Ort, Datum                            Unterschrift der dienstnehmerin / des dienstnehmers

Waren Sie bereits Mitglied des Österreichischen Gewerkschaftsbundes ab 1945:    ❍ Ja      ❍ Nein

Wenn ja, bei welcher Gewerkschaft   von/bis       Angabe der Mitgliedsnummer  

An die bezugsauszahlende Stelle                       Abzug ab  

Akad. Titel / Familienname / Vorname          SV-Nr./Geb.-Datum  

Personalnummer       Dienststelle     Personalzuständigkeit  

Ort, Datum               Unterschrift der dienstnehmerin / des dienstnehmers

Die Anrechnung von Beitragszeiten anderer, dem Österreichischen Gewerkschaftsbund angehörenden Gewerkschaften kann nur nach Vorlage eines Mit-
gliedsbuches oder einer Bestätigung erfolgen. Das Mitgliedsbuch der früheren Gewerkschaft ist bei Anrechnung von Beitragszeiten beizulegen. Beitragshöhe:
1 % des Bruttomonatsbezugs (höchstens 1 % der DKl. V/2). Unter Bruttomonatsbezug im Sinne dieses Schriftwechsels ist zu verstehen:
a)  bei öffentlich-rechtlich Bediensteten des Dienststandes: alle für die Ruhe genussberechnung anrechenbaren Bezugsteile, einschließlich der Teuerungs-

zuschläge, jedoch ohne Sonderzahlung;
b)  bei Vertragsbediensteten: das jeweils zustehende Vertragsentgelt, soweit es bei öffentlich-rechtlich Bediensteten für den Ruhegenuss anrechenbar wäre, 

einschließlich der Teuerungszuschläge, jedoch ohne Sonder zahlung;
c)  bei Empfängern von Ruhe- und Versorgungsgenüssen: der Ruhe- und Versorgungsgenuss, einschließlich der Teuerungszuschläge, jedoch ohne 

 Sonderzahlung und Familienzulagen.

1.  Ich erkläre mich einverstanden, dass mein Gewerkschaftsbeitrag durch den/die Dienstgeber/in von meinem Bezug bzw. durch die PVA von meiner Pension 
einbehalten und überwiesen wird. Diese Vereinbarung kann vierteljährlich schriftlich gekündigt werden.

2.  Ich erteile hiermit ausdrücklich die Zustimmung gemäß §§ 7, 8 und 9 Datenschutzgesetz 2000 – DSG 2000, BGBI. I Nr. 165/1999 in der geltenden Fas-
sung, sämtliche mich betreffenden, zum Zweck der Betreuung, Information und des Beitragsabzugs erforderlichen, personenbezogenen Daten (dies sind in 
jeweils aktueller Form Personalnummer, Familienname, Vorname, akademischer Grad, Anschrift, Sozialversicherungsnummer, Geburtsdatum, Geschlecht, 
Staatsbürgerschaft, Einreihung, Pensionierungsdatum, Bedienstetenkategorie, Gewerkschaftsbeitrag [laufend und Durchrechnung] sowie Dienstende) unter  
Inanspruchnahme eines EDV- Dienstleisters zu verwenden, und ermächtige den/die Dienstgeber/in, diese Daten an den Österreichischen Gewerkschaftsbund, 
Gewerkschaft Öffentlicher Dienst zu übermitteln.

3.  Ich bin berechtigt, die in Ziffer 2. angeführten Erklärungen jederzeit schriftlich durch Mitteilung an den Österreichischen Gewerkschaftsbund, Gewerkschaft 
Öffentlicher Dienst zu widerrufen.

gÖd-mitglieds-AnmeldUng

1010 Wien, Teinfaltstraße 7, Tel.: 01/534 54, Fax: 01/534 54-124, E-Mail: goed.evidenz@goed.at, DVR: 0046655, ZVR-Nr.: 576439352

GEWERKSchAFT ÖFFENTlIchER DIENST

❍ Beamter/in

❍ Vertragsbedienstete(r)

❍ Angestellte(r)

❍ lehrling

❍ Student/in, Schüler/in

❍ Sonstige:

gÖd
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Mit diesem europaweit ersten Kollektivvertrag für Beschäftigte an Universitäten ist es  
gelungen, ein sowohl für den wissenschaftlichen als auch für den administrativen  
Universitätsbereich maßgeschneidertes Arbeits- und Gehaltsrecht zu schaffen. 

Der Kollektivvertrag beinhaltet sowohl die Verschriftlichung arbeitsrechtlicher und sozialer  
Verbesserungen gegenüber den gesetzlichen Bestimmungen als auch ein transparentes 

Gehaltssystem mit modernen Gehaltsverläufen. Normen über einen erweiterten  
Kündigungsschutz nach einer bestimmten Betriebszugehörigkeit, Regelungen über 

Befristungen, Ansprüche auf Freizeittage im Rahmen von Sonderurlaubstatbeständen, 
Sonderregelungen betreffend Teilzeit, die Gewährung eines Fahrtkostenzuschusses 

sowie die Altersvorsorge durch eine Pensionskassenzusage sind als plakative Beispiele 
des sozialen Charakters des Kollektivvertrages anzuführen. Die Führung von  
Mitarbeitergesprächen, der Abschluss von gehaltsrelevanten Qualifizierungs­

vereinbarungen, Bestimmungen über Fortbildung, Bildungsurlaub und Sabbatical  
unterstreichen den Stellenwert dieser Personalentwicklungsmaßnahmen.


